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A Jahrg. 10 ZEITSCHRIFT FÜR GEOPOLITIK Heft 4 


Vrrkheis Bmeuering ist das erste Frühlingsziel eines tiefgreifenden Willens zur 
geopolitischen wie soziopolitischen Umgestaltung im Herzen des europäischen Erdteils. 
'Sproßte die Saat im Lenz, lassen doch erst Sommer und Herbst die Ernten reifen; 

bei Bewegungen von Geschlechtern und Reichen erst wieder vielleicht nach Geschlechts- 
folgen, — erst dann auch im Ausmaß übersehbar. 

Darum erst recht aber bleibt es die Forderung des Tages, namentlich Aufgabe und 
Pflicht der Geopolitik, den Mut zur Vorausschau, zur Prognose in diese Entwicklungen 
hinein zu haben, Maßnahmen vor allem anzuregen, die nicht dem Augenblick und dem 
Bedürfnis des Tages dienen, sondern lang und weithin wirkenden Umgestaltungen, 
— Maßnahmen, die jetzt dem glutflüssigen Metall die Wege zeigen und heute leicht 
durchführbar sınd, morgen schon in ihren Möglichkeiten unwiederbringlich verloren. 

Wie sehr die Geopolitik im Gegensatz zu den mehr rückschauenden Wissenszweigen 
diesen Mut zur Prognose dauernd beweist, das wird vielleicht am besten klar an den 
micht zufällig bereitliegenden oder aktuell gewordenen Aufsätzen dieses und der folgen- 
den Hefte, von denen gerade das nächste einen Vorgang beleuchten wird, der in diesem 
Heft fehlt, weil er im nächsten geschlossen erscheinen soll: das Zurückführen und, 
wenn es sein muß, das Zurückdrängen des Stadtmenschen aufs Land, die Auflockerung 
der verstädterten Masse Mensch, die Reagrarisierung. 

Diese Aufsätze, wie überhaupt die ganze Plananlage der Nachwinterhefte (Autarkie- 
frage usw.) liegen ja in der Linie unserer planmäßigen Arbeit dieses Jahres; sie liegen 
auf jener Linie, die wir zogen, um nach Erkenntnis von Wesen und Auswirkung der 
Verstädterung, der einseitigen Wirtschaftspflege die Gegenwehr und die staatliche Gegen- 
wirkung in ihren Möglichkeiten zu untersuchen, die nach einem gesunden Gleich- i 

gewicht von Kultur, Macht und Wirtschaft des wahrhaft nationalen und sozialen Staates 
zurückstreben. 

Es ist ein Stolz der Geopolitik, daß sie diese Lime seit ihrer Gründung innehielt, 
seit sie damals der allzu breit gewordenen sozialen Demokratie die soziale Arisiokratie 
als Auslese wahren Führertums vorhielt. (I. Jahrgang 1924, Heft 3, 8.127.) 

Es ist ein anderer weiterer Stolz der Geopolitik, daß sie in allen diesen Jahren 
dem Herzuvolk Europas eine große Möglichkeit zum Wiedergewinnen von 
Atemweite und Ellenbogenraum zeigte. Eine solche mußte — wenn auch vielleicht 
kurzfristig — entstehen, wenn die großen indopazifischen Spannungen der Nachkriegs- 
zeit zu gewalisamem Austrag kamen und alle anderen Großvölker der Erde in ihren 


Bannkreis zogen, mit Ausnahme des deutschen und des italienischen, wie wir es heute 
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erleben. Umsicht und Vorsicht fordert die Benützung dieser einzig günstigen Konjunk- 
tur; wir müssen dabei an das Goethewort mahnen: „Wie sich Geschick und Glück 
verketten, das jällt dem Toren niemals ein!“ Darum ist es das weitere Ziel dieser 
Hefte stets gewesen, zu zeigen, wie die anderen großen Bünde Eurasiens und der Neuen 
Welt, wie die küämpfenden ostasiatischen Großmächte, wie die aufstrebenden unterdrück- 
ten anderen Großvölker der Erde sich zur deuischen Befreiungs- und Selbstbestimmungs- 
bewegung gegen die gleichen Bedränger einstellten. 

Denn von einer solchen Verlagerung der geopolitischen Dynamik, von einer solchen 
Umwandlung bisher latenter — unterdrückter oder verschleierter — Energie in kinetische 
müssen ungeheure Schütterwirkungen ausgehen. Sie äußern sich nicht nur nach innen 
auf die Struktur, den Aufbau und Umbau des eigenen Reichs, auf die Neugestaltung 
seiner Grenzen und die Einstellung der nächsten Nachbarn zu ihr, sondern sie strahlen 
hinaus über die ganze Erde, die längst ein einheitliches Kraftfeld geworden ist. Noch 
immer aber gilt in diesem Kraftfeld die uralte chinesische und französische Staats- 
weisheit, der Freund der Nachbarn seiner Nachbarn zu sein! Eine fast zu 
selbstverständliche Folgerung daraus ist, diese Nachbarn seiner Nachbarn und Be- 
dränger nicht unnötig zu vergrämen, auch wenn man noch so sehr von den Methoden 
ihrer inneren Staatsführung abweicht, ja seine Antipoden, seine Gegenfüßler in deren 
pohtischen Spüzen zu erkennen glaubt. Denn Innenaufbau und Raumdruckausgleich 
auf Erden sind zweierlei; wir wollen nicht vergessen, daß der allerchristlichste König 
seine besten Erfolge bei der Raumzersiörung unseres ersten Reiches seiner Freund- 
schaft mit dem Großtürken verdankte — obwohl der Großvezir damals seinem stolzen 
Botschafter sagen ließ: ‚Weisse, daß es dem Großherrn gleichgültig ist, ob der Hund 
das Schwein frißt oder das Schwein den Hund“, als ihm ein Sieg des allerchrist- 
lichsten gemeldet wurde! 


Deshalb versuchen diese Hefte der Geopolitik in tiefbewegter Zeit jener doppelten 
Aufgabe zu genügen: zu zeigen, wie nach innen wahre Führerhand die Gebote des 
Erneuerungsdrangs der Zeit vollziehen muß, und wie sie doch zugleich nach außen 
vorbeugend den allzu beengten Lebensraum frei von weiterem Verlust zu halten hätte, 
und wie sie jede dynamische Veränderung auf der weiten Erde ausnützen muß, um 
diesen Lebensraum zunächst zu wahren, dann zu weiten ! | 


Karl Haushofer Albrecht Haushofer Kurt Vowinckel 
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GERHARD HERRMANN: 
Handelspolitik als Instrument des sozialen Umbaus 


I 


Mit besonderer Vorliebe pflegen die ‚„volkswirtschaftlichen“ Lehrbücher den 
internationalen Charakter der kapitalistischen Wirtschaftsformen in den Vorder- 
grund zu stellen und in naiver Freude zu betonen, wie sehr gerade auch für die 
Gegenstände des täglichen Bedarfs ein Bezug aus fernsten Ländern erforderlich sei. 
Von hier aus ist es nur ein kleiner Schritt, in der Intensität dieser weltwirtschaft- 
lichen Verflechtung überhaupt den Gradmesser für den wirtschaftlichen Entwick- 
lungsgrad eines Wirtschaftsraumes zu sehen. Erst wenn ein Raum „wirtschaftlich 
erschlossen“ ist, zählt er weltwirtschaftlich mit, erst wenn sein Export quantitativ 
oder qualitativ ein gewisses Ausmaß überschreitet, ist er salonfähig geworden. Der 
Export als Selbstzweck war das entscheidende Sicherheitsventil für die drän- 
genden Expansionskräfte des Kapitalismus geworden. Jede Handelspolitik hatte im 
Grunde nur den Zweck, etwa bestehende Hindernisse aus dem Wege zu räumen. 
Grundsätzlich war man sich darüber einig, daß der bewohnte Erdball einen einheit- 
lichen Wirtschaftsraum darstellte, der zwar wieder in Teilräume zerfiel, die jedoch 
durch „offene Türen“ miteinander in bequemer Verbindung standen. Selbstver- 
ständlich spielten innerhalb des Systems von Handelsverträgen, das durch die Meist- 
begünstigungsklausel gekennzeichnet ist, Zölle nur die Rolle von Schönheitsfehlern. 
Formal wie inhaltlich glichen sich diese Verträge wie ein Ei dem andern. Es wäre 
fast absurd erschienen, ihre Abmachungen den Erfordernissen eines konkreten Wirt- 
schaftsraumes anzupassen: So unterlag der internationale Waren- (Kapital- und 
Menschen-) Austausch nur dem ‚‚freien Spiel der Kräfte“. Es herrschte also Anarchie. 


II 


Dieses liberale Wirtschaftssystem, der Kapitalismus, ist mitten im Zusammen- 
bruch, und es ist lediglich eine Temperamentsfrage, festzustellen, in welchem Akte 
dieses Umbruchs wir uns befinden. Bisher war die „Wirtschaft“ ein autonomer Be- 
reich der Kultur, der nur seinen eigenen Gesetzen unterlag und alle Maßnahmen 
des Staates entweder ausdrücklich billigte oder sie als „Störungen“, „Experimente“ 
usw. unter Berufung auf die wirtschaftliche Eigengesetzlichkeit entschieden von 
sich wies. 

Mit der Heraufkunft des ‚‚totalen Staates“ hat sich aber auch das Verhältnis von 
Staat und Wirtschaft entscheidend verändert, und zwar in doppelter Hinsicht: 
ı. Einmal ist nun der Staat die letzte Instanz für die Gestaltung 
aller Formen der Kultur. Auch die Wirtschaft hat sich den staatlichen Er- 


fordernissen ein- und unterzuordnen. Ihre Neugestaltung hat zum Ziel die wirt- 
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schaftliche Selbstversorgung aus dem eigenen Boden, die Beschaffung von Arbeit 
und Lebensunterhalt für alle Angehörigen des Volkes, wirtschaftliche Unabhängig- 
keit vom Ausland, soweit es die geopolitische Lage erlaubt. Das Endziel ist die 
Autarkie, die natürlich nicht in Reinkultur verwirklicht werden kann. 2. Die prak- 
tische Durchführung einer Autarkie ist aber nur möglich, wenn eine zentrale In- 
stanz besteht, die aus der Abwägung der gegebenen wirtschaftlichen Kräfte die 
Einzelmaßnahmen zur Durchführung der Autarkie festsetzt. Der Aufbau einer 
autarken Wirtschaft muß also in der Form der Planwirtschaft 
erfolgen. Beide bedingen sich gegenseitig. 

Unter diesen Gesichtspunkten ist nun der Bereich der Handelspolitik einer ge- 
sonderten Betrachtung zu unterziehen. Diese neue Problematik der Handelspolitik 
ist deswegen ganz besonders aufschlußreich, weil gerade hier alle wesentlichen 
Strukturelemente der neuen Wirtschaftsform sich miteinander berühren und ver- 
zahnen. ı. Die Handelspolitik hat nicht mehr einem anarchischen, weil individuali- 
stischen, Exportdrang freien Weg zu geben. Sie hat der Erreichung maximaler 
Autarkie zu dienen. Sie hat den unvermeidlichen Erdenrest weltwirtschaftlicher 
Verflechtung zu sichern und zu gestalten. 

2. Im Rahmen einer Planwirtschaft, die zum mindesten grundsätzlich mit festen 
Größen arbeiten muß, hat sie weiter die Aufgabe, den dem staatlichen Herrschafts- 
bereich entzogenen internationalen Warenaustausch zu einer möglichst festen Größe 
zu machen. 

3. Sodann aber hat die Handelspolittik die ganz neue Aufgabe, durch Art 
und Richtung des Warenverkehrs mit dem Auslande den sozialen und wirt- 
schaftsorganisatorischen Umgestaltungsprozeß zu fördern und 
zu erleichtern, der gerade in einem bisher so ausgesprochen exportindustriell 
orientierten Lande wie Deutschland ebenso wichtig wie schwierig sein wird. 


II 


Wie bereits früher an dieser Stelle ausgeführt1), besteht die Kernaufgabe des 
deutschen Wirtschaftsumbaus der kommenden Jahre in dem Abbau der Mono- 
kulturformen. Im Positiven: Reagrarisierung; im Negativen: endgültige Drosselung 
der sogenannten „Exportindustrien“. Hierdurch sind auch die Ziele und Formen 
der deutschen Handelspolitik weitgehend bestimmt. 

Die wirtschaftliche Selbstversorgung Deutschlands ist nicht einfach dadurch 
handelspolitisch sicherzustellen, daß man schematisch die Ein- und Ausfuhrziffern 
eines bestimmten Zeitraumes, von 1931 oder 1932, zum Ausgangspunkt nimmt und 
ein absolutes Minimum der notwendigen Importe festsetzt, zu deren Bezahlung 
dann eine allgemeine und wahllose Förderung des Exports betrieben wird. Dem 
entspricht die gegenwärtige Lösung mit ihren Halbheiten und Mangel an Konse- 


1) Vgl. Heft 1/1933: Das Verhängnis der Einseitigkeit. 
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quenz, die infolgedessen nur die Nachteile des kapitalistischen wie eines manipu- 
lierten Wirtschaftssystems auf sich vereinigt. Etwa, wenn — wie im Abkommen mit 
Belgien — die Gewährung von Kontingenten mit der Meistbegünstigungsklausel ver- 
koppelt wird. Wenn zwar Kontingentsabkommen abgeschlossen werden, aber nur 
für bestimmte Warengruppen, während andere nach Herkunft und Menge dem 
freien Austausch unterliegen. Wenn schließlich der gesamte Warenaustausch sich 
nicht nach gesamtwirtschaftlichen Grundsätzen vollzieht, sondern jede Einfuhrfirma 
nach bestimmten Prozentsätzen ihres Vorjahrsimports beteiligt wird. 

Wenn schon Kontingentierung, dann eine. generelle, die sich nach einem festen 
Gesamtplan bestimmt. Nur von einem solchen Gesamtplan aus kann eine Handels- 
politik erreichen, daß die notwendigen Importe von solchen Ländern bezogen wer- 
den, die in der Lage und willens sind, im Austausch deutsche Erzeugnisse anzuneh- 
men oder mit denen aus politischen Gründen eine engere wirtschaftliche Zusammen- 
arbeit erwünscht ist. 

Ferner aber — und dieser Gesichtspunkt ist in der Autarkiediskussion noch nicht 
deutlich genug zutage getreten — ist die deutsche Handelspolitik ein Instrument des 
sozialen Umbaus. Die deutsche Handelspolitik, wenn sie wirklich von ge- 
samtwirtschaftlichen Ideen getragen sein soll, kann nicht ausgehen von der 
gegenwärtigen Struktur der deutschen Wirtschaft. Sie kann sich 
nicht damit zufrieden geben, daß bereits auf der Grundlage der gegenwärtigen agra- 
rischen und industriellen Produktion Deutschlands eine optimale Selbstversorgung 
erreicht wird. 

Es wäre eine geradezu verhängnisvolle Täuschung, wollte man etwa die für 1932 
fast erreichte Selbstversorgung in Getreide als endgültig ansehen. Im Verfolg der 
kommenden Reagrarisierung wird sich notwendigerweise eine beträchtliche Zunahme 
der kleinen und mittleren bäuerlichen Betriebe auf Kosten des Großgrundbesitzes 
ergeben. Das bedeutet aber zunächst einen erheblichen Rückgang der agrarischen 
Überschußproduktion an Getreide für den innerdeutschen Markt. Bedeutet schon 
die Reagrarisierung an sich eine Abwendung von den bisherigen industriellen Mono- 
kulturformen, so gilt das nochmals für den klein- und mittelbäuerlichen Siedlungs- 
betrieb gegenüber dem monokulturellen Großgrundbesitz. Denn für den mittleren 
und erst recht den kleinen Bauern bzw. Siedler steht natürlich der Gedanke der 
eigenen Selbstversorgung durchaus im Vordergrund, während der Großgrundbesitz 
vor allem für den Markt produziert. Die notwendige absolute und relative Zunahme 
der Klein- und Mittelbetriebe wird also zunächst eine Abnahme der für den 
Markt zur Verfügung stehenden Getreidemengen zur Folge haben, 
und zwar aus zwei Gründen: Mit der Zerschlagung der Getreidemonokultur 
der Großbetriebe- wird die Getreideanbaufläche und der Totalertrag absolut zurück- 
gehen, zweitens aber — und dies verstärkt die erste Tendenz — wird ein geringerer 
Prozentsatz dieser an sich schon verringerten Getreideproduktion auf den Markt 
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gebracht werden. Hierfür ist ein klarer Nachweis möglich?): In den Betriebsgrößen 
von 5—20 und 20—50 ha — also den für die Siedlung in erster Linie in Frage 
kommenden — gelangten im Reichsdurchschnitt nur 32% bzw. 12% der Getreide- 
ernte zum Verkauf, während 46% und 41% im Betrieb selbst verfüttert wurden. 
Demgegenüber betrug der Verkaufsanteil bei den höheren Betriebsgrößen 50% (50 
bis 100 h), 55% (100—200 ha), 53% (200—400 ha) und 52% der Getreidernte bei 
Betrieben über 400 h. Eine rein produktionsmengenmäßig denkende, auf möglichst 
baldige Getreideautarkie bedachte Handelspolitik würde also eine Erhaltung des 
Großgrundbesitzes als Getreidebaumonokultur und eine Beschränkung der Siedlung 
fordern. Es läßt sich nicht leugnen, daß Ansätze in dieser Richtung bereits vor- 
liegen. Es kann nicht entschieden genug vor einer derart verhängnisvollen Entwick- 
lung gewarnt werden. Denn die Handelspolitik kann niemals Selbstzweck sein. Eine 
optimale, die Garantie der Dauer in sich tragende Autarkie ist auf der 
gegenwärtigen Produktionsbasis nicht nur nicht erwünscht, son- 
dern auch nicht möglich. Erst einmal muß der soziale Umbau, der sich aus 
der Reagrarisierung und dem Abbau der ausgesprochenen Exportindustrien zwangs- 
läufig ergibt, vollzogen sein, bevor das Endziel einer optimalen Autarkie handels- 
politisch erreichbar ist. 

Solange nicht die bisherigen industriellen und agrarischen Monokulturen ab- 
gebaut sind, solange also nicht gleichzeitig ein sozialer Umbau größten Stils erfolgt 
ist und die deutsche Planwirtschaft auf dem sicheren Fundament einer ausbalan- 
cierten sozialen Gliederung ruht, muß die deutsche Handelspolitik mit einer grö- 
ßeren wirtschaftlichen Abhängigkeit vom Ausland rechnen, als es auf Grund der 
bloßen heutigen Produktionsmengen nötig erschiene. Die Handelspolitik hat ge- 
radezu in den Dienst dieses Umbaus zu treten. Um den raschen Fortschritt der 
bäuerlichen Siedlung und die Zerschlagung der landwirtschaftlichen Großbetriebe 
nicht zu hemmen durch den zwar vorübergehenden, aber zunächst unvermeidlichen 
Rückgang der Produktion für den Markt, muß die deutsche Handelspolitik mit einer 
Erhöhung einer ganzen Reihe landwirtschaftlicher Kontingente rechnen. Selbstver- 
ständlich muß die Mengen- und Preisbestimmung dieser Kontingente fest in der 
Hand des Staates liegen, um die Lebensfähigkeit gesunder deutscher Betriebe nicht 
zu gefährden. Es zeigt sich bereits hier, wie sehr die Funktion der Handelspolitik 
als Teil eines wirtschaftlichen Gesamtplans letzten Endes auf die Errichtung eines 
Außenhandelsmonopols hintendiert. Denn nur in dieser Form liegt die Gewähr da- 
für, daß die Handelspolitik den Erfordernissen einer staatlich bestimmten Planwirt- 
schaft untergeordnet wird. 

Bei der Verteilung dieser agrarischen (und Rohstoff-) Kontingente auf die ein- 

1) H. L. Fensch & L. Herholz, Die Verwendung der deutschen Getreideernte. (Deutscher 


Landwirtschaftsrat. Veröffentlichungen Heft ı8) Berlin 1930. S. go. Vgl. hierzu auch die etwas 
anders gruppierten Zahlen im folgenden Aufsatz von H. K. Haushofer. 
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zelnen Lieferländer ist nun gleichfalls nicht von dem bisherigen Stand auszugehen, 
sondern von gesamtpolitischen und gesamtwirtschaftlichen Notwendigkeiten. Das 
' würde praktisch hinauslaufen auf die möglichst weitgehende Ausschaltung der bis- 
herigen überseeischen Lieferanten, an denen ja Deutschland politisch nur unter- 
geordnetes Interesse hat, die aber außerdem immer mehr auch als Abnehmer deut- 
scher Waren ausscheiden. Selbst wenn man in diesem Zusammenhang von politi- 
schen Erwägungen absieht, ist es für Deutschland schon aus wirtschaftlichen Gründen 
wichtig, hierbei den Osten, vor allem Südosteuropa und Rußland, zu bevorzugen. 
Eine geschickte Handelspolitik hat die Aufgabe, durch wechselseitige Kontingents- 
verträge sowohl die deutsche Versorgung als auch den Absatz gerade derjenigen Ex- 
portindustrien zu sichern, deren Abbau zwar aus den obenerwähnten Gründen un- 
vermeidlich ist, der aber durch eine solche Handelspolitik so stark gebremst wer- 
den kann, daß er sich ohne allzu starke finanzielle und soziale Erschütterungen 
vollzieht. 

Wenn hier auch nicht auf Einzelheiten eingegangen werden kann, so sei doch — 
nur zur Illustration — kurz auf den Verkehr mit Rußland hingewiesen. Der Anteil 
Deutschlands an der Gesamteinfuhr Rußlands stieg ständig von 22,1% im Jahre 
1929 auf 37% im Jahre 1931 bei steigender Gesamteinfuhr. Fast 90% hiervon 
waren zuletzt Fertigwaren. Innerhalb dieser Gruppe wieder nehmen Maschinen eine 
Sonderstellung ein. Fast die Hälfte der gesamten deutschen Maschinenausfuhr ging 1932 
nach Rußland. Der Zusammenbruch dieser ausgesprochenen Exportindustrie würde 
sich in noch viel schärferen Formen vollzogen haben, hätte nicht das russische 
Sicherheitsventil so gut funktioniert. Daß es aber funktioniert, ist ent- 
scheidend Aufgabe deutscher Handelspolitik. Und was für Rußland 
und den Maschinenexport gilt, gilt sinngemäß auch für andere Länder und Waren- 
gruppen. Das Ziel der deutschen Exportpolitik muß es sein, gerade die Erzeugnisse 
derjenigen Industrien abzusetzen, die bei dem planmäßigen Abbau der deutschen 
Industriemonokultur in erster Linie betroffen werden. Natürlich nicht, damit durch 
einen derartigen Export dieser Abbau verhindert wird, sondern damit er sich lang- 
sam und organisch vollziehen kann. An diesem Punkt zeigt sich besonders deutlich, 
daß der Staat eine starke wirtschaftliche Schlüsselstellung (Außenhandelsmonopol!) 
innehaben muß, um nach einem festen Gesamtplan gestalten zu können. Sonst ver- 
dirbt das Geschrei der ‚‚Interessenten“ unweigerlich das Konzept. Es ist aber nicht 
nur wichtig, welche Waren in erster Linie exportiert werden, sondern von wem 
sie abgenommen werden. Und diese Abnahmefähigkeit und -willigkeit kann nur 
geschaffen werden durch eine entsprechende Importpolitik: durch planmäßige Ver- 
teilung der Einfuhrkontingente auf diejenigen Länder, die auch als Abnehmer deut- 
scher Waren eine entsprechende Bedeutung haben. Dies klingt so selbstverständlich, 
daß man sich fast scheut, es niederzuschreiben. Aber die tatsächliche Gestaltung der 
deutschen Handelspolitik entspricht dieser Forderung noch keineswegs, obwohl ge- 
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rade im Falle Rußlands glänzende Vorbedingungen gegeben wären. Statt dessen hat 
sich Deutschland mangels einer planmäßigen Gestaltung der Handelspolitik den 
unverantwortlichen Luxus geleistet, daß die starke, relative und absolute, Zunahme 
der Ausfuhr nach Rußland begleitet war von einer fast proportionalen Abnahme 
der Einfuhr von dort, so daß im Jahre 1932 einer Ausfuhr nach der Sowjetunion 
in Höhe von 762 Mill. Mark eine Einfuhr von nur 303 Mill. Mark gegenüberstand. 

Dieses Mißverhältnis ist natürlich für die Sowjets untragbar auf die Dauer. Der 
unvermeidliche‘ Rückschlag aber muß in erster Linie die an sich schon genug ge- 
fährdete deutsche Maschinenindustrie treffen. Das Bezeichnende für die System- 
losigkeit der gegenwärtigen deutschen Handelspolitik ist nun, daß dieses für 
Deutschland auf lange Sicht durchaus unerwünschte Mißverhältnis sachlich ohne 
weiteres vermeidbar ist. Denn es wäre an sich ein leichtes, etwa den Bedarf an Erdöl 
— um von anderen Rohstoffen hier nicht zu reden — in sehr viel höherem Maße 
aus der Sowjetunion zu decken, anstatt die Handelsbilanz mit USA., Mexiko und 
Venezuela mit einer sehr unerwünschten Passivität zu belasten. 

Fassen wir zusammen: Die Forderung nach Autarkie ist nur realisierbar inner- 
halb einer staatlich geführten Planwirtschaft. Damit aber muß jede Handelspolitik 
bezogen sein auf den Gesamtwirtschaftsplan. Sie kann sich nicht darauf beschrän- 
ken, im Warenaustausch mit dem Ausland irgendeinen Status quo ante zu stabili- 
sieren oder gar einem unkontrollierbaren Expansionsdrang alten Stils nachzu- 
geben. Die neue Handelspolitik darf überhaupt nicht ihren Blick lediglich auf den 
internationalen Warenaustausch richten. Vielmehr muß sie Umfang, Art und Rich- 
tung dieses Austausches ständig ausrichten, nicht nur an der innerdeutschen Wirt- 
schaftsstruktur — das ist eine Selbstverständlichkeit —, sondern auch an den plan- 
mäßigen wirtschaftsorganisatorischen und sozialen Umbauten (Monokulturabbau, 
Siedlung), die ihrerseits wieder ebenso Mittel wie Voraussetzung zur Formung einer 
grundsätzlich auf Selbstversorgung und innere Geschlossenheit gegründeten Wirt- 
schaft sind. 

Diese wechselseitige Abhängigkeit aller Größen mag die besondere Schwierigkeit 
einer Planwirtschaft sein. Unlösbar ist sie nicht. Freilich, mit dem Rechenstift allein 
kann auch eine Planwirtschaft nicht gestaltet werden. Dies gilt für die Handels- 
politik in erhöhtem Maße. Und wenn irgendwohin, dann gehören hierhin Wirt- 
schaftler mit Unternehmergeist und Unternehmerinstinkt im besten Sinne. Ein 
Unternehmertum, das wahrlich dadurch nicht an Rang verliert, daß es nicht für den 
eigenen Geldbeutel arbeitet, sondern einer lebendigen Staatsidee dient. 
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HEINz KoNRAD HAUSHOFER: 
Das Agrarrecht als Mittel des sozialen Umbaus 


Die Möglichkeiten des direkten Eingreifens zur schnellen Änderung der deutschen 
Wirtschaftsstruktur haben sich als geringer erwiesen, als man lange Zeit annahm. 
Die Schicksale des Siedlungsgedankens sind für die wachsende Erkenntnis in dieser 
Richtung charakteristisch. Neben den Hindernissen der Siedlung (oder „aktiven Rea- 
grarisierung“) wird hier ein Gesichtspunkt viel zu wenig beachtet: der deutsche 
Bauernbetrieb ist in seiner gegenwärtigen Intensität nicht 
autark, und die Neusiedlung kann es ebensowenig sein. „Eine ge- 
wollte oder erzwungene Umstellung auf privatwirtschaftliche Autarkie würde eine 
derartige ungeheure Schrumpfung des Produktionsorganismus bedeuten, daß sie 
schon privatwirtschaftlich unmöglich wäre. Eine vorsichtige Stärkung der Selbst- 
versorgungsmöglichkeit durch Pflege der in der bäuerlichen Landwirtschaft stets 
vorhandenen haus- und familienwirtschaftlichen Tendenzen ist zwar gerade in 
Krisenzeiten erwünscht, weil sie einen erheblichen Sicherheitsfaktor darstellt; aber 
alle betriebswirtschaftlichen und agrarpolitischen Maßnahmen müssen nach wie vor 
in allererster Linie auf das Verhältnis der Landwirtschaft zum Markt ein- 
gestellt sein).“ 

Daß sich die Marktverflechtung, zum mindesten den Wertgrößen nach, in den 
Krisenjahren sehr verstärkt hat, zeigt beispielsweise nachstehende prozentuale Unter- 
teilung der Gesamtproduktion der bayerischen Landwirtschaft auf Grund ihrer 


Buchführungsergebnisse: 


Futterbauwirtschaften 


Markt- Selbst- 
produktion Versorgung 


Weidewirtschaften 


Markt- Selbst- 
produktion versorgung 


67% 
83% 


Getreidewirtschaften 


Markt- Selbst- 
produktion versorgung 


67% 33% | 1% | 29% 33% 
77% 23% 75% 25% 17% 
Jede Änderung der Bevölkerungsstruktur, die eine Verschiebung zwischen den 
statistischen Spalten „Landwirtschaft“ und „übrige Berufsgruppen“ herbeiführt, 
muß eine entsprechende Verschiebung in den Prozentsätzen dieser Tabelle zur Folge 
haben. Die Auswirkungen auf den Einzelbetrieb würden sehr tiefgreifend sein, die 
Rückwirkungen auf die Gesamtwirtschaft (Kreditwesen!) ebenso. Es sind wohl einige 
Überlegungen darüber angestellt worden, wie sich der intensive Landbau Mittel- 
europas bei einer Rückbildung der Verstädterung angesichts dauernd schrumpfender 
Märkte verhalten würde. Auch ist eine Rückbildung des Bauernhofs in der Technik 
der Betriebsführung durchaus vorstellbar. Darüber aber, wie sich bei schrumpfenden 
Märkten die Beziehungen zur wirtschaftlichen Umwelt, sei es auf dem Gebiet der 
Kreditwirtschaft oder des Haushalts mit Arbeitskräften, gestalten sollen, sind zur 


Jahr 


1926/27 
1930/34 


1) Verfasser, in: Landwirtschaftliche Buchführungsergebnisse von Bayern, München 1932. 
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Zeit nur verschwommene Vorstellungen möglich. Aber genau so, wie in der Periode 
der Verstädterung alle wirtschaftlichen Faktoren in logischer Kette hintereinander 
wirkend die bekannten Ergebnisse bewirkten, wäre analog bei einer Umkehrung der 
Entwicklung eine ebenso logische und zwangsläufige Abwicklung zu erwarten 
(„passive Reagrarisierung‘). 

Die Relation zwischen der Zahl der landwirtschaftlichen und der nichtlandwirt- 
schaftlichen Bevölkerung muß gesetzmäßig sein und ließe sich wohl durch eine 
Formel ausdrücken, wenn man den Stand der landwirtschaftlichen Technik und den 
Stand der Lebenshaltung in bezug auf den Verbrauch von der Landwirtschaft er- 
zeugter Güter indexmäßig feststellen könnte. Ein Versuch dazu ist, weil zu spiele- 
risch, wohl kaum gemacht worden. Aber die Überzeugung von dem Vorhandensein 
einer solchen Gesetzmäßigkeit ist tief genug verankert, um ein gewaltsames „Um- 
schaufeln“ zwischen den deutschen Berufsgruppen unmöglich erscheinen zu lassen. 
Die wichtigsten zukünftigen Aufgaben der Agrarpolitik können daher nicht hierin 
liegen, wenn man nicht entschlossen ist, das Gewaltsamste und Unabsehbarste auf 
sich zu nehmen. 

Die Aufgabe ist vielmehr, aus den wenigen schon vorhandenen Trittsteinen der 
Entwicklung die Richtung des zukünftigen Weges zu erschließen und in der Gesetz- 
gebung vorauszubauen. Dabei wird man immer daran denken müssen, daß der 
Landbau lange Fristen erfordert: Der kurzfristigste Umschlag im Getreidebau 
dauert ein Jahr, in jeglicher Art von Pflanzen- und Tierzüchtung mehrere Jahre; 
eine Reihe von Jahren dauert die Begründung neuer Kulturböden, und einige Jahr- 
zehnte der Umtrieb eines Waldbestandes. Die bei einem gesunden Bauernbetrieb 
einzigen wirklich einschneidenden Veränderungen im Familien- und damit Arbeiter- 
bestand, ebenso wie in der Verschuldung treten beim Erbfall in jeder Generation 
einmal ein. Jede agrarpolitische Überlegung muß mit diesen Zeiträumen rechnen, 
besonders soweit es sich um diese einschneidendsten Veränderungen, nämlich eben 
um solche des Besitz- und Erbrechts handelt. Ein Gesetzgeber, der über die Er- 
fahrungen eines längeren Verwaltungslebens verfügt, wird immer die Aus- 
wirkungen seiner Gesetze am Bauernstand nur zum geringen Teil 
selbst eintreten sehen können. Die geistige Vorbereitung und die Durch- 
führung neuen Bodenrechtes hat immer zu den langwierigsten und undankbarsten 
Aufgaben gehört. Unübersehbar viele Anläufe sind in den europäischen Ländern in 
dieser Richtung zusammengebrochen, nicht zuletzt auch in Deutschland. Das ist 
deswegen verwunderlich, weil agrarrechtliche Maßnahmen nach hergestellter Sturm- 
reife relativ leicht durchzuführen sind; denn sie werden langsam wirksam. Man 
könnte geradezu daran denken, eine konstante Proportion dahin aufzustellen, daß 
in der Agrarpolitik die schnell einschneidenden und auffallendsten 
Gesetze die wenigst tiefgehenden Wirkungen haben. Ein neues 
Bodenrecht hingegen ruft im äußeren Betrieb des Landbaues keine sichtbaren Ver- 
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änderungen hervor. Der besondere Widerstand, den alle agrarrechtlichen Anläufe 
gefunden haben, beruht auf dem tiefgründigen Wesen des Agrarrechts, das geeignet 
ist, als Reagens für alle sozialphilosophischen Grundüberzeugungen (z. B. der „Frei- 
heit“, der Gleichheit oder Ungleichheit der Menschen u. dgl. mehr) zu dienen. 
Für ganz Deutschland gilt das „bürgerliche“ Gesetzbuch. Kurz zusammengefaßt 
hat die historische Entwicklung sich so vollzogen, daß das „bürgerliche“, roma- 
nistische oder Stadtrecht sein Einzugsgebiet langsam über das ganze Land aus- 
gedehnt hat, während das „Landrecht‘“ seinen Geltungsbereich im gleichen Zeit- 
raum und Umfang verloren hat. Die Scheidung zwischen „Stadtrecht“ und „Land- 
recht“ ist heute so völlig verloren gegangen, daß es heute niemand mehr ver- 
wunderlich findet, daß ein „bürgerliches“ Gesetzbuch auch für 
eine bäuerliche Gesellschaft gelten soll. Es würde in diesem Zusammen- 
hang zu weit führen, aus der Rechtsgeschichte die geistigen Strömungen heraus- 
lösen zu wollen, die in dem Aufeinanderprallen von „Romanisten“ 
und „Germanisten“ eine ausgedehnte Literatur gerade über das bäuerliche 
Erbrecht erzeugt hat. Namen wie Lorenz von Steint), Brentano und andere 
mehr bezeichneten Programme; allerdings mit dem Erfolg, daß ein Aufrollen der 
Frage genügte, um besonders alle nichtlandwirtschaftlichen Kreise, also die erst in 
zweiter Linie Beteiligten, in Aufruhr zu bringen. Das ist zwar verständlich, wenn 
man sich vergegenwärtigt, was ein gesondertes Agrarrecht konkret wollen kann. 
Eine der schärfsten neueren Formulierungen stammt von R. W. Darr&: ‚Jedes 
Bauernrecht ist im Grunde gut, welches die hypothekarische Belastung des Hofes 
begrenzt, die Unteilbarkeit des Hofes ausspricht, das Anerbenrecht gesetzlich fest- 
legt und dafür sorgt, daß die Auszahlung der weichenden Erben nur im Rahmen 
der wirtschaftlichen Tragfähigkeit des Hofes erfolgt.“ Merkwürdigerweise sind sich 
diese Forderungen seit der Auflösung der gebundenen Grundbesitzordnung völlig 
gleichgeblieben; es ist keine weggefallen und keine hinzugekommen. Durch die ganze 
Literatur eines Jahrhunderts zieht sich die Überzeugung von der Eigengesetz- 
lichkeit des Landbaues gegenüber der landwirtschaftsfremden Gesetzgebung, 
eine Überzeugung, die sich dem Gang der Zivilisation gegenüber nicht durchsetzen 
konnte. Der inzwischen verstorbene Agrarpolitiker Wygodzinski schrieb im 
Handwörterbuch der Staatswissenschaften (Erscheinungsjahr 1923) zum Anerben- 
recht: „Es läßt sich nicht verkennen, daß unsere ganze Entwicklung und die zu- 
nehmende Kompliziertheit der früher einfachen und mehr übereinstimmenden länd- 
lichen Verhältnisse immer mehr auf den Weg der individuellen Ordnung des Besitz- 
überganges hindrängen, der der ursprünglichen deutschen Rechtsauffassung fremd 
ist.“ Ferner: ‚,... das den modernen Anschauungen (d. h. der immer stärkeren Ver- 
mischung des ländlichen und städtischen Elements) an sich fremdartige Anerben- 
recht...“ Im Ergänzungsband 1929 des gleichen Handwörterbuches aber stellt 


1) Verfasser, „Lorenz von Stein“, in: Deutsche Agrarpolitik 1933. 
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Albrecht (Kiel): „eine entschiedene Wendung zu stärkerer Einschränkung des 
freien Bodeneigentums“ fest, und seit der Niederschrift dieser Feststellung hat sich 
diese Tendenz nur weiter verstärkt. 

Die Auswirkungen eines Bodenrechtes auf den sozialen Umbau 
können kaum stark genug angenommen werden, und es ist nölig, 
sich über die Konsequenzen im klaren zu sein. Der Erbfall ging in einer Bauern- 
familie bisher stark schematisiert so vor sich: In Realteilungsgebieten wurde, frei 
nach dem Code Napoleon, geteilt. In den (überwiegenden) Gebieten geschlossenen 
Besitzes wurden die weichenden Geschwister mit Hypotheken auf dem Hof ab- 
gefunden. Der Anerbe übernahm bei aller Begünstigung eine Schuldenlast, die er 
zu Zeiten steigender Konjunktur bis zur Übernahme der nächsten Generation ab- 
arbeiten, die ihn in Krisenzeiten aber zur Vergantung treiben konnte. War der Hof 
bis zur Neuübernahme wieder schuldenfrei geworden, so konnte der Kreislauf von 
vorn angehen. Was geschah mit dem von Generation zu Generation aus dem Land- 
bau herausgezogenen Kapital? Teilweise stand es, als zu verzinsendes Leihkapital, 
dem Landbau wieder zur Verfügung, wenn auch oft erst wieder aus dritter Hand. 
Überwiegend wurde aber mit dem Menschenmaterial abgefundener Geschwister und 
mit den Abfindungssummen der städtische Mittelstand in Handel und Gewerbe 
aufgebaut, solange das Städtewachstum dauerte. 

Wird das ewig dauern? Es ist durchaus möglich, daß früher oder später mit der 
Städteschrumpfung diese Neugründung von Existenzen erschwert oder unmöglich 
wird. Die Ausbreitung des numerus clausus auch auf Handel und Gewerbe und 
eine gilden- oder innungsmäßige Erstarrung des städtischen Erwerbslebens ist auf 
lange Sicht durchaus vorstellbar, wenn nicht sogar wahrscheinlich. Das würde das 
langsame Wiedererstehen der bäuerlichen Familienwirtschaft bedeuten, d. h. das 
Zusammenbleiben der Geschwister auf dem Hof, von denen nur eines heiraten 
kann. Es folgt ein Rückgang der Geburtenzahl, die man nicht je Ehe, sondern je 
Familie zu rechnen hat. Die wirtschaftliche Möglichkeit kinderreicher Ehen wird 
wieder durch die Ehelosigkeit von Geschwistern erkauft. Diese Folgen bedingen 
einen langsamen Wiederabbau der Kreditbeziehungen, des Warenverkehrs und des 
technischen Fortschritts. Jedes nichtausgezahlte Geschwistergeld erscheint nicht mehr 
im Kreditvolumen, und das zusätzlich auf dem Hof verbliebene Familienmitglied 
ersetzt im Warenverkehr einen in Wegfall gekommenen städtischen Verbraucher. 

In diesem stark schematisierten Ablauf der „passiven Reagrarisierung“ sind 
manche Lücken. Trotzdem sieht man — und nur das sollte gezeigt werden —, 
wie eng und unerbittlich Ursache und Wirkung zusammenhängen und wie eng 
in diesem ganzen Problem wirtschaftliche und sozialethische Motive verflochten 
sind. Denn das weitaus Wichtigste in der Frage des Agrarrechts ist die enge 
Berührung zwischen der Eigengesetzlichkeit des Bodens in 
der Rechtsbildung und den sozialen Forderungen von heute, 
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über die auch die eigentumsfreundlichste Agrarpolitik nicht hinweggehen kann. In 
keinem anderen Wirtschaftszweig ist auch während der sogenannten „liberalen“ 
Expansionszeit das Bewußtsein der überindividuellen Gebundenheit und Verant- 
wortlichkeit so lebendig geblieben wie in der Landwirtschaft. In keinem anderen 
Wirtschaftszweig geht aber auch der persönliche Besitz, d. h. die unmittelbare ver- 
antwortliche Bindung des Menschen an seine Wirtschaft so weit. Infolgedessen 
müssen sich die sozialen Forderungen im Landbau heute auf ein gewisses „geistiges 
Obereigentum“ des Volkes, Staates und der Familie beschränken: der Grundbesitzer 
soll sich als erblicher Lehensträger eines „Überorganismus“ fühlen. Wie tief dieses 
Gefühl früher eingewurzelt war, zeigt der Umstand, daß zur Zeit der gebundenen 
Grundbesitzordnung sogar freie Güter als „Gotteslehen‘ bezeichnet wurden. Man 
zitiert zur Kennzeichnung des Lehenssystems gern das Wort: „nulle terre sans 
seigneur“; aber man müßte es auch ergänzen durch den ebenso berechtigten Zu- 
satz: „et mul seigneur sans seigneur“. Brentano hatte in den Agrarrechtsbestrebun- 
gen seiner Zeit diese zutiefst lehensrechtliche Wurzel wohl erkannt. Er wußte als 
„Bürger“ um ihre Stärke, und sein ganzer Lebenskampf galt der „neuen Feudali- 
tät“, von der er zu wissen glaubte, daß es die alte sei. Daß dieser Kampf Brentanos 
(der hier als Exponent einer ganzen Schule genannt ist) unter der Flagge des 
„Sozialen“ segelte, beweist die ungewöhnliche Verkehrung aller Fronten, sobald es 
sich um das Agrarrecht handelt. In Wirklichkeit bekämpfte er damit die einzige 
soziale Forderung, die wirklich an den Landbau gestellt werden kann, das wirk- 
liche „Ethos des Grundbesitzes‘‘ (Lorenz von Stein). Man wird ohnehin bei tieferem 
Einblick in die mittelalterliche Literatur inne, daß „feudum“ als sittliche Forderung 
verstanden werden wollte. Es ist also notwendig in Kauf zu nehmen, daß die 
Reagrarisierung zugleich wahrscheinlich eine Refeudalisie- 
rung bedeuten wird. Als eine neue Erscheinung würde man diesen kommenden 
Feudalismus nicht mit der Erscheinungsform dessen vergleichen dürfen, was in 
unseren Tagen so genannt wird, sondern etwa mit jenen wirtschaftlichen und 
ständischen Bindungen, mit denen die Spätantike eine zerfallende „Welt“-Wirtschaft 
in neue Formen überzuführen suchte. Wer nach wirtschaftshistorischen Vorbildern 
sucht, sei nachdrücklich auf das 2. bis 5. Jahrhundert hingewiesen. 

Jedenfalls wirkte auch in dieser Hinsicht der Krieg als.der gewaltige Katalysator, 
der die Geister für neue Gesichtspunkte reif machte. Der Gedanke, einen Hof 
als eine Art erblichen Staatslehens und nicht als Eigentum im Sinne 
des Privatrechts zu: besitzen, wäre noch vor ıgı/ absurd erschienen. Die unlösbare 
Verbundenheit, in die durch den Krieg Staat und Wirtschaft geraten sind (mag sich 
die öffentliche Hand als Unternehmer auch ganz zurückziehen), hat ähnliche 
Gedanken in einem Umfang wachsen lassen, daß die ersten ernst zu nehmenden 
Pläne vorliegen. Trotzdem handelt es sich bei dieser Weiterung zunächst nur um 
eine gewisse geistige Bereitschaft; und es ist unbekannt, wieweit sich die Entwick- 
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lung in absehbarer Zeit dieses vorgedachten Geleises bedienen wird. Hinsichtlich 
eines Agrarrechtes im obengenannten Sinn ist die Entwicklung weiter vorgeschrit- 
ten. In dem Augenblick, da die erzwungene Phase der Beschränkung der Agrar- 
politik auf die drängenden handelspolitischen Fragen zu Ende gegangen sein wird, 
werden sich jene ungleich größeren Möglichkeiten des agrarpolitischen Handelns 
wieder öffnen, an denen sich höchste staatsmännische Kunst erweisen kann. Die 
Neuordnung des Verhältnisses eines Volks zu seinem Boden wird zu den größten 
denkbaren Aufgaben zu rechnen sein. Genau so, wie man in der Klimatologie die 
ungeheure Bedeutung des Mikroklimas scheinbar neuentdeckt hat, könnte man die 
Agrarpolitik das Mikroklima der Geopolitik nennen. 

Über die ungeheuere Gefährlichkeit der Agrargesetzgebung als Werkzeug wird 
und darf niemand im Unklaren sein. Die Andeutungen über den Ablauf der passiven 
Reagrarisierung lassen immerhin doch die Ansatzpunkte der Brüche und Verluste 
ahnen, die den ländlichen ebenso wie den städtischen Bevölkerungsteil treffen. 
müßten. Die Hauptgefahr bei planmäßigem Einsatz der Agrargesetzgebung im 
sozialen Umbau, d. h. wenn aus der Not eine Tugend gemacht werden soll, ist die 
Wahl des Zeitpunktes, und zwar sowohl hinsichtlich der kurzwelligen Konjunktur 
wie der langen Welle. Es ist z. B. durchaus möglich, mit der Einführung eines 
Agrarrechts alle Ansätze der Wiedererholung des zerrütteten Kreditwesens zu zer- 
schlagen. Andererseits ist es die persönliche Überzeugung des Verfassers, daß die 
Durchsetzung eines Agrarrechts zu einer Zeit, in der alle Voraussetzungen für einen 
Aufschwung des Städtewesens vorhanden sind, sinnlos wäre. Sie hatte sich ja 
auch in Deutschland bis ıgı4 als unmöglich herausgestellt. Das Schicksal der 
Gracchen erscheint nicht zufällig, sondern gesetzmäßig bedingt. Der klassische 
Moment für die Einführung des Agrargesetzes ist und bleibt wohl der Umkehr- 
punkt der großen Kurve, wenn die Entwicklung der Städte zu einem gewissen 
Stillstand gekommen ist und ihre werbende Idee nachläßt; wenn eine unkontrollierte 
Reagrarisierung mit allen ihren wenig wünschenswerten Erscheinungen (,„Stadt- 
flucht‘“‘) und damit eine direkte, mit anderen Mitteln nicht abwendbare Bedrohung 
des noch vorhandenen ländlichen Menschenbestandes einsetzt. Die Bestimmung 
dieses Zeitpunktes ist schwierig und verantwortungsvoll. Denn eine so grundlegende 
Umstellung wie die Einführung einer neuen Agrarverfassung kann schon von sich 
aus die Kurve der zivilisatorischen Entwicklung eines Volks zum Umschlagen 
bringen. 

Es mußte hier viel von Wirkungen geredet werden, die in fernerer Zukunft 
liegen können. Wirkung in fernere Zukunft ist aber die Aufgabe der Boden- und 
Erbrechtspolitik. Jede Agrarpolitik, die nicht ein bis zwei Generationen voraus- 
gedacht war, hat sich immer bitter gerächt. Und dem Agrarpolitiker selbst erklingt 
der alte Warnruf aus Ciceros Offizien: 

„Qui vero agrariam tentant...!“ 
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HANs HARMSEN: 
Ziele und Möglichkeiten deutscher Bevölkerungspolitik 


Die Familieist Grundlage aller Bevölkerungspolitik. 


Wir hören in diesen Wochen und Monaten das neue Bekenntnis zu Volk und 
Volkstum als Ziel einer Einheit, die die trennenden Gegensätze der sozialen Schich- 
ten und zahllosen Parteiungen beseitigen soll. Der Abkehr von der individualistischen 
Denkweise und der auf die Einzelperson oder bestimmte soziale Schichten abgestellten 
Wohlfahrt entspricht die Förderung der gesunden Familie als letzter völkischer 
Lebenseinheit. Diese neue Hochschätzung der Familie ist aber schon seit Jahren vor- 
bereitet. Zunächst ließen eingehende Untersuchungen über die zunehmende Ver- 
städterung der europäischen Völker und der sich damit ausbreitenden Wurzellosig- 
keit unserer Bevölkerung die Symptome der Erschütterung und Auflösung der 
Familie immer deutlicher hervortreten. Die in den letzten Jahren zunehmende wirt- 
schaftliche Verelendung und Belastung hat uns auf der andern Seite aber auch die 
Kräfte der Selbstbehauptung und des Widerstandes deutlich gemacht, die sich in der 
Familie trotz aller Mißachtung ihrer Lebensbedingungen erhalten haben. Nicht zu- 
fällig stellte deshalb der 2. Internationale Kongreß für soziale Arbeit, der vom 
10.—ı4. Juli in Frankfurt a.M. zusammentrat, die Familie in den Mittelpunkt 
seiner Untersuchung. Aufschlußreich sind in dieser Richtung auch die Ergebnisse 
der Forschungen, die von der ‚Akademie für soziale und pädagogische Frauen- 
arbeit“ über „Bestand und die Erschütterung der Familie in der Gegenwart“ unter 
Leitung von Alice Salomon durchgeführt und im Verlag von Richard Müller-Ebers- 
walde veröffentlicht sind. 

So manche Kreise bezeichneten die Familie als eine überholte und überwundene 
Einrichtung und glaubten ihre Aufgaben heute auf andere Weise zweckmäßiger er- 
füllen zu können, beispielsweise durch die genossenschaftliche Form des Haushaltes 
oder durch die Anstaltserziehung der Kinder. 

Heute stehen wir vor dem Ende der oft mit recht großen finanziellen Mitteln 
begonnenen Ersatzeinrichtungen und beladen die Familie mit den alten Aufgaben, 
die sie unter wesentlich erschwerten inneren und äußeren Existenzbedingungen be- 
wältigt. Bisher hat sich die Institution der Ehe und Familie gegen alle Zerreiß- 
proben und gegen den Überdruck innerer und äußerer Spannungen behauptet. 
Dennoch darf man nicht verkennen, daß viele Symptome dafür sprechen, daß ihre 
Belastungsgrenze erreicht ist. Der Geburtensturz in Deutschland bis auf 15 a. T. der 
Bevölkerung im Jahre 1932 ist ein ebenso deutliches Warnungssignal wie die von 
Zeiß mündlich berichtete Tatsache, daß bei seinen Reihenuntersuchungen von Kin- 
dern in den Notstandsgebieten Thüringens ausgesprochene Hungertypen von Kindern 
nicht etwa nur in der Schicht der Erwerbslosen und öffentlich unterstützten Bevöl- 


208 AUFSÄTZE Heft 4 


kerung zu finden sind, sondern sehr häufig bei Familien, die noch erwerbstätig 
sind, deren Lebenshaltung aber durch die Herabsetzung des Einkommens und die 
steuerliche Überbelastung unter dem Existenzminimum liegt! 


Fehlerhafte Grundlagen der bisherigen Sozialpolitik. 


Ausgangspunkt der sozialpolitischen Entwicklung in Deutschland war der Staats- 
und Gemeinschaftsbegriff der deutschen idealistischen Philosophie. Die staatliche 
Sozialpolitik des in Versailles gegründeten zweiten Deutschen Reiches suchte den 
Weg zum Aufbau eines neuen gesunden Volkskörpers durch bewußte Korrektur der 
Schäden, die eine eigengesetzliche Wirtschaft vor allem für die wirtschaftlich 
Schwachen zur Folge haben mußte. Die der deutschen Sozialpolitik zweifellos inne- 
wohnenden starken ethischen Kräfte waren bestimmt von der Idee der Hilfsver- 
pflichtung für diejenigen Gruppen oder Glieder unseres Volkes, die durch die 
Gesellschafts- und Wirtschaftsordnung besonders benachteiligt und gefährdet wurden. 
Die zunächst gegen schwerste Widerstände seitens der Arbeitnehmer aufgebauten 
Einrichtungen der Sozialversicherung, die erst im Laufe der Jahre zu einer beson- 
deren Domäne der Gewerkschaftsbürokratie geworden sind, haben durch ihre Lei- 
stungen auf dem Gebiete der Krankenversorgung und Gesundheitsfürsorge Großes 
zur Erhaltung der Familie beigetragen. Wir erkennen aber heute mit aller 
Deutlichkeit nicht nur die Grenze der Belastungsmöglichkeit unse- 
rer Träger der Sozialversicherung, sondern ebenso die Grenze der Heil- 
samkeit sozialpolitischer Hilfsmaßnahmen überhaupt. Nicht okne 
Grund wurde von der Zentrumsabgeordneten Helene Wessel bereits im Jahre 1931 
die „Lebenshaltung aus Fürsorge und aus Erwerbstätigkeit“ im Rahmen einer 
Untersuchung über den Kostenaufwand für Sozialversicherung, Fürsorge und 
Versorgung im Vergleich zum Familieneinkommen aus Erwerbstätigkeit gegen- 
übergestellt. Neben der heilsamen und schützenden Wirkung sozialpolitischer 
Maßnahmen erkennen wir heute zugleich auch die Gefahren, die eine über- 
spannte Fürsorge nicht nur für den einzelnen, sondern für den Volkskörper als 
Ganzes hat. Einschneidende Reformen werden geplant. Täuschen wir uns aber nicht 
darüber, daß die Erneuerung einer Sozialpolitik nur möglich sein 
wird, wenn zugleich auch eine tiefgreifende Neugestaltung des 
gesamten ökonomischen Prozesses im Rahmen einer neuen Wirt- 
schaftsordnung erfolgt. 

Unser Volkskörper wird volkswirtschaftliche Krisen ebenso wie sozialpolitische 
Experimente ertragen, wenn er in seiner inneren Lebenssphäre gesund ist. Die 
Veränderungen des äußeren Weltbildes, die Errungenschaften technischer Fort- 
schritts haben aber eine bedenkliche Verfälschung und Entleerung letzter Lebens- 
werte mit sich gebracht. Offenbar wird diese Entwicklung in dem Zerfall des reli- 
giösen Lebens und in der biologischen Lebenskrise unseres Volkes. Unkenntnis und 
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Nichtachtung der geheimnisvollen Lebensvorgänge innerhalb des Volkskörpers haben 
zu wirtschaftlich bedenklichen und schwankenden sozialpolitischen Maßnahmen ge- 
führt. Wohl enthält die Verfassung des Deutschen Reiches vom 11. August 1919 in 
dem Artikel ııg ein offenes Bekenntnis zur Ehe als der Grundlage des Familien- 
lebens und stellte die Erhaltung und Vermehrung der Nation unter ihren besonderen 
Schutz. Die Reinerhaltung, Gesundung und soziale Förderung der Familie wurde 
zur Aufgabe des Staates und der Gemeinden erklärt. Kinderreichen Familien wurde 
der Anspruch auf ausgleichende Fürsorge verbürgt; aller Mutterschaft ein Anspruch 
auf den Schutz und die Fürsorge des Staates zugebilligt. Die Artikel ı20, ı21, ı22 
sowie 146,3, ı51,ı und 155,1 enthalten weitere Forderungen, die den Schutz der 
Familie und ihre Verwurzelung in dem deutschen Boden gewährleisten sollten. 

Um so unbegreiflicher istes, daß diese durchaus richtig erkannten Grundsätze nicht 
nur nicht erfüllt, sondern in der Praxis geradezu mißachtet worden sind. Die ge- 
samte Wirtschafts- und Steuerpolitik, das Wohnungs- und Siedlungswesen und die 
Regelung der Erziehung trägt einen ausgesprochen familienfeindlichen Charakter. 
Der von Severing als Reichsminister des Innern berufene Reichsausschuß für Be- 
völkerungsfragen, dessen Arbeiten mangels Mitteln vor längerer Zeit eingestellt 
wurden, hat mehrfach Gelegenheit genommen, auf die Untragbarkeit der notver- 
ordneten familienfeindlichen Maßnahmen hinzuweisen. Beispiele über die zahlen- 
mäßige Auswirkung der gesetzlichen Bestimmungen hat der Geschäftsführer des 
Reichsbundes der Kinderreichen, Max Dix, im Band 1/1932 des Archivs für Be- 
völkerungspolitik, Sexualethik und Familienkunde gegeben. So klafft ein unverein- 
barer Widerspruch zwischen der theoretischen Erkenntnis von der Notwendigkeit 
eines gerechten Ausgleichs der Familienlasten, die von der Reichsverfassung bestätigt, 
von allen staats- und sozialpolitisch verantwortlichen Kreisen anerkannt wurde und 
den praktischen wirtschafts- und sozialpolitischen Maßnahmen. Man erörterte allen- 
falls bevölkerungspolitische Fragen, die praktischen Maßnahmen wurden aber aus- 
schließlich von gewerkschafts-, wirtschafts- oder finanzpolitischen Gesichtspunkten 
aus unter Hintansetzung völkischer Notwendigkeiten entschieden. 

Im Jahre ıgı4 war das steigende Interesse, das bevölkerungspolitischen Fragen 
in der Öffentlichkeit entgegengebracht wurde, durch nationale machtpolitische Ge- 
sichtspunkte bedingt. Das Offenbarwerden des deutschen Geburtenrückgangs und 
der Kampf um die Erhaltung der Nation veranlaßte die Begründung einer „Deut- 
schen Gesellschaft für Bevölkerungspolitik“. Die meisten wertvollen Ansatzpunkte 
der zunächst geleisteten wissenschaftlichen Arbeit und Aufklärung gingen aber in 
den Nachkriegsjahren verloren, als die dann herrschenden Regierungskreise unter 
dem Druck einer relativen Übervölkerung sich der Verwirklichung bevölkerungs- 
politischer Forderungen weithin verschlossen. Selbst dem führenden Sozialhygieniker 
Grotjahn gelang es trotz seiner Parteizugehörigkeit nicht, die Kreise der Sozial- 
demokratie und der Gewerkschaften für eine vorausschauende Familienpolitik zur 
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Erhaltung unseres Bevölkerungsbestandes zu gewinnen. Er wurde trotz seiner inter- 
national anerkannten Bedeutung von den Beratungen der Partei über bevölkerungs- 
politische Fragen ausgeschlossen. Ist nicht auch die planmäßige Organisation von 
Vereinen zur Kleinhaltung der Familie, die überwiegend in enger Verbindung zur 
SPD. aufgebaut wurden (vgl. die monographische Darstellung Lehfeldts, „Laien- 
organisationen für Geburtenregelung“, Band II/1932 des Archivs für Bevölkerungs- 
politik, Sexualethik und Familienkunde), ein deutlicher Beweis für die hier herr- 
schende Instinktlosigkeit letzten biologischen und politischen Lebensfragen gegenüber? 


Bevölkerungspolitik als Teilder Sozialpolitik. 


In einer Staatsführung, die sich bewußt auf die innere und äußere Erneuerung 
des Volkes hin ausrichtet, werden die bevölkerungspolitischen Forderungen von aus- 
schlaggebender Bedeutung sein müssen. Der neuerwachte völkische Lebenswille wird 
seinen Ausdruck nicht nur in dem Bekenntnis zur Ehe und Familie, sondern in der 
Verwirklichung bevölkerungspolitischer Forderungen finden müssen. 

Ziel einer deutschen Bevölkerungspolitik muß zumindest die Erhaltung, wenn 
nicht die Mehrung unseres Volksbestandes unter Berücksichtigung der sozialen 
Brauchbarkeit und körperlicher wie seelischer Tüchtigkeit aller Volksglieder sein. 
Die Aufgaben der Bevölkerungspolitik sind daher sowohl quantitative wie qualita- 
tive. Wir haben schon darauf hingewiesen, daß die letzten entscheidenden Vorgänge 
sıch nicht in der Ebene des wirtschaftlich Zweckhaften abspielen, sondern im 
Irrationalen. Daraus ergibt sich von vornherein auch die Begrenzung der Wirksam- 
keit aller äußeren staatlichen und sozialen Maßnahmen hinsichtlich des Werdens von 
neuem Leben. Trotzdem darf aber die Bedeutung praktischer bevölkerungspolitischer 
Maßnahmen nicht unterschätzt werden. Dieselben sind durch kulturpolitische Maß- 
nahmen, durch Erziehung und planmäßige Volksaufklärung zu unterstützen. 

Die Wirksamkeit praktischer bevölkerungspolitischer Maßnahmen ist vor allem 
in Frankreich, Belgien und Italien erwiesen worden. Frankreich als ehemaliges 
klassisches Land des Geburtenrückgangs hat in den letzten dreißig Jahren ein nahezu 
umfassendes System wirtschafts-, sozial- und kulturpolitischer Maßnahmen zur 
Hebung seiner Geburtenzahl geschaffen. Es ist eine besondere Eigenart der fran- 
zösischen Gesetzgebung, daß fast überall Sondervergünstigungen für Kinderreiche 
eingebaut werden. Der französische Minister des Gesundheitswesens und die parla- 
mentarischen Gruppen zur „Verteidigung“ kinderreicher Familien sehen in dieser 
Vielheit von Maßnahmen eine wesentliche Propagandamöglichkeit für das Kind!). 

Belgien hat die Grundgedanken der französischen Gesetzgebung aufgegriffen 
und in kurzer Zeit erstaunlich zur Geltung gebracht. Von allen Kreisen wird die 


| 1) Vgl. Harmsen: „Die französische Sozialgesetzgebung im Dienste des Geburtenrückgangs“, 
Richard Schoetz Verlag, Berlin 1925, und „Bevölkerungsprobleme Frankreichs“, Kurt Vowinckel 
Verlag, Berlin-Grunewald 1927. 
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Fürsorge für die kinderreiche Familien als staatsnotwendige Maßnahme anerkannt. 
Der Bund der Kinderreichen in Belgien vermochte in wenigen Jahren über die 
Hälfte der kinderreichen Familien des Landes zu organisieren und umfaßt bereits 
mehr als ein Achtel der gesamten Bevölkerung. Das Gesetz vom }.. August 1930 hat 
die Ausgleichskassen einheitlich für das ganze Land geregelt. 

Während in Belgien der Schutz und die Fürsorge für die Kinderreichen ausge- 
sprochen den Charakter einer Volksbewegung hat, ist die politische und wirtschaft- 
liche Bedeutung einer gesunden Bevölkerungsvermehrung zuerst von dem leitenden 
Staatsmann Italiens, Mussolini, nicht nur anerkannt, sondern dadurch verwirk- 
licht worden, daß bevölkerungspolitische Maßnahmen organisch in das System des 
neuen Staatsaufbaus eingegliedert wurden). 

Über die Möglichkeiten des Ausgleichs der Familienlasten gibt es auch bei uns 
seit langem beachtliche Vorschläge. In erster Linie ist der vorbildliche „Entwurf 
einer Beihilfenordnung“ zu nennen, der 1916 von dem späteren Reichsgerichtsrat 
Alois Zeiler veröffentlicht wurde. Den verschiedenartigen sozialen Lebens- 
bedingungen wurde in einem fein differenzierten System Rechnung getragen und 
die praktische Durchführbarkeit der Methode an dem Beispiel einer kleinen Mittel- 
stadt unter genauer Berücksichtigung der demographischen und steuerlichen Ver- 
hältnisse bewiesen. Spätere Vorschläge, wie insbesonders der des Rektors Thiede, 
beschränkten sich auf die Beamtenbesoldung. Grotjahn versuchte 1925 durch die 
Veröffentlichung seines „Entwurfs einer Elternschaftsversicherung‘“ aus Gründen 
der Leistungsfähigkeit eine Eingliederung bevölkerungspolitischer Maßnahmen in 
das System der Sozialversicherung zu erreichen. Die Pläne einer solchen Eltern- 
schaftsversicherung sind dann von Burgdörfer ergänzt worden, während Lenz 
vor allem die Möglichkeiten eines Ausgleichs der Familienlasten durch ein System 
der degressiven Staffelung der Steuernachlässe für Familienangehörige bei pro- 
gressiver Staffelung der Steuersätze empfahl. Eine genaue Darstellung aller dieser 
Vorschläge enthält Harmsen, Praktische Bevölkerungspolitik, Berlin 1931, Juncker 
. & Dünnhaupt. 


Pläne und Entwürfe. 


Die politische Entwicklung des letzten Jahres hat die NSDAP. zur größten 
Partei Deutschlands werden lassen, in Händen ihres Führers Adolf Hitler liegt die 
entscheidende politische Macht. Man darf wohl annehmen, daß entsprechend den 
bisher von der Partei vertretenen Forderungen nun schnell auch praktische Maß- 
nahmen folgen werden. Jedenfalls sind bereits in den ersten Tagen der neuen 
Regierung eine stattliche Zahl von Verordnungen zur Bekämpfung der öffentlichen 


1) Vgl. Harmsen: Bevölkerungspolitik des italienischen Faschismus, Schriften zur Bevölke- 
rungspolitik der Arbeitsgemeinschaft für Volksgesundung, Berlin 1929. Auszug daraus in 
Heft 2, 1933. 
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Unsittlichkeit erschienen, die die Auswüchse der Prostitution und der Nacktkultur, 
im Schankstättenwesen und Buchhandel beseitigen sollen. 

Zwar fehlt es bisher an einer parteioffiziösen Stellungnahme zu den Fragen der 
Bevölkerungspolitik und Rassenpflege. Das für die Kenntnis der nationalsozialisti- 
schen Bewegung und ihres Führers grundlegende Werk von Adolf Hitler „Mein 
Kampf“, Verlag Franz Eher, München, wie auch die Veröffentlichung von Prof. 
Dr. M. Staemmler, Chemnitz, „Rassenpflege im völkischen Staat“, J. F. Leh- 
mann, München 1933, lassen aber deutlich den Rahmen der erstrebten Maßnahmen 
erkennen (vgl. Bevölkerungspolitik und Rassenpflege des Nationalsozialismus, Archiv 
für Bevölkerungspolitik, Sexualethik und Familienkunde, Band 1/1933). Voran 
stehen rassenpflegerische Forderungen, die nicht nur auf eine Beseitigung fremd- 
völkischer Schmarotzer, sondern bewußt auf eine Scheidung der Rassen hinaus- 
laufen. Beachtlich ist die Zurückhaltung, die gegenüber der in den letzten Jahren 
mitunter erhobenen Forderung der Vernichtung sogenannten lebensunwerten Lebens 
geübt wird. Von Parteiführern ist wiederholt die Pflicht der Hilfe für die kranken 
und notleidenden Volksgenossen anerkannt worden; und Staemmler betont, daß nie- 
mals wirtschaftliche Gründe dazu führen dürfen, einen Menschen zu töten. 

„Der Kranke und der Elende, der Krüppel, Blinde und Taubstumme ist genau 
so unser Volksgenosse wie der Künstler und Gelehrte und Staatsmann. Die All- 
gemeinheit hat die Pflicht, sich für jeden Volksgenossen einzusetzen, ihm zu 
helfen, wenn er Hilfe braucht und sich nicht selber helfen kann.“ (S. 92.) 
Andererseits aber wird wiederholt betont, daß vom Staat nur die gesunde Familie 

gefördert werden dürfe. Rasseämter sollen eine rassische Bestandsaufnahme des 
Volkes durchführen und auf Grund eines Gesundheitspasses den Erbwert der ein- 
zelnen Persönlichkeiten und Familien feststellen, um auf Grund dieser Kenntnisse 
quantitative bevölkerungspolitische Maßnahmen mit dem Gesichtspunkt der quali- 
tativen Forderung zu verbinden. Endlich wird man sich bemühen, schwere Erb- 
krankheiten und Erbgesundheitsschäden zu verringern. Die in den letzten Jahren 
von den verschiedensten ärztlichen und richterlichen Kreisen (man vergleiche die 
Entschließung des Deutschen Ärztevereinsbundes in Hannover, die Tagung der 
Internationalen Kriminalistischen Vereinigung in Frankfurt a.M. und die Be- 
schlüsse des Preußischen Landesgesundheitsrats, die bereits zu dem Entwurf eines 
Sterilisierungsgesetzes geführt haben) erhobene Forderung auf Unfruchtbarmachung 
erblich schwer Belasteter wird wohl in Kürze eine gesetzliche Regelung erfahren, 
und es ist anzunehmen, daß diese Maßnahmen eine sinnvolle Ergänzung durch die 
erweiterte Möglichkeit der Bewahrung sozial Haltloser und einer Verwahrung ge- 
meingefährlicher und antisozialer Personen erfahren wird. Eine grundlegende 
Änderung des Steuersystems zum Zweck des Ausgleichs der Familienlasten wird 
mit einer Reform des Erbrechtes und Neugestaltung des Anspruchs auf Pension 
einhergehen, der nach den Vorschlägen Staemmlers beispielsweise erst gegeben sein 
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soll, wenn die betreffenden Beamten auch in bezug auf Kinderzahl ihre Pflicht 
gegenüber dem Volksganzen erfüllt haben. 

Wir dürfen also erwarten, daß seitens des Staates die Möglichkeiten für prak- 
tische bevölkerungspolitische Maßnahmen geschaffen werden. Die Entscheidung über 
Leben oder Sterben unseres Volkes wird aber letztlich weder auf der Ebene der 
Rassenscheidung noch einer wirtschaftlicher Förderung der Familie fallen. Jede 
wirkliche Ehe fordert eine letzte Entscheidung von Mensch zu Mensch; sie kann nur 
auf der Grundlage innerster religiöser Bindung lebenskräftig zur gesunden Familie 
gestaltet werden. Die Frage der Wahl des richtigen Partners, die Entscheidung über 
die Wege der in unserer Zeit notwendigen Geburtenregelung kann zwar durch Auf- 
klärung, Erziehung und gesetzliche Handhabung erleichtert werden, ihre Lösung ist 
aber nur aus einer letzten Glaubenshaltung möglich. Nur eine innere Erneuerung 
wird deshalb der äußeren Gestaltung Bestand verleihen. Wir wissen, daß bevöl- 
kerungspolitische Maßnahmen für die Erhaltung unseres Volkes nicht das letzte 
sind, wohl aber werden sie im Rahmen der staatspolitischen Maßnahmen an erster 
Stelle stehen müssen. 


CARL G. HARKE: 


Der Harzraum, der Herzraum des Reiches! 
Die Frage der Hauptstadt im bündisch gegliederten Reich 


Um eine Frage in Fluß zu bringen, über die man in Deutschland genau so nachdenken 
müßte, wie USAmerikaner und Australier, Chinesen und Inder für Krieg und Frieden, 
die Japaner für den Kriegsfall es längst gelan haben, bringen wir einen temperamentvollen 
und warmherzigen Vorschlag aus Niedersachsen für einen wehrgeographisch und volkspolitisch 
tüchtigeren Kernraum des zurückgeschnittenen Reiches, der zunächst mindesiens so vorbereitet 
werden müßte wie die Großkampfbefehlsielle eines vorerst noch in seiner Unierkunft an 
stiller Front gelassenen Führerstabes. 

Vergessen mag dabei nicht werden, daß die niedersächsische Weser der einzige selbständige 
deutsche Strom ist, über den nicht seit Versailles fremde Mehrheiten in Stromkommissionen 
mitreden! Das Beispiel der Sowjet-Hauptstadtflucht vom grenznahen Petersburg nach Moskau, 
des Verpackens der französischen Regierung für Bordeaux aus dem zentralen gefährdeten 
Paris 1914, des Verräumens der japanischen Zentralgewalt 1894 und 1904 von der unruhigen 
Großstadt Tokyo nach Hiroshima verrät uns, daß sehr lebenstüchtige Mächte solchen @e- 
danken längst nähergetreten sind. 

Geprüft also müssen sie werden! K. Haushofer. 


„Berlin ist heute die unfruchtbarste Stadt 
der Welt.‘‘ Benito Mussolini. 


Aufgabe der Geopolitik ist es, die Lebensbedingungen eines Volkes im Hinblick 
auf seine erdhafte Verwurzelung zu untersuchen und die Umstände und Voraus- 
setzungen klarzulegen, die eine Besserung seiner Lebenslage ermöglichen. Kein 
Volk Europas hat mehr Anlaß, die Stimme des „geographischen Gewissens“ zu be- 
achten, als unser deutsches, dessen Heimat ringsum von feindlichen Mächten um- 
geben ist. Der „Sinn“ des Weltkrieges war die Zertrümmerung und möglichste 
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Aufteilung des „Deutschen Reiches“. Das letztere gelang nicht, die Grenzräume aber 
wurden überall zu unseren Ungunsten verändert, über 70000 qkm bisherigen 
Reichsbodens uns entrissen. 

Nirgendwo sind die Gebietsverluste nun von so tief einschneidender Bedeutung 
geworden wie im preußisch-schlesischen Raume. Über 46000 qkm wertvollsten 
Bodens fielen dem polnischen Reiche zu, das seine heutige politische Selbständigkeit 
allein den deutschen Waffen zu verdanken hat. Ostpreußen, das Kernland des preu- 
Bischen Staates,- wurde zur „Insel“, Danzig zum „Freistaat“, Oberschlesien sinnlos 
zerteilt. — Dazu kam die Errichtung des sogenannten tschechoslowakischen Staates 
auf ehemaligem österreichischem Reichsboden, so daß Schlesien nun auch vom Süden, 
her von einer slawischen Macht bedroht ist. 

Dieser furchtbare Raumverlust des Deutschtums gegenüber dem Slawentum war 
nur möglich, weil der innere (völkische) Aufbau sowohl des preußischen wie auch 
des österreichischen Staates keineswegs den Anforderungen entsprach, die im Sinne 
einer wirklichen Durchdringung und damit Sicherung des Raumes zwischen der 
Danziger Bucht und den Karpathenzügen hätten erhoben werden müssen. Das völlige 
Versagen der sogenannten preußischen Ansiedlungspolitik im dünnbevölkerten Ost- 
raum wäre besonders zu erwähnen, denn hier berühren wir eine der Kernfragen 
deutscher staatlicher Erneuerung überhaupt. 

Wir stehen heute vor der Aufgabe, aus dem Raumabwehrkampf, in den wir 
gedrängt wurden, wieder zum Raumausweitungskampf überzugehen, wie dieser einst 
zur Zeit des Deutschen Ordens und der Hanse im ganzen niederdeutschen Nordosten 
geführt wurde. Unser Volk braucht die Brücke zum weiteren Osten, die ungestörte 
Verbindung zum baltischen und ukrainischen Raum, denn nur hier findet es zu- 
künftig jene lebensweiten Entfaltungsmöglichkeiten, die ihm seine Gesamtstel- 
lung in Europa sichern können. — Von allergrößter Wichtigkeit ist also die Wie- 
dergewinnung einer Raumstoßkraft im Innern unseres Reiches 
selber. Nur aus innerer Gesundung kann jener Überdruck gewonnen werden, den 
eine Staatsleitung gebraucht, um Raumforderungen zu erheben und dann auch 
durchzusetzen — wie dies beispielsweise die Japaner heute meisterhaft verstehen. 

Untersuchen wir die Ursachen der so erfolgreichen altsächsischen wie mittel- 
alterlichen deutschen Ostpolitik wie die der so erfolglosen nachfriderizianischen 
preußischen, so finden wir, daß das Verhältnis des einzelnen zu seiner Volksgemein- 
schaft wie zum „Staate“ dabei von größter Bedeutung ist. Als freie Bauern unter 
freiem Recht kamen einst die besten Kräfte ins deutsche Ostland, späterhin gab 
es nur „Untertanen“, bei denen selbst der einst grundlegende Unterschied zwischen 
deutscher und undeutscher Geburtsherkunft nicht mehr ins Gewicht fiel. Der 
unvölkische Aufbau des preußischen Staates wurde dem Deutschtum zum Ver- 
hängnis. 

„Der Zwang zur Östpolitik“ (vgl. Hans Schwarz: ‚Die Preußische F rage“‘), der 
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für einen Friedrich den Großen noch gegeben war, weil das Gebiet seines Staates 
im Oderraume seinen Schwerpunkt fand, ging später verloren; „Preußen“ verlor 
_ sein geographisches Gesicht, das immer nur nach Osten gerichtet sein kann, denn 
als des Reiches Ostmark wurde es groß. Immer aber kann ein Staat nur wachsen 
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und gedeihen, wenn die Kräfte, die ihn schufen, noch in ihm lebendig sind. Hierum 
handelt es sich heute. 

Der Zusammenbruch des zweiten Kaiserreiches im Jahre ıg18 hat eine Ent- 
wicklung beendet, die gekennzeichnet war durch das ‚‚Hausmachtstreben‘ der ver- 
schiedenen großen und kleinen Fürstenhäuser, die auf Kosten der Raumeinheit und 
Macht des alten deutschen Königreiches groß wurden. Die für die Herausbildung 
eines wirklich beherrschenden Machtmittelpunktes so äußerst ungünstige Ge- 
staltung des deutschen Lebensraumes zwischen den Alpen und den Meeren im 
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Norden begünstigte Sonderentwicklungen in den durch Gebirgszüge getrennten 
großen Stromlandschaften ebensosehr, wie eine Wiederzusammenfassung erschwert 
wurde. Rhein-Main-, Donau- und Elb-Oder-Raum standen nach Zerfall des alten 
Reiches gegeneinander. Weder Frankfurt, noch Wien, noch Berlin können für 
sich in Anspruch nehmen, wirklich als gegebener geographischer Mittelpunkt des 
Reiches zu gelten. Dieser liegt vielmehr, nach Kjellen, im Raum um Magdeburg. 

Die raumschöpferischen Kräfte des Reiches lagen von jeher 
im Volkstum seiner großen Stämme, aus denen die Reichsgemeinschaft 
durch die fränkische und dann die sächsische Führung erwuchs. Die Zerschlagung 
und Aufteilung der großräumigen Stammesherzogtümer, die Auflösung des wesen- 
haft in seinen Landschaften begründeten Reiches Heinrichs I. muß als die tiefste 
Ursache des späteren Machtverfalls unseres Volkes gewertet werden. 

Heute nun ist es möglich, jene „radikale“ — wurzelhafte — Erneuerung des 
Reichsaufbaus aus den Grundkräften des Volkes vorzunehmen, die ein Paul de La- 
garde schon gefordert hat, heute können jene Raumeinheiten im Reiche wieder 
zusammengefügt werden und zu neuer Stoßkraft nach außen erwachen, die nach 
der ‚kaiserlosen, der schrecklichen Zeit‘‘ in Ohnmacht versanken. Nicht mehr die 
„Basis des dynastischen Familienbesitzes‘‘ — die Bismarck in seinen „Gedanken und 
Erinnerungen“ so kritisch beleuchtet —, sondern die des sich bluts- und gesinnungs- 
mäßig verbunden fühlenden Volkstums der geographisch wirksamen 
Landschaften wird heute das Bild des Reiches formen. 

Betrachten wir nun unter diesen Gesichtspunkten die Lage der heutigen „Reichs- 
hauptstadt“ Berlin wie die Eigenart dieser Viermillionenstadt, dann wird uns klar, 
daß die Anforderungen, die wir an den Machtmittelpunkt des Reiches in geo- 
politischer Hinsicht stellen müssen, hier nicht gegeben sein können. Die Lage der 
Hauptstadt, der Stelle, an der alle leitenden Kräfte zusammentreffen, um sich 
in neue Auswirkungen umzusetzen, ist von jeher wichtig, oft für das Schicksal 
des Staates entscheidend gewesen. Wir kennen die Gunst der Lage der Stadt Paris 
wie auch die Moskaus im zentralrussischen Raum. 

Deutschlands Landschaftsgefüge kennt nur einen Raum, der geographisch und 
geschichtlich sich annähernd mit den genannten fremden in Beziehung setzen ließe, 
den Harz-Saale-Raum, der das mittel-niederdeutsche Kerngebiet des Reiches 
beherrscht. Der Unterschied gegenüber sammelnden Tieflandsmittelpunkten ist 
deutlich. Der Harz liegt als vorgeschobene Gebirgsfestung in der niederdeutschen 
Ebene, er strahlt Raumkräfte aus — zieht sie nicht an —, verlangt eine bündische 
Gliederung im übrigen Reiche, die durch andere Höhenzüge gegeben ist. Der alt- 
geschichtlich so bedeutsame Harzraum weckt raumschöpferische Kräfte, spricht doch 
Albert von Hofmann mit Recht von einer „Offensivseite‘‘ dieses einzigartigen Ge- 
birges. Der Unterschied gegenüber dem Tieflandsammelpunkt Berlin ist bedeutend, 
ist wesenstief. 
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Berlin ist heute, um mit Henry Ford zu reden, wirtschaftlich und wehr- 
geopolitisch ein „hilfloses Ungeheuer‘, mit über 4000 Menschen auf den Quadrat- 
kilometer, nur 150 km von der polnischen und tschechischen Grenze entfernt, feind- 
lichen Luftangriffen, ja sogar dem Beschuß von feindlichem Gebiet aus mit weit- 
tragender Artillerie schutzlos preisgegeben. 

Die Verbindung Potsdam— Berlin wirkte so lange günstig, als sie nicht 
mit westelbischen Aufgaben belastet wurde; sie ist der Mittler zum weiteren 
Osten. Rheinraum wie Donauraum können von der Spreeweltstadt nicht erfaßt 
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Der Harz im stammesgemäß neugegliederten Reich (Entwurf G. Harke). 


werden, 500 km trennen die niederländische, fast 600 die französische und italie- 
nische Grenze von ihr. München und Stuttgart, Klagenfurt, Graz und Wien sind 
ihr fremd und fast unerreichbar. 

Als Berlin auf der Höhe seiner Macht stand, lebten über 60% der Deutschen auf 
dem Lande, heute (1930) sind es nur noch knapp 35%! Die Großstadtentwick- 
lung ist eine ernste bevölkerungspolitische Gefahr geworden. Denn die Raum- 
durchdringungskraft eines Volkes ist untrennbar mit der Stärke seines Bauern- 
tums verbunden. Nur bodenfrohe Menschen schaffen neue Lebensquellen, wagen 
den Zug in die Weite, den Kampf um den Raum. Aspaltwüsten töten das Leben. 
Auch deshalb ist Berlin als Hauptstadt des neuen Reiches unmöglich. 
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Der Mittelpunkt eines Reiches soll das Vorbild des Ganzen 
sein, soll sichtbarlich den Charakter des Ganzen betonen. Der Harzraum ist nun 
wahrhaft der Herzraum des Deutschen Reiches, denn hier liegen seine ewigen 
Kraftquellen, hier erwuchs es und durchpulste alle Teile gleichermaßen mit raum- 
erfüllender Macht. Acht Jahre erst sind es her, daß das Rheinland wie die Branden- 
burger Mark ihre tausendjährige Zugehörigkeit zum Reiche feiern konnten. König 
Heinrich I., der Gründer Quedlinburgs und der anderen tausendjährigen Städte 
rings um den Harz, war es, der, auf seine Sachsen und die Franken gestützt, den 
deutschen Westen und Osten gewann, ohne den wir niemals die Gegenwart staatlich 
erlebt hätten. 

Die umstehende Karte zeigt, wie günstig rein geographisch der Harzraum zwi- 
schen Flandern und Danzig, Nordmark und Südmark gelegen ist, wie er wahrhaft 
als Herzraum sich auswirkt. Ein hier — ähnlich wie der Staat Washington in 
USA. — errichtetes „Reichsbundesgebiet“ (siehe Karte) würde dem 
deutschen Reichsgedanken jene raumfeste Verankerung geben, 
die seiner heutigen „Spitze“ Berlin niemals eigen sein kann. 
Nicht „im“, sondern ‚am‘ Verkehr muß ein echter Machtmittelpunkt liegen, nicht 
wehrlos, sondern wehrhaft muß des Reiches Herz sein, denn ständig umlauern es 
Gefahren. — Aus gleichen Erwägungen heraus verlegten die Türken ihre Hauptstadt 
von dem bedrohten Konstantinopel in die Hochlandsstadt Angora. 

Nirgendwo spricht die deutsche Landschaft, spricht die deutsche Geschichte so zu uns, wie 
es hier im Raume der Bode und Oker der Fall ist. Uralte Kultplätze aus frühgermanischer 
Zeit umsäumen das romantische Bodetal und die Vorberge des Harzes. Mächtig, wie ein Gruß 
aus trotziger Urzeit selber, ragt der „Vater Brocken“ ins Land, von Sagen und Ahnen des 
Volkes umflutet, wahrhaft Deutschlands „Heiliger Berg“. 

Doch der Menschen Taten künden uns ringsum von kühnem Kampf. Zwischen dem ost- 
elbischen „Potsdam“ und westsaalischen „Weimar“, diesen zwei Eckpfeilern deutschen Denkens, 
liegt das tausendjährige Quedlinburg, des ersten Reiches wahre Hauptstadt. Von hier 
aus leitete König Heinrich seine Züge ins Slawenland, aus dem dann durch Askanier und 
Hohenzollern des Reiches mächtigste Mark erwachsen sollte. Hier also liegt die Wurzel der 
deutschen Ostpolitik! Hier am Nordrande des Harzgebirges, wohl geschützt durch die 
Höhen und die Niederung des Bruchgrabens (jenseits Halberstadt), wurde das deutsche König; 
tum für fast zwei Jahrhunderte bodenständig. Urkundlich wird es unter der Regierung 
Ottos III. „Metropolis“, Hauptstadt des Reiches genannt. Sechzehn deutsche Könige („römische 
Kaiser“) weilten hier 7omal längere Zeit und hielten wichtige Reichsversammlungen ab. Von 
985 bis 1035 waren die „Quedlinburger Jahrbücher“ die Hauptquelle der deutschen Geschichte. 

R Die Eigenart des seit 936 „reichsfreien“ Stiftes verdient wohl unsere Beachtung, denn 
hier finden wir wahrhaft wurzelhaftes Werden vor. Bodenverbunden und artecht ist alles 
auch noch heute in der Blumenstadt Quedlinburg. Dom, Roland und Rathaus künden, wie auch 
in den Nachbarstädten, von einer deutschen Kernlandschaft. Alle deutschen Stämme sind 
hier irgendwie vertreten. (Hessen- und Schwabengau zwischen Harz und Saale!) Sachsen er- 
bauten es, Wettin gab die Stiftsverfassung, Brandenburg wurde der letzte Herr. Alle deutschen 
Fürstenhäuser haben Töchter hier als Äbtissinnen aufzuweisen. Bande der Erinnerung gehen 


in alle Lande. — Doch die trotzige Zeit der großen Sachsenherrscher übertönt alles. Türme 
und Tore, Mauern und Burg grüßen aus großer Zeit. 


Wehrgeographisch ist die Lage des Harzes günstig, soweit es in der Kleinräumig- 
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keit Mitteleuropas und angesichts der Fernwirkung moderner Waffen möglich ist. 
Von den am stärksten gefährdeten Grenzen ist er so weit entfernt, daß weittragende 
Geschütze ihn von feindlichem Boden aus nicht mehr erreichen. Gegen Gas- und 
Luftangriffe ist er wesentlich leichter zu sichern als die Großstadt Berlin. Der 
Harz hat die Reichweite nach Süden, die unbedingt erforderlich ist, ohne dabei von 
der ‚deutschen Hüfte“ — der französisch-tschechischen Verbindungslinie Weißen- 
burg— Eger — unmittelbar bedroht zu sein, 

Der Raum (ehem. Bistum) Halberstadt—Quedlinburg ist nachweisbar auch wirt- 
schaftlich eine Einheit, die sich weder unmittelbar in die braunschweigisch-ost- 
fälische noch die Magdeburg-Anhalter Landschaft einordnet. Heute ist gerade der 
Harzraum eine Musterkarte politischer Zerrissenheit, worüber die Denkschriften der 
Provinzen Hannover und Sachsen erdrückende Unterlagen geben. Wenn irgendwo, 
könnte hier eine gesunde Zusammenfassung zu einer neuen Einheit sinnbildlich im 
kleinen die schon so lange geforderte „Reiohsreform“ einleiten. 

Neuer Raummachtwille könnte wieder vom Harz ausgehen, eine Zeit besseren 
Erfassens des Südens und zugleich eines neuen Vormarsches gen Osten einleiten, 
denn hier haben wir einen Wurzelpunkt deutschen Werdens vor uns, der geo- 
politisch heute die gleichen Wirkungen ausüben kann wie vor einem Jahrtausend. 
Der rote Reichsmark-Adler, der in Brandenburg, Tirol und Burgund einst von der 
Weite deutschen Wollens sprach, könnte wieder aufflattern und die letzten „Raben“ 
der deutschen Zwietracht, die noch „um den Berg‘ fliegen, verscheuchen, altes 
Reichsland zum Reiche zurückbringen. 

Hat das Reich aber erst seinen geographisch recht gelagerten Machtmittelpunkt 
gefunden und die alten Stammeskernlandschaften zu neuer gestaltender Lebens- 
geltung gebracht, dann kann auch das umliegende Europa endlich eine wesenhaft 
gesunde Neuordnung finden. Das bündisch gegliederte Reich würde das Vorbild und 
Kerngebiet eines „germanischen Völkerbundes“ werden können, das Herz Europas 
würde wieder anfangen zu schlagen und einen ganzen Erdteil beleben. 


OSKAR VON NIEDERMAYER: 
Wehrgeographische Betrachtungen über die Sowjet-Union 


Nachdruck. verboten 

Ich sage „wehrgeographische“, weil der ganze große Raum, den der Sowjetbund 
heute beherrscht, auf Abwehr, auf Verteidigung eingestellt ist. Das neue Ruß- 
land zog die Folgerungen aus der Niederlage des alten im Weltkriege und aus dem 
Umstand, daß seine Westgrenze durch Polen um 650 km nach Osten verschoben 
wurde: es gliederte sich nach der Tiefe. Der Um- und Ausbau des Riesen- 
landes verlangt eine lange friedliche Entwicklung, die infolge seiner isolierten Stel- 
lung in einer feindlichen „kapitalistischen“ Umwelt nicht leicht zu sichern ist. Diese 
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Gefahren aber liegen im Wesen des Sowjetbundes selbst begründet. In: 
der Gegensätzlichkeit zwischen sozialistischem und kapitalistischem Herrschafts-, 
system sehen die Machthaber von Moskau die Unvermeidbarkeit eines Zusammen- 
stoßes zwischen beiden. Sie können sich dafür keinen anderen Weg denken, als den: 
einer gemeinsamen Intervention — die Erinnerung an die Interventionskämpfe: 
der Jahre ı9rg—ı921 ist noch allzu wach! —, eines Kreuzzuges der raumengen, 
nach Kolonien hungernden ‚imperialistischen“ Mächte gegen den Arbeiter- und 
Bauernstaat, bevor dieser so erstarkt, daß ein Angriff aussichtslos wird. Als die 
Grundlage einer wirksamen Landesverteidigung ist die wirtschaftliche und an der 
Spitze die industrielle Vorbereitung und schließlich die völlige wirtschaftliche Un- 
abhängigkeit vom Auslande erkannt. Die industrielle Zurückgebliebenheit und die 
damit verbundenen Mängel der technischen Kampfmittel auf der einen, die Aus- 
dehnung und Beschaffenheit der wahrscheinlichen Kampffronten sowie die zur 
Verfügung stehende Menschenzahl auf der anderen Seite müssen Kriegsvorbereitung 
und Kriegsoperationen entscheidend beeinflussen. So zieht man das Massenheer 
und den Bewegungskrieg dem kleinen ausgewählten Berufsheer und dem Stellungs- 
krieg vor, in dem die Technik dem Menschen überlegen wird. Der Mensch, der 
politische Mensch und klassenbewußte Kämpfer, wird über das Material, die Ma- 
schine gestellt, die sonst eine so große Verehrung in diesem Lande genießt. Das 
soll nicht sagen, daß die Bedeutung der Maschine im modernen Kampf von der 
Roten Armee nicht voll erkannt wäre. Der Bewegungskrieg aber und der 
Nachschub einer solchen Massenarmee setzen ein vorzüglich 
ausgebautes Verkehrsnetz voraus, wie es das heutige Rußland 
noch nicht besitzt. Das ist sein schwächster Punkt. Je mangelhafter das Ver- 
kehrswesen, desto mehr Raum muß im militärischen Kampfe eingesetzt werden. 
Das haben die Russen aber immer verstanden. Denn sie besitzen im Gegensatz zu 
uns Mitteleuropäern eine großzügige Raumauffassung, die sie sich in dem weiten 
Kontinent zu eigen gemacht haben. Seine Verteidigungskraft ist von Angreifern 
immer wieder unterschätzt worden. Jedesmal aber, wenn der Russe über den ihm 
vertrauten kontinentalen Raum hinausgriff und sich an irgendeinem peripheren 
Punkte festbiß, scheiterte er: Sewastopol, Petersburg, Port Arthur, Wladiwostok. 
Es fehlten für solche Wachstumsspitzen der innere Rückhalt und Zusammenhang. 
Bei einer wehrgeographischen Betrachtung können wir nicht ganz an der Frage 
der möglichen Kriegsgegner der Sowjetunion vorbeigehen. Sie ist nicht leicht zuf 
beantworten; denn das politische Bild um die Sowjetunion ist schwankend und 
widerspruchsvoll. Ein Gegner ist gewiß nicht das zu einem Kreuzzug vereinte 
Europa. Warum, kann hier nicht näher ausgeführt werden. Die Bolschewiken frei- 
lich stellen auch diese Möglichkeit in ihre politischen und militärischen Berech- 
nungen ein. Die ersten und nächsten Kampfgegner sind die Grenznachbarn Polen 
und Rumänien, denen gegenüber so große Gegensätze bestehen, daß ihre Be- 
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seitigung mit friedlichen Mitteln schwer möglich erscheint. Hier im Westen 
zwischen Düna und Dnjestr liegt also die militärische Haupt- 
front. Der Bundesgenosse Polens und der Kleinen Entente ist Frankreich, 
dessen „Zwischeneuropa“-Politik freilich in erster Linie gegen Deutschland und die 
Verbindung Deutschlands und Rußlands gerichtet ist. Wenn man sich heute auch ein 
Abrücken Frankreichs von seinen Versailler Vasallen kaum denken kann, so 
würden sie doch für Frankreich kein unüberwindliches Hindernis einer Verständi- 
gung mit Rußland bedeuten, wenn durch diese Rußland nur sicher von Deutsch- 
land abgezogen würde. Im Fernen Osten ist es Japan, dessen Druck heute schwer 
auf der mandschurischen Grenze und dem Amurgebiet lastet. Das Land, welches 
zwar keine unmittelbare Grenzberührung mit der Sowjetunion hat, dessen Inter- 
essen aber in ganz Asien und besonders in seiner wertvollsten Kolonie durch die 
große, sich wirtschaftlich entfaltende Kontinentalmacht berührt werden, auch wenn 
sie keine imperialistischen Bahnen wie früher verfolgt, ist England. England, das 
sich zwar selbst nicht durch Verträge bindet, das aber nichtsdestoweniger überall da 
an den russischen Grenzen und Meeren wirkend und vorsorgend erscheint, wo wehr- 
geographisch schwache Punkte sind. In der Bekämpfung einer deutsch-russischen 
Annäherung stimmt es mit Frankreich überein, wenn bei ihm auch die antirussische 
Tendenz vorwalten mag (Melville, „The russian face of Germany“). 

Die Niederlage im Weltkriege, der Rückschlag im Westen, die Ostwendung, 
Selbstbesinnung und Innenkonzentration haben dem Russen die Fehler seiner 
stürmischen Expansion und Raumverachtung, die Schwäche seiner Raumweite für 
eine wirksame Landesverteidigung mit eigenen Mitteln erkennen lassen. Jahrhun- 
dertelang Versäumtes soll nun nachgeholt werden. Die ständige Furcht vor feind- 
lichen Angriffen ist die Hauptursache für die oft überstürzten Maßnahmen beim 
Innenausbau mit allen seinen Leiden für die Bevölkerung. Auch hier wieder eine 
Raumverachtung und ein Raumeinsatz, der uns — rein wirtschaftlich betrachtet — 
phantastisch, unbegreiflich und gefährlich erscheint. Wie sieht nun dieser ganze 
zur Verteidigung zu organisierende Raum aus? 


Aus Krieg, Bürgerkrieg und Interventionskämpfen ist das Gebiet des alten russi- 
schen Zarenreiches im wesentlichen unversehrt hervorgegangen, eine Tatsache, die 
nicht so sehr als Ergebnis militärischen Vorgehens oder gegnerischer Schwäche als 
vielmehr politisch-geographischer Gegebenheiten anzusehen ist. Die russische Ge- 
schichte der letzten 1000 Jahre bietet dafür Beweise genug. Wer auf der inneren 
Linie kämpfte, blieb schließlich immer wieder Sieger. Die zentripetalen Kräfte 
erwiesen sich stets stärker als die zentrifugalen. Im ganzen Norden und Süden des 
Riesenreiches bietet die Natur eine vorzügliche Schutzanlehnung; Hochländer, Eis- 
küsten und Sandwüsten waren bisher schwer überschreitbare Grenzen. In der Auf- 
fassung des einheitlichen und gleichförmigen, von den Karpathen bis zu den zentral- 
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asiatischen Gebirgsketten und dem Ochotskischen Meer reichenden Tieflandsraums: 
sind sich die russischen Eurasiatiker und die Stalinischen Bolschewiken einig. Einige 
äußerste Entfernungen, in der Luftlinie, mögen den Raum charakterisieren, . 
der in den Bereich der militärischen Verteidigung zu ziehen ist: von der polnisch- 
rumänischen Grenze bis zur Amurmündung 8000 km, von Murmansk bis zum 
Pamir 4000 km. Von Murmansk bis Odessa aber beträgt die gerade Entfernung | 
2600 km. Leningrad, Minsk und Odessa sind Grenzstädte geworden, und Moskau 
ist bis auf 600 km der westlichen Grenze nahe gerückt, der Ural mit seinem 
Zentrum Swerdlowsk aber immer noch 2000 km von ihr entfernt. Doch wie groß 
sind die Hindernisse und werden die Entfernungen, will man sie auf dem Boden 
überwinden! Man denke auch an den Winter, der in der Breite von Moskau 4 bis 
5 Monate dauert und große militärische Operationen unmöglich macht. Das heutige 
Rußland gliedert sich nach der Tiefe bis an den Ural. Ist es verwunderlich, daß 
diese Schwerpunktsverlagerung von den in Asien interessierten Mächten besonders 
unangenehm empfunden wird? Die offene Grenze im Westen muß die stärksten 
militärischen Verteidigungsmittel anziehen; die Richtung des geringsten Wider- 
standes, in der eine mögliche künftige Entwicklung erfolgen könnte, geht nach 
Innerasien. | 

Unterziehen wir nun die wichtigsten Grenzgebiete einer kurzen militärischen 
Betrachtung! Die völlig veränderte Westgrenze (siehe Karte ı) verdient unsere 
Hauptbeachtung. Sie ist wesentlich kürzer geworden und zieht in fast gerader Linie 
vom Nördlichen Eismeer bis zur Dnjestr-Mündung. Als Machtgrenze hat sie alle 
Nachteile einer solchen. Sie lehnt sich verschiedentlich an natürliche Hindernisse an. 
Im finnischen Teil führt sie durch waldreiches, bevölkerungs- und wegearmes 
Gebiet. Südlich des Finnischen Golfes wird zunächst durch den Peipus-See und das 
südlich anschließende Sumpf- und Seengebiet bis zur Düna der ganze Raum für 
militärische Bewegungen bis auf wenige Übergangspunkte weitgehend beengt. Im 
polnischen Teil bildet das Pripjetsumpfgebiet auf etwa 250 km Länge ein natür- 
liches Hindernis, im Norden und Süden davon zwei etwa 250 km breite Grenz- 
abschnitte frei lassend, die besonderen militärischen Schutzes bedürfen. Die Dnjestr- 
grenze, die heute für jeden Verkehr gesperrt ist, schiebt sich am weitesten nach 
Osten vor, wichtige Nordsüd-Verbindungen der Ukraine flankierend. 

Einer der bedrohtesten Punkte der Westgrenze ist Leningrad, das 32 km von 
der finnischen Grenze entfernt ist. Es ist heute der einzige Hafen, über den 
ein direkter Verkehr mit Europa möglich ist, aber er ist immer noch monatelang 
durch Eis verschlossen. Sein Seezugang ist 500 km lang von finnischen Staaten 
flankiert. Wenn auch ein Teil der lebenswichtigen Industrie ins Landesinnere ver- 
legt worden ist, so konnte man dieses früher wichtigste Industriezentrum mit seinen 
modernen Anlagen für den Aufbau des Landes doch noch nicht entbehren, ja, es 
mußte zu einem neuen großen wirtschaftlichen Sammelpunkt werden, wie schon 
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seine auf über 3 Millionen angestiegene Bewohnerzahl zeigt. Welche Werte hier bei 
einem feindlichen Angriff auf dem Spiele stehen und dem Untergang geweiht sind, 
bedarf keiner weiteren Erörterung. So gewann für Rußland der Ausgang an der 
eisfreien Murmanküste und die Bahnverbindung dorthin erhöhte Bedeutung. Die 
Gesamtlage ist klar: Finnland flankiert Leningrad, die Murmanbahn Finnland. 

Das Baltland mit seinen Inselstützpunkten liegt drohend in der Flanke einer 
etwa gegen Polen operierenden russischen Armee. Bahn- und Wegebauten und 
andere militärische Vorbereitungen zeigen die Empfindlichkeit und Unsicherheit 
dieser Grenzstrecke, auf der ein nicht zu unterschätzender russischer Druck lastet, 
der wohl in absehbarer Zeit noch keine bedrohlichen Formen annehmen dürfte, aber 
bei kriegerischen Verwicklungen eine „Neutralität“ Estlands und Lettlands in sehr 
problematischem Lichte erscheinen lassen dürfte. 

Die Zweiteilung des polnischen Grenzabschnittes kommt auch ethno- 
graphisch im Siedlungsgebiet der Weiß- und Kleinrussen zum Ausdruck, deren 
Wohnräume durch die Grenze zerschnitten werden. Im nördlichen Teil hat Polen 
sich in den Besitz eines ı50o km breiten Landstreifens gesetzt mit klar erkenn- 
barem politischem und militärischem Zweck. Der strategische Charakter des ganzen 
Grenzgebietes kommt in seiner wirtschaftlichen und militärischen Organisation deut- 
lich zum Ausdruck. Die Baltlandgrenze überschreiten heute 3 Bahnen; nach Polen 
sind, mit Ausnahme der Bahnen über Negoreloje und Schepetowka im Norden und 
Süden des Sumpfgebietes, alle Grenzübergänge gesperrt; die beiden durch das 
Sumpfgebiet getrennten Landstreifen sind für militärische Operationen beider 
Grenznachbarn vorausbestimmt, wobei Rußland zweifellos im Norden, Polen im 
Süden günstigere Angriffsverhältnisse hat, Rußland im Süden aber auch eine wert- 
volle Provinz verteidigen muß. Die militärischen Bedürfnisse und die latenten 
Spannungen dieser ganzen Grenzzone hemmen ihren friedlichen wirtschaftlichen 
Ausbau. 

Die Verdrängung von der Donaumündung durch Rumänien wird Rußland 
nie verschmerzen; beide Seiten stehen sich kriegerisch-feindlich an einer völlig 
gesperrten Grenze gegenüber. 

Ein wehrgeographisches Gebiet für sich ist das Schwarze Meer, das heute für 
Rußland eine noch größere Bedeutung erlangt hat als vor dem Kriege. Hier sind 
nicht unwichtige Veränderungen vor sich gegangen, die darin liegen, daß die Meer- 
engen entmilitarisiert und dem freien Verkehr von Handels- und Kriegsschiffen 
aller Staaten bei neutraler Türkei auch im Kriege geöffnet sind; ferner darin, daß 
Rußland nach dem Verlust fast aller seiner baltischen Meerhäfen vermehrt auf seine 
Schwarzen Meerhäfen angewiesen ist, über die früher zwei Drittel seines Gesamt- 
exportes gingen. Diese Häfen sind infolge des tiefen Meerwassers leicht von der 
See aus zu erreichen. Dazu kommt schließlich die gestiegene und durch den indu- 
striellen Ausbau des Hinterlandes immer mehr steigende Bedeutung der Häfen an 
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der Dnjepr- und Donmündung und der Kaukasushäfen Noworossisk, Tuapse und 
Batum. Hält man sich die Pläne der Sowjetregierung zum Ausbau des ganzen Süd- 
westen Rußlands und die möglichen vom Baltischen Meer, dem Ural und der Kaspi- 
see herführenden und an der Küste des Schwarzen Meeres mündenden Verkehrs- 
verbindungen vor Augen, so wird man verstehen, wie wichtig es für die Sowjet- 
union ist, aufmerksam darüber zu wachen, daß sie auch allein ihre so wichtige 
Küstengrenze durch eine überlegene Flotte und den Ausbau ihrer ins Meer vor- 
springenden Bastion der Krim zu schützen vermag. 

Die Kaukasusgrenze hat sich geographisch nicht nennenswert verändert. Die 
in den Nationalitäten des Kaukasus für Moskau liegenden, von England bei Kriegs- 
ende genützten Gefahren spielen heute keine ernste Rolle mehr; dagegen sind schon 
im nordkaukasischen Gebiet hinreichende militärische Sicherungen geschaffen wor- 
den, ganz abgesehen von der politischen Organisation und dem wirtschaftlichen 
Ausbau dieses Grenzlandes. Aber die für die gesamte Volkswirtschaft der Sowjet- 
union so wichtigen Erdschätze sind feindlichem Angriff heute näher als früher; die 
gerade Entfernung von Mossul bis Baku beträgt 800 km. So hat Rußland sorgsam 
den Ausbau des aus der Türkei und Persien an seine kaukasische Grenze heran- 
führenden Bahn- und Wegenetzes sowie alle politischen und militärischen Vorgänge 
im türkisch-persischen Grenzraume und im Irak zu überwachen. 

Das Iranische Hochland war durch seine Wüsten und Gebirge als Puffer- 
gebiet zwischen Rußland und England vorausbestimmt. Es gibt heute keine offi- 
zielle Interessensphäre und keine fremden Truppen mehr in Persien und Afghani- 
stan, die beide nach dem Kriege sich zu größerer Selbständigkeit durchgerungen 
haben. Wenn sie auch in keiner Weise ihre Neutralität selbst zu verteidigen imstande 
sind, so würden militärische Operationen größeren Stiles auch heute noch an den 
natürlichen Hindernissen scheitern. Die Nähe der so empfindlichen Nordwestgrenze 
Indiens und Russisch-Turkestans — sind es doch nur wenige Flugstunden vom 
Amu-darja nach Peschawar — lassen die vorhandenen Spannungen und militärischen 
Maßnahmen auf beiden Seiten begreiflich erscheinen. 

Das zwischen dem Pamir und Baikalsee gelegene zentralasiatische Grenz- 
stück ist durch weite Wüstenländer militärisch vorzüglich geschützt. Es wird durch 
den Ausbau des Bahnnetzes und der Wirtschaft in einem auffallend starken Maße 
durchblutet. Der strategische Charakter der großen mittelasiatischen Verbindungs- 
bahn ist nicht zu leugnen. 

Im Fernen Osten finden wir ein militärisch hoch bedeutsames Gebiet voll 
großer Spannungen. Es ist immer noch nur durch die eine vielfach eingleisige trans- 
sibirische Bahn von der Reichsmitte aus erreichbar. Durch Japans Vordringen in 
der Mandschurei erscheint die russische Stellung gefährdet und auf die Dauer mit 
militärischen Mitteln schwer haltbar, wenn Rußland in seiner vorzüglich ausgebauten 


Luft£lotte auch eine wirkungsvolle Waffe in der Hand hat. 
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Welche Mittel stehen Rußland für seine Landesverteidigung in seinem Volk 
und seiner Wirtschaft zur Verfügung, und wie können diese in ihrer geogra- 
phischen Verteilung bewertet werden? Es handelt sich hierbei nur um die Hervor- 
hebung wichtiger, besonders in die Augen fallender geographischer Gegebenheiten. 
Wir können nicht an der Tatsache vorbeigehen, daß ein Land, welches sich poli- 
tisch und wirtschaftlich so völlig neu organisiert wie die Sowjetunion, noch lange 
in einem gewissen Schwächezustand verharren wird, der ihm jedes außenpolitische 
Abenteuer und jeden militärischen Konflikt zu vermeiden zwingt. In Rußland 
weiß man wohl, daßein künftiger KriegnichtnurvonderAÄrmee, 
sondern vom ganzen Volke geführt werden muß, wobei freilich die 
Weiträumigkeit des Landes und seine geringe Bevölkerungsdichte eine andere Rolle 
spielen als in den westeuropäischen Ländern. Man hat auch aus Krieg und Nach- 
kriegszeit die Notwendigkeit erkannt, die Landesverteidigung ganz aus eigenen Mit- 
teln zu gestalten und seine Wirtschaft so auszubauen, daß die Versorgung aller 
Bedürfnisse im Ernstfalle aus dem eigenen Lande möglich ist. Tatsächlich befindet 
sich die Sowjetunion heute in einem Zustande, der sehr an unsere Kriegswirtschaft 
erinnert. Von diesem Standpunkte aus erscheinen die von der Bevölkerung ver- 
langten Opfer und Leiden verständlich. Wieviel davon auf das Konto des marxi- 
stisch-sozialistischen Experimentes zu schreiben ist und wieweit die Furcht vor 
feindlichen Interventionen berechtigt ist, das zu beurteilen gehört nicht in den 
Rahmen unserer Betrachtungen. 

Wachstum, Verteilung und Zusammensetzung der Bevölkerung haben seit 
dem Kriege nicht unerhebliche Veränderungen erfahren. Ihre Zahl stieg auf 
ı64 Millionen, die durchschnittliche Dichte auf 7,7 je Quadratkilometer, wobei 
natürlich zu berücksichtigen ist, daß die weiten waldreichen Gebiete des Nordens 
und die Steppengegenden des Südostens kaum die Dichte von ı erreichen. Die 
größte Dichte der Bevölkerung hat die Ukraine, in der von den Rayonen von Kiew 
und Charkow, dem fruchtbarsten Teil des Schwarzerdegebietes folgend, ein Haupt- 
siedlungsstreifen über Kasan. nach dem Ural zieht. Abseits davon heben sich als 
dichtbesiedelt die Rayone Moskaus, Leningrads und des Nordkaukasus heraus. Das 
sind die für die Aushebung, Unterkunft und Verpflegung im Ernstfalle wichtig- 
sten Gebiete. Das Verhältnis von Stadt und Land hat sich durch den Industriali- 
sierungs- und Verstädterungsprozeß zu einem Verhältnis von ı:4 (vor dem Kriege 
1:8, in Deutschland 2:1) verschoben; die Zahl der Städte über 50.000 hat sich seit 
dem Kriege verdoppelt; Moskau und Leningrad haben die dritte Million über- | 
schritten. Beruflich sind heute etwa 70 Millionen in der Landwirtschaft und be- 
reits 6 Millionen in der Industrie tätig. Die Struktur der Bevölkerung hat 
sich also grundlegend verändert. Dazu kommt dann noch die nationale 
Zusammensetzung. Durch die Abtrennung der westlichen Gebietsteile und die eigene 
Vermehrung stieg der Prozentsatz des Großrussentums auf 53 der Gesamtbevölke- 
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rung; dem stehen die 21% der Ukrainer, die stark von Großrussen durchsetzt sind, 
weit nach. Alle anderen Nationalitäten, die durchweg unter 3% liegen, spielen nur 
eine zahlenmäßig untergeordnete Rolle. Der Großrusse überwiegt in den Städten, 


in den Hauptindustriegebieten, in der Arbeiterschaft, in der Partei und Armee. 
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Die Landesverteidigung ist straff zentralisiert von Moskau aus geleitet. Die 
Einteilung in 8 Militärbezirke, 2 selbständige Armeen und ı Militärkommissariat 
(siehe Karte ı) lehnt sich zwar an die Gebiets- und Gaueinteilung an, greift aber 
teilweise weit über die Grenzen der nationalen Republiken hinaus. In ihrer geogra- 
phischen Abgrenzung kommen ausschlaggebend die Gesichtspunkte der Landes- 
verteidigung zum Ausdruck. Eine Sonderstellung nehmen lediglich die Ukraine und 
Transkaukasien ein. Während die territorialen Teile der Roten Armee als boden- 
ständige nationale, nur zeitweise einberufene Verbände in den landesinneren Ge- 
bieten und Militärbezirken liegen, weil ihre Mobilmachung größere Zeit erfordert, 
stehen die aktiven und sofort verwendungsbereiten Divisionen an den militärisch 
wichtigsten Grenzen, mit ihrer Hauptmasse also im Westen. 

Daß der wirtschaftliche Ausbau des Landes von militärischen Be- 
dürfnissen weitgehend beeinflußt ist, wurde oben bereits gesagt; daß dem Ausbau 
der Schwer- und Kriegsindustrie andere Zweige der Wirtschaft im Ablauf des ersten 
Fünfjahresplans nachgestellt und geopfert wurden, hat man vor nicht langer Zeit 
aus Moskau gehört. Die geographische Verteilung der großen Industrie, vor allem 
der Rüstungsindustrie, ist heute eine sehr viel günstigere als vor dem Kriege, wo 
ein großer Teil im Westen konzentriert war. Man nahm den Nachteil großer Ent- 
 fernungen in Kauf, um dagegen den Vorteil der Dezentralisation und Staffelung 
nach der Tiefe einzutauschen. Ein mehrere 100 km breiter Landstreifen an der 
Westgrenze ist, mit Ausnahme des Industriezentrums Leningrad, frei von jeder 
größeren Anlage. Erst im Moskauer und ostukrainischen Raume finden wir eine 
starke Konzentration schwer- und rüstungsindustrieller Werke. Dabei sind immer 
noch Hauptanlagen, wie Moskau, Tula, Dnjeprostroi, Charkow, in gefährlicher 
Grenznähe. Anders die jedem feindlichen Luftangriff entzogenen Industriezentren 
an der Wolga und im Ural (siehe Karte ı). 

Die schlechten Verkehrsverhältnisse waren schon im alten Rußland eines 
der größten Hindernisse einer wirksamen Landesverteidigung und sind es heute auch 
noch (siehe Karte 2). Der Ausbau der Verkehrswege erfolgte nicht im gleichen Schritt 
mit dem Ausbau der Industrie. Daher ist man auch heute wieder gezwungen, den Haupt- 
teil des Heeres möglichst nahe an das Aufmarschgebiet zu legen. Man hat zwar eine. 
ganze Reihe neuer Ostwest- und Südnord-Verbindungsstrecken gebaut, jedoch ermög- 
lichen auch sie heute noch keine genügend rasche Mobilisierung und Verschiebung 
des Heeres, das heute noch sehr das weitmaschige Bahnnetz und die Wegearmut ' 
(nur etwa 2% der Chausseen haben Steindeckel) in seine operativen Berechnungen 
einstellen muß. Angesichts der immer noch bestehenden großen Mängel in der Ver- 
teilung selbst der lebenswichtigsten Güter über das ganze Land sind Zweifel an der 
Durchführung des Nachschubs einer kämpfenden Armee durchaus angebracht. Für 
den Ausbau des Bahnnetzes westlich der Linie Leningrad—Moskau—Rostow sind zu-- 
allererst strategische Erwägungen maßgebend. Dabei tritt die Schaffung einer Ver- 
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kehrsöde im Grenzgebiet deutlich zutage, besonders da, wo ein gegnerischer Vor- 
marsch erschwert werden soll. Das heutige Bahnnetz trägt im wesentlichen defen- 
siven Charakter, worauf auch die geringe Zahl zweigleisiger Strecken und der teil- 
weise Abbau solcher schließen lassen. Die Wasserwege, die durch ihre Richtung 
und ihre Verbindung untereinander eine wertvolle Ergänzung abgeben könnten, 
sind infolge monatelanger Eisbedeckung und ungleicher Wasserführung militärisch 
nur bedingt brauchbar. Sie könnten bei besserem Ausbau, der freilich hohe Kosten 
verursachen würde, wenigstens im südlichen Teile des Landes und zum Transport von 
Massengütern einmal eine erheblich größere Rolle im Dienste der Landesverteidi- 
gung spielen. So wenig günstig heute noch die Verhältnisse für den Kraftwagen- 
verkehr liegen, so sehr viel günstiger sind sie für den schon ziemlich gut ausgebauten 
Luftverkehr. Die Luftwaffe ist imstande, manche Mängel auszugleichen. 

Von entscheidender Bedeutung für die personelle und materielle Versorgung der 
Armee ist die Landwirtschaft, deren völlig neue Organisierung Land und 
Regierung die größten Schwierigkeiten bereitet hat. Die überstürzte Kollektivierung 
allein kostete einen großen Teil des Bestandes an Rindvieh und Pferden, worunter 
die Versorgung der Armee zu leiden hat. Die Stimmung der Truppe, die sich zum 
größten Teile aus Bauern zusammensetzt, und ihre Ernährung sind Probleme, die 
dauernd ernstester Sorge und Überwachung der verantwortlichen Staatsorgane be- 
dürfen. — 


Das heutige Rußland muß mit völlig neuen, jungen Kräften, mit veränderter 
Westgrenze, auf den Trümmern einer alten, nicht wiederkehrenden Welt, aus 
eigenen Mitteln seine Landesverteidigung aufbauen. Es hat die Notwendigkeit einer 
starken militärischen Rüstung zur Sicherstellung eines friedlichen Innenausbaus von 
Anfang an erkannt. Kein Teil des Landes und seiner Bevölkerung, kein Zweig der 
Volkswirtschaft, der nicht irgendwie von der „Militarisierung“ erfaßt wäre. Was 
auf dem Gebiet der Organisation der Landesverteidigung, der Schaffung und Aus- 
bildung der Roten Armee bis heute geleistet worden ist, verdient uneingeschränkte 
Anerkennung. Diese Leistung berechtigt zu der Hoffnung, daß die noch vor- 
handenen, nicht zu leugnenden Mängel mit dem fortschreitenden wirtschaftlichen 
Ausbau des Landes behoben werden. Auf alle Fälle aber stellt heute die Sowjet- 
armee einen bedeutenden Machtfaktor für Feind und Freund dar. Deutschland kann 
einen friedlichen Ausbau des Riesenreiches in seinem Osten nur begrüßen und 
fördern aus Gründen, die Generaloberst von Seeckt in seiner jüngsten Broschüre 
„Deutschland zwischen West und Ost“ so treffend geschildert hat. Wie Rußland 
unsere politische und technische Hilfe zu seinem Innenausbau braucht, so brauchen 
auch wir Rußlands Hilfe und Freundschaft im Kampf gegen Versailles. 
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Die Meuterei in Indonesien als Warnungszeichen 
für alle Überseemächte 


Von einem ausgezeichneten Beobachter in Indonesien erhalten wir mit Flugpost folgenden 
Brief: 

„... Der äußere Anstoß zur Meuterei war das Herabsetzen von Sold und Löhnen 
um 17%, oder genauer gesagt: die Durchführung der Kürzungen um nicht nur 
13%, sondern um die bereits angekündigten weiteren /% mehr, also insgesamt 17%. 
In Soerabaja war es zu Protestversammlungen, improvisierten Umzügen, Nicht- 
antreten zum Dienst, Urlaubsüberschreitungen, rüpelhaftem Benehmen vor dem 
Haus des Chefs der Seestreitkräfte usw. gekommen. Im ganzen wurden (nach Zei- 
tungsangabe) 425 Unteroffiziere und Matrosen eingesperrt. Diese Maßregel wurde 
durchgeführt von der ‚„Mar&chaussee“, einer: als besonders zuverlässig geltenden 
Armeeformation, einer Elitetruppe, welche zu militärischen, aber auch zu polizei- 
lichen Zwecken verwandt wird. Das Geschwader verließ Soerabaja, um „zu üben“, 
zunächst in kleineren Verbänden oder einzeln, um später zu Manövern zusammen- 
gefaßt zu werden. Die „Zeven Provincien“ war detachiert, um bei Sabang, Atjeh 
und längs der Westküste von Sumatra zu kreuzen. Die arretierten Unteroffiziere 
und Mannschaften waren aus den Stammformationen an Land ersetzt worden. Die 
hiesige Presse — und damit das Publikum — reagierte auf die Soerabaja-Vorgänge 
mit den gewöhnlichen Phrasen von der Notwendigkeit des „taktvollen Auftretens 
der Autoritäten usw.“ und zeigte das hier übliche und typische Maß von Verständnis 
für Widerspruch gegen die Autorität. Ein Debakel vom Ausmaß dessen, was nach 
dem tatsächlichen und beruhigenden Auslaufen des Geschwaders eingetreten ist, 
erwartete niemand. Der Verlauf der Meuterei wird Ihnen bekannt sein aus der 
Presse und den Funksprüchen der ‚Zeven Provincien“, welche hier nur zum kleinen 
Teile veröffentlicht wurden. 

Die Situation wurde zunächst so dargestellt, als ob die Meuterei ausschließlich 
oder beinahe ausschließlich von inländischer Seite ausging. In den Zeitungen er- 
schienen maßlose Artikel gegen die Offiziere, welche zunächst als Prügeljungen 
dienten. Nicht ohne eine Art von Genugtuung klammerte man sich an die Tat- 
sache, daß Polizei- und Regierungsbeamte, also die Zivilbehörden, den Kom- 
mandanten gewarnt hatten, man schrieb über Leutebehandlung, „‚Dandy-Offiziere“, 
»»...„ Achselstücke erbarmungslos vor der Front herunterreißen...‘“, „lendenlahme 
vornehme Familien, die zwar Söhne, aber keine Männer erzeugen könnten“ usw. — 
hysterische und grauenhaft geschmacklose Äußerungen, dies um so mehr, als sie 
gleichzeitig bieder und gerecht sein sollende Plattheiten über Vaterlandsliebe usw. 
enthielten. Ein Ereignis wirkt sich in den Tropen anders aus als zu Hause: Fackel- 
züge, Massenkundgebungen für die Regierung, Telegramme, alles zu hastig, um 
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nicht den Eindruck des Sensationellen, des zur Betäubung des Furchtgefühls im 
Dunkeln singenden Kindes zu machen. Überschätzen des eigenen Milieus, indem das 
Ereignis als Signal für die inländische Bewegung und ungeheure Blamage des 
„weißen Mannes“ aufgefaßt wird. Diese Einstellung ist primitiv und leicht faß- 
lich, entspricht aber, wenn man sie — was natürlich das Handgreiflichste ist — zu 
sehr in den Vordergrund stellt, nicht der Wirklichkeit. Ohne auf diese in ein 
anderes Gebiet gehörenden Zusammenhänge näher einzugehen: selbst der aktivste 
antiholländische Inländer ist zu passiv, zuwenig Individualist, um mit Mut und 
kalter Überlegung selbständig zu handeln. Er tut nichts ohne Instruktionen, und er 
hatte keine, denn seine Instrukteure waren überrascht. Es handelte sich nicht um 
eine politisch begründete, sorgfältig überlegte Tat, sondern um eine Lohnfrage, 
welche allerdings der vermeintliche „Arbeitgeber“ unmöglich als solche auffassen 
durfte. Die Fragen der Politik und des staatlichen Prestiges sind — für sozia- 
listische Auffassungen ungerechter- und unnötigerweise — erst später von der 
Regierung in einen sozusagen ‚an sich durchaus verständlichen Protestumzug zur 
See“ hineingebracht worden. Das europäische Publikum überschätzt leicht den Ein- 
druck auf den Inländer; diesem Irrtum liegt die Angst der Einsamkeit zugrunde, 
phantastische Vorstellungen von Mord und Totschlag. Er ist eine Art höses Ge- 
wissen und Schuldgefühl, beides von derselben Unklarheit, wie sie der Untertan 
und Bürger gegen den „Arbeiter“ hat. Immerhin brauchbar zur Mobilmachung von 
Stimmungen, die letzten Endes vielleicht doch Gesinnungen sind, von Wert für 
den Ernstfall. In diesem Zusammenhang ist das Echo in Holland zu erwähnen: die 
zweifellos etwas forcierte Auflösung der Zweiten Kammer. Die Neuwahlen sollen 
vermutlich durch die Kriegsgerichtsverhandlungen national beeinflußt werden und 
so zu einer klareren Scheidung führen zwischen national und international-libera- 
listisch-kapitalistisch. 

Vom Publikum wird unterschätzt und in der Presse nicht erwähnt ‘der Prestige- 
verlust gegenüber dem Ausland. Nachdem die Flotte in der letzten Zeit durch die 
Kreuzer ‚Java‘ und ‚Sumatra“, moderne Torpedoboote, Minenleger, U-Boote 
und Flugzeuge und, was vielleicht noch wichtiger ist bei der unglückseligen Klein- 
heit der Seemacht, durch Werftanlagen und Arsenale für derartige Fahrzeuge 
materiell an Wert gewonnen hatte, wird durch den Gesinnungsversager das Auf- 
treten der Nachbarn bestimmter werden. Vor allem die nichteuropäischen Beurteiler 
werden sich sagen: Insulinde selbst ist politisch indifferent (also leicht zu be- 
herrschen), denn das Ereignis hätte sonst nicht praktisch lautlos von der in- 
ländischen Bevölkerung hingenommen werden können. Kontrahent ist gegebenenfalls 
eine Regierung, welche offenbar zu schwach ist für Handlungen auf lange Sicht, 
die naturgemäß teuer sind. Die Regierung muß von der Hand in den Mund leben, 
auch ist das Ereignis zu klein geblieben, um eine Reformation an Haupt und Glie- 
dern hervorzurufen. Die moralische Schwächung Hollands erzeugt eine engere An- 
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lehnung an die im Fernen Osten in der Defensive befindlichen europäischen Mächte. 
Hiermit wird diese Machtgruppe an Ausdehnung zwar vergrößert, gewinnt aber nicht 
an Stärke, sondern an Empfindlichkeit und Empfindsamkeit. Eine neue Bestätigung 
dafür, daß einem möglichen asiatischen Willen ein innerlich noch unsichereres und 
erschütterteres Europa gegenübersteht, als der vorsichtige asiatische Beurteiler viel- 
leicht annahm. Die Gruppe der hier unmittelbar interessierten europäischen Mächte 
mit innerlichen Schwächen hat sich deutlich um eine vermehrt. Durchaus nicht als 
Ergebnis einer: bestimmten Handlung, sondern aus sich heraus ist dieser Zustand 
offenbar geworden. 

Für den echten Holländer, Sohn der großen Seefahrer, Eroberer und 
furchtlosen Geister ist der Vorgang in der Flotte widerwärtige Be- 
stätigung intimster Befürchtungen. Er ist empfindlich für den Eindruck 
auf andere und darum so zurückhaltend und vorsichtig in seinen Äußerungen. Die 
Brutalität, Plumpheit und Vierschrötigkeit der Umgangsformen dieser Zeit und auch 
der Völker untereinander, das massenhafte halb amerikanische, halb russische Sich- 
gehenlassen in Materialismus und Gefühl läßt dieses natürlich auch und immer 
noch vorhandene Element kaum mehr wahrnehmen. Außer den Deutschen wird 
kaum ein anderes Volk so gröblich falsch beurteilt als die „phlegmatischen Hollän- 
der“. Ein sehr großes Guthaben an vermittelndem Wesen, Verbindlichkeit, Ehrfurcht 
vor anderen, Urteilsfähigkeit und Über-den-Dingen-Stehen muß vorhanden sein, 
einfach auf Grund der Existenz des Staates mit seinem Kolonialreich. Weil es hier 
in Insulinde eben eine Tatsache ist, daß ausgesprochenste Gegensätze nebeneinander 
und durcheinander wohnen, ohne sich täglich aufs neue zu zerfleischen, wird als 
Selbstverständlichkeit empfunden, was in Wirklichkeit menschliche Leistung ist. Die 
Straße beurteilt diese Leistung ausschließlich nach dem augenblicklichen materiellen 
Erfolg und gibt sich in einer ordinären Sucht zum Freiheitsrausch einer unsach- 
lichen Kritik hin, die keine Hemmungen kennt, angefangen von der Parteinahme 
gegen den Polizisten, der einen Rowdy abführt, bis zum Schimpflichmachen jeder 
Autorität und Tradition. Materialismus und Realschulbildung mit ihrer stets auf- 
gehenden Rechnung machen die geistig und seelisch Anspruchsvolleren zur gejagten 
Kaste, die aber doch merkwürdig zähe ist. In dieser Zähigkeit und „aktiven Resignation“ 
(„je maintiendrai‘) liegt die „chance“ der Nation. Das tragische ist eben auch 
hier, daß der wertvolle Teil des Volkes, das „Alltagstier“, immer wieder aufs neue Zu- 
kunft zu schaffen verdammt ist, aus welcher, wenn sie Gegenwart geworden ist, für ihn 
wieder aufs neue zu beseitigende und zu umsegelnde Schwierigkeiten entstehen. Oben- 
drein kann ein in dieser Weise aus seiner Lage herausan fremde 
Konjunkturen gebundenes Volk nicht mehr ursprünglich han- 
deln, seine Motive liegen in den Notwendigkeiten anderer und deren frühzeitiger 
Erkenntnis. Folgerichtig wurde der Pazifismus geradezu Hollands Waffe. Die Mehr- 
heit dieser Demokratie mißverstand aber ein Mittel als Zweck; sie ließ von sich aus, 
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mehr als es etwa in der Natur der Dinge lag, die Zügel in der Kolonie locker und 
entfremdete sich in der Kurzsichtigkeit dessen, der im Staat nichts sieht als einen 
Steuereintreiber, gleichzeitig seiner Wehrmacht. Leben und leben lassen mit der 
sehr begreiflichen Betonung der beiden letzten Worte kann nach außen zum Leit- 
motiv gemacht werden, auf die inneren Angelegenheiten ist es nicht 
übertragbar. 8 Millionen Menschen müssen den nachbarlichen riesenhaften 
_ Schicksalsgemeinschaften gegenüber manövrieren und „schippern“; der Leben for- 
mende Gegensatz zu dieser natürlichen und notwendigen Biegsamkeit ist unbeug- 
same Selbstsicherheit der Autorität im eigenen Reiche. Das Recht auf Besitz 
wird beurteilt nach der Fähigkeit, ihn zu halten. Wer überhaupt mit 
der Möglichkeit eines Zugriffs auf diese Kolonie rechnet, wird die Wehrkraft des 
Mutterlandes sowieso nicht überschätzen. Die Vorgänge in der Marine hier und im 
europäischen Holland wirken sich aus in Richtung dieses Gedankengangs, mindern 
— von der andern Seite aus gesehen — Hollands einziges machtpolitisches Guthaben, 
seinen Bündniswert. Die Nation gleitet unter einem schlechten Stern in die unmittel- 
bare Zukunft Ottawas, des Fernen Ostens und Mitteleuropas. Elastizität und Ge- 
wandtheit allein ohne die Selbstverständlichkeit des absoluten Rückhalts am eigenen 
Volk ist nicht ausreichend, um nicht auf Gedeih oder Verderb an einen Stärkeren 
festgebunden zu werden. Es gibt kein kündbares Partnertum mit Schicksalsgemein- 
schaften. Holland ist durch offenbar gewordene innere Schwäche schneller, als zu 
erwarten war, in eine labile Situation gekommen, wo es zur endgültigen Stellung- 
nahme nur mehr eines geringen Aufwandes an Ereignissen bedarf. Die Möglichkeit 
für Neutralität und Unabhängigkeit ist geringer, Insulinde ist „billiger“ geworden. 
(Man vergleiche die Warnungen van Vuurens! D. Hsg.) 

Vom soldatischen Standpunkt aus sieht sich die Lage vielleicht nicht so kompli- 
ziert und vielleicht auch nicht so düster an wie vom politischen. Im Ausgang der 
Meuterei mit den 22 sozusagen sowieso schon Hingerichteten liegen Möglichkeiten 
eines Wiederaufbaus. Nach den ewigen Soldatenmißhandlungen, die durch Presse, 
öffentliche Meinung, Budgetverhandlungen gingen, nachdem die Marine gleich- 
sam „entmilitarisiert‘“ war, nach dem Zugeständnis gewerkschaftlicher Inter- 
essenverbände für alles, was nicht Offiziersrang hat, mußte sich natürlich einmal 
die Frage stellen zwischen wirklichem Soldatentum und künstlich hoch- 
gezogenem Arbeitnehmerstandpunkt. Der Offizier hat durch die Angst 
der Regierung vor energischem Durchgreifen gegen allgemein gewordene Unbot- 
mäßigkeit jahrelang viel ertragen müssen und ertragen; eine Unbotmäßigkeit, 
welche, wie ich meine, erst nach dem Kriege jede Grenze überschritt, die man etwa 
unter Berücksichtigung des Volkscharakters ziehen könnte. Die Regierung wollte 
unter keinen Umständen „Krach in der Wehrmacht“ — was dann der Offizier mit 
seiner Stellung bezahlen mußte. Die Regierung ist auf diesen Standpunkt gedrängt 
worden durch die Antikriegspsychose in Form einer vom Publikum erträumten rein 
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wirtschaftlich orientierten neuen Weltordnung. Sie wünschte, jeden Anlaß zur Dis- 
kussion über die Wehrmacht zu vermeiden, die dem Gros der Steuerzahler und 
Stimmberechtigten doch nichts war als eine überflüssige Gelegenheit, Geld auszu- 
geben; außerdem „nie wieder Krieg‘ — sollte aber doch einer kommen, so wäre 
die Wehrmacht wegen ihrer Kleinheit von vornherein sowieso bedeutungslos. In 
diesem ‚‚milieu‘ konnte von Mannszucht keine Rede sein. 

Es war unwahrscheinlich, daß Soerabaja mehr als eine neue Leidensstation werden 
würde, die in gewohnter Weise zu ertragen war. Auch die Marineleitung wurde von 
der vollzogenen Meuterei ebenso überrascht wie der Schiffsstab an Bord der „Zeven 
Provinciön“. Die Marineleitung ging sehr geschickt vor. Sie überstürzte nichts, ver- 
mied die Möglichkeit, daß sich etwa Besatzungsteile größerer Fahrzeuge den „Kame- 
raden“ gegenüber ‚für neutral erklärte“, brachte aber doch alle verfügbaren Ein- 
heiten so dicht vor die Entscheidung, daß eine Bestandsaufnahme der Gesinnung 
stattfinden konnte. Zum unmittelbaren Angriff waren vorgesehen Flieger und zwei 
Unterseeboote, erst für den Fall eines fortgesetzten Gefechtes wären Torpedoboote 
und ‚Java‘ verwendet worden. Der Gegenschlag wurde also geführt von den klein- 
sten vorhandenen Formationen, in deren Art es liegt, daß der Gegensatz zwischen 
Offizier und Mann schwerer zu konstruieren ist. Im Volksraad blieb nicht un- 
besprochen, daß „gleich zum wirklichen Angriff übergegangen wurde“, ohne 
Warnungsbombe. Der Chef der Marineleitung deckte, ohne sich auf Kommentare 
einzulassen, den Kommandanten, aus welchem Wort zu schließen ist, daß es sich 
um ein von Offizieren besetztes Flugzeug handelte. Ob das Verhalten der Offiziere 
und der treuen Besatzungsteile, soweit sie an Bord waren, so tadelnswert ist, wie 
in den Zeitungen vermutet wird, kann nur die Untersuchung ergeben. 


ALBRECHT HAUSHOFER: 
Berichterstattung aus der atlantischen Welt 


Es ist selbstverständlich, daß eine so bewegte Entwicklung wie die nationalrevolu- 
tionäre der letzten Wochen im Deutschen Reich eine Fülle von Rückwirkungen 
außerhalb der deutschen Grenzen hervorruft. Jede Revolution zwingt die Außen- 
welt zu neuer Einstellung gegenüber dem Land, das sie durchlebt. In jedem solchen 
Fall lösen sich alte Bindungen und bilden sich neue. Solche Vorgänge würden 
ganz besondere Wachsamkeit der Außenpolitik schon dann erzwingen, wenn das 
deutsche Volk in der glücklichen Lage des französischen oder spanischen wäre: daß 
nämlich der größte Teil seines Volksbestandes innerhalb eines Staates zusammen- 
gefaßt wäre, oder wenn es auf einer einsamen Insel lebte. Nun leben wir mitten 
in Europa, und von den rund 85 Millionen Deutschen in Europa leben nur 63 im 
Deutschen Reich; das letzte Viertel lebt teils in kleineren deutschen Staaten, teils 
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in Staaten mit fremden Mehrheiten und mit fremdnationaler Staatsführung. Die 
reichsdeutsche Politik hat also nicht nur die Beziehungen zu fremden Staaten neu 
zu ordnen; sie hat — um so mehr als sie von einer Volksbewegung von stärkstem 
Nationalgefühl getragen wird — die Aufgabe, zu verhindern, daß unersetzliche 
Teile des deutschen Volkskörpers außerhalb der Reichsgrenzen zu Schaden kommen 
oder dem Volkskörper ganz verlorengehen. In diesem Sinn wiederholen wir unseren 
Mahnruf zur Wachsamkeit an der westlichen Grenze des deutschen Volksbodens, 
die von Eupen über das Saargebiet (wo bekanntlich 1935 abgestimmt wird) bis zu 
ihrer äußersten Südspitze außerhalb der Grenzen liegt, die durch innerpolitische 
Maßnahmen unmittelbar beeinflußt werden können. Daß die innere Entwicklung 
Danzigs besondere Aufmerksamkeit verdient, braucht kaum betont zu werden. 
Das größte Problem aber stellen im Augenblick diejenigen Teile des geschlossenen 
deutschen Volksgebietes im Südosten, in denen sich ohne Zweifel jene innere 
Gleichschaltung vollzogen hat, die im Reich ihren machtpolitischen Ausdruck ge- 
funden hat — in Sudetendeutschland und Österreich aber nicht. 

Wenn heute zum Prager und zum Wiener Parlament gewählt würde, so ist 
_ es sicher, daß der Nationalsozialismus ähnlich wie im Süden und Westen des Deut- 
schen Reiches rund zwei Fünftel der deutschen Wähler auf sich vereinigen würde. 
Die alten bürgerlichen Parteien würden aus der Macht geworfen, der Marxismus 
unterdrückt werden können, wenn auch in diesen Gebieten wie in Süddeutschland 
eine zur Diktatur entschlossene Zentralregierung widerstrebende Teilgewalten ab- 
setzen könnte. Das ist aber nun nicht der Fall. Die Sudetendeutschen unterstehen 
der Herrschaft der Tschechen, und Österreich ist ein „souveräner“ Staat, dessen Be- 
wegungsfreiheit außen- und innerpolitisch bestimmt wird durch den Gegensatz 
der französischen und der italienischen Außenpolitik im Donaugebiet. Man ist 
gewohnt, die Gegnerschaft Frankreichs und Italiens im Donaugebiet als eine 
feststehende Größe zu betrachten. Kein Zweifel, daß die Bündnissysteme von 
Rom und Paris einander bekämpfen; daß um den Einfluß in Bukarest, aber auch 
in Warschau und Budapest ein zäher diplomatischer und wirtschaftspolitischer 
Kampf geführt wird. Das schwache Österreich war bisher (und ist in gewissem 
Sinn heute noch) ein besonders auffälliges Kampffeld dieser Einflüsse. Der 
jetzige österreichische Staat hat sich daran gewöhnt, sein tägliches Leben aus diesem 
Gegensatz heraus zu fristen — nicht anders, wie auch in früheren Jahrhunderten 
deutsche Teilstaaten bald von englischen, bald von französischen Subsidien lebten. 
Es gibt in Wien einflußreiche Gruppen, die zur französischen Orientierung neigen; 
es gibt andere, die zur italienischen zielen. Sowohl die italienische wie die fran- 
zösische Politik muß in ihren großen geopolitischen Zusammenhängen verstanden 
werden. Für Paris wie für Rom ist Österreich ein wichtiges Durchgangsgebiet 
politischer, wirtschaftlicher und vor allem militärischer Art. Der Weg von Frank- 
reich zur Kleinen Entente führt durch Tirol, wenn man das Deutsche Reich und 
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Italien vermeiden will. Der Weg von Prag nach Belgrad führt über Wien und 
Graz, wenn man Ungarn vermeiden muß; der Weg von Italien nach Ungarn 
führt durch Kärnten, ehe man nicht Slowenien und Kroatien erobert hat. F rank- 
reichs Ziel ist die Stabilisierung der Friedensverträge auch im Südosten; um 
das zu erreichen, müßte Österreich in die Kleine Entente hineingezwungen werden; 
der Ring um Ungarn wäre dann geschlossen, der italienische Einfluß ausgeschaltet. 
Italiens Ziel ist die Beseitigung der Einheit Südslawiens und die Verhinderung 
eines großräumigen Zusammenschlusses an der Donau, der an die Habsburgische 


Monarchie erinnern könnte; eine lockere Föderation — vielleicht eine Trias aus 
Österreich, Ungarn und Kroatien in ihren heutigen oder vielleicht revidierten 
Grenzen — das wäre der Nachbar nach Italiens Wünschen. 


Wenn man nun plötzlich in Rom und Paris erkennt, daß eine Gleichschaltung 
Österreichs mit dem Deutschen Reich erfolgen könnte, dann besteht die Gefahr, 
daß die beiden lateinischen Mächte sehr rasch dahin geraten, ihre Gegensätze 
zurückzustellen und zunächst gegen den erneuten Machtanspruch des deutschen 
Volkes aufzutreten. So kommt es dann zu einer Lage, in der man sich vergeblich 
frägt, ob Graf Clauzel oder die Vertreter Mussolinis in Österreich die deutsch- 
feindlichere Politik machen (wobei man in der gegenwärtigen Lage Österreichs 
Feindschaft gegen das Deutschtum mit Feindschaft gegen den Nationalsozialismus 
gleichsetzen kann). Es zeigt sich also hier der alte Satz bestätigt, daß überlegene 
Staatskunst sehr wohl zwischen innerpolitischen Sympathien und außenpolitischen 
Nützlichkeiten zu unterscheiden weiß. Mussolini treibt nationalitalienische Politik 
in großem Stil, und nichts als das. Weil er eine Persönlichkeit von ungewöhnlicher 
Weitsicht und Klarheit ist, trägt diese nationalitalienische Politik immer mehr 
auch einen gesamteuropäischen Charakter. 

So erklärt sich, daß es bei dem römischen Besuch Macdonalds zu einer weit- 
gehenden Einigung zwischen der englischen und italienischen Regierung gekommen 
ist. Im Vordergrund stand dabei nicht nur das Schicksal der Abrüstungskonferenz, 
sondern die Gesamtfrage der Revision unhaltbar gewordener Verträge. Dem fran- 
zösischen Interesse an bedingungsloser Ruhe in Europa kommt das englische Bedürf- 
nis nach Frieden entgegen. In einem Zeitraum, in dem sich die Entwicklungen am 
Stillen Ozean immer weiter zuspitzen, kann keine der großen Kolonialmächte 
europäischen Unfrieden brauchen. Nachdem sich die französische Stellung in 
Ostmitteleuropa durch die Neugestaltung der Kleinen Entente erheblich gefestigt 
hat, geht nunmehr der groß angelegte Versuch vor sich, Italien durch erhebliche 
Konzessionen im Mittelmeer und in Afrika aus der Front des Revisionismus her- 
auszuziehen. Es ist noch nicht gesagt, daß dieser Versuch gelingt; die Wahr- 
scheinlichkeit ist nicht gering. Wir halten es für unsere Pflicht, unsere Leser 
darauf vorzubereiten, daß ein Italien, dem man Zugang zum Tsadsee gewährt, 
sich z. B. für die Frage des Weichselkorridors sehr viel weniger interessieren 
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könnte als zu den Zeiten, da man dem Grafen Gravina in Danzig freies Spiel 
gewährte. Daß der ungarische Vermittlungsversuch einer polnisch-italienischen 
Freundschaft freilich nicht ganz nach Wunsch gelungen ist, beweist der über- 
raschende Rücktritt des Grafen Potocki von dem eben erst betretenen Botschafter- 
posten in Rom. 

Die Fernwirkung ostasiatischer Vorgänge macht sich an verschiedenen Stellen 
_ Europas bemerkbar. Wir empfinden sie auch darin, daß der sowjetrussische 
Druck auf die polnische Ostgrenze merklich und in betonter Weise nachgelassen hat 
(was natürlich eine Stärkung Polens an anderen Stellen seines Grenzumzugs be- 
deutet). Gewiß hört man in Moskau nicht auf, z. B. den Hetman Skoropadski 
mit einigem Mißtrauen zu betrachten; aber die Versuche der Sowjets, den Kampf 
der Ukrainer in Polen ihrem eigenen Interesse dienstbar zu machen, sind ab- 
geebbt. 

Die Innenentwicklung Sowjetrußlands weist im Augenblick Züge von aus- 
gesprochener Ermattung nach den ungeheueren Anstrengungen des Fünfjahres- 
planes auf. Die Ausblutung des Landes, besonders im Süden, macht sich bemerk- 
bar. Hauptziel der Politik ist nach wie vor die Verlegung des wirtschaftlichen 
Zentrums nach dem Uralgebiet und nach Westsibirien — kurz, in die zentralen 
Teile der Union, die auch mit moderner Waffentechnik schwer zu erreichen und 
noch schwerer zu meistern sind. Damit ziehen die Sowjets die praktischen Folge- 
rungen aus jenen theoretischen Erkenntnissen moderner Wehrwissenschaft und 
Geopolitik, die besagen, daß über ein Glacis von Hunderttausenden von Quadrat- 
kilometern verfügen muß, wer ein Zentrum geordneter Widerstandskraft gegen- 
über einem überraschenden Offensivstoß behaupten will. 

Wie es mit den Aussichten der Abrüstungskonferenz bestellt ist, haben wir 
unseren Lesern so oft zu zeigen versucht, daß eine Wiederholung kaum nötig ist. 
Es muß damit gerechnet werden, daß der Versuch gemacht wird, die Abrüstungs- 
konferenz zu beenden oder zu vertagen mit einem Abkommen, das sich wenig von 
einer Anerkennung des status quo unterscheidet. Diejenigen Mächte, die sich da- 
gegen sträuben, werden gut tun, sich auf einen scharfen Druck der Nutznieser der 
Friedensverträge gefaßt zu machen. 

Mindestens ebenso harmlos und friedlich wie die Phraseologie der Abrüstungs- 
konferenz, mindestens ebenso gefährlich wie deren Wirklichkeit werden auch 
Phraseologie und Wirklichkeit der Weltwirtschaftskonferenz sein. Das große Ziel, 
das vor allem die Amerikaner auf der Weltwirtschaftskonferenz erreichen wollen, 
ist die Stabilisierung des englischen Pfundes und der übrigen Pfundwährungen. 
Dafür werden die Amerikaner bereit sein, einen gewissen Preis zu zahlen. Dieser 
Preis ist eine Herabsetzung der interallierten Schulden, die sowieso niemals in 
voller Höhe gezahlt werden können. Worum verhandelt wird (und zwar hinter 
streng verschlossenen Türen), ist das Ausmaß dieser Herabsetzung. Je mehr hier 
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von den Amerikanern verlangt wird, desto mehr wird an Gegenkonzessionen wieder 
von ihnen gefordert werden. Diese Gegenkonzessionen können wieder nur in 
einem bestehen: in der Herabsetzung der Handelshemmungen, als da sind De- 
visensperren, Hochschutzzölle und ähnliches mehr. Amerika selbst ist bereit, 
seine Zölle auf industriellem Gebiet zu senken; es verlangt dafür Auflockerung 
der europäischen Zölle für seine landwirtschaftliche Ausfuhr. Da die allgemeine 
Meistbegünstigung tot ist, werden diese Handelserleichterungen in einseitigen oder 
mehrseitigen Verträgen festgelegt; bei solchem Verfahren wird natürlich der am 
meisten erreichen können, der am meisten zu bieten hat. Der Wille, zu einer 
gesamtangelsächsischen Verständigung, aber auch zu einer Einigung mit Frankreich 
zu gelangen, ist groß. Das Deutsche Reich ist an diesen Verhandlungen unmittel- 
bar nicht beteiligt; es wird sich kaum in der Lage sehen, seine landwirtschaft- 
liche Einfuhr vergrößern zu wollen; so wird es kaum auf industrielle Kompen- 
sationen größeren Ausmaßes rechnen können. Wenn die Weltwirtschaftskonferenz 
irgendwelche positiven Ergebnisse haben wird, so werden diese bereits in vertrau- 
lichen Verhandlungen festgelegt sein, bevor man sich an den Verhandlungstisch 
setzt. An diesen Vorverhandlungen aber sind nur die angelsächsischen Mächte, 
Frankreich (und in bescheidenem Maße Italien) beteiligt. 

Es hat eine jahrelange Depression von riesigen Ausmaßen gebraucht, bis die 
führenden Köpfe der Vereinigten Staaten in der Lage waren, ihren Massen eine 
Politik verständlich zu machen, die den einfachsten Grundregeln wirtschaftlichen 
Austauschs entspricht. Daß man nicht hoffen kann, Zinsen und Kapital wieder 
hereinzubekommen, wenn man sich hinter Zollmauern von riesiger Höhe vor der 
Ausfuhr seiner Schuldner schützt; daß man das um so weniger kann, wenn man 
eine landwirtschaftliche Produktion hat, welche die Aufnahmefähigkeiten des Bin- 
nenmarktes weit übersteigt — das hatte unter Coolidge nicht einmal Coolidge 
selbst begriffen; unter Hoover war es nicht über den Kreis jener wenigen hinaus- 
gedrungen, die nach Schillers Demetrius im alleinigen Besitze des Verstandes 
sind; unter Roosevelt hat nicht Roosevelt, sondern die Not der Farmgebiete und der 
Zusammenbruch der Banken der seltenen Kunst großräumigen und zugleich nüch- 
ternen Denkens zu einer überraschenden Verbreitung verholfen. Wir haben diese 
Wandlung in Amerika festzustellen; der neue Präsident hat — bei gleichgeschal- 
tetem Kongreß — eine Machtfülle wie keiner seiner unmittelbaren Vorgänger. 
Wir haben nichts hinzuzufügen, als die schon oft gemachte Erfahrung, daß beim 
Zusammenstoß großräumigen Denkens mit kleinräumigem im allgemeinen das 
großräumige zu siegen pflegt. Die Heimstätten großräumigen Denkens auf der 
Welt sind im Augenblick Washington, London, Moskau und Tokio. Schon Paris 
hat Mühe, dabei mitzukommen... 

Wir können also wohl darauf verzichten, innerstaatliche Vorgänge auch in 
diesem Bericht breit zu behandeln. Wir verzeichnen daher nur das Ende aller terri- 
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torialen Sondergewalten innerhalb des Deutschen Reiches — die früher sowohl 
Hemmung wie Sicherung bedeuten konnten —; die weitere innere Zersetzung 
Rumäniens; den unerwarteten Umschwung in Griechenland, wo die Wahlen 
gegen Venizelos ausgeschlagen sind und nach einem vergeblichen Putsch des 
Generals Plastiras ein zweites Kabinett Tsaldaris ans Ruder gebracht haben; 
das erfolgreiche Plebiszit in Portugal, das dem Land nach siebenjähriger offener 
Diktatur des Generals Carmona nunmehr eine verfassungsmäßige Diktatur des 
Generals Carmona beschert. Wichtiger schon sind Äußerungen des Obersten Macia, 
des Beherrschers von Katalonien, die beweisen, daß Spanien mit seinem Autonomie- 
geschenk die unruhigste und fortgeschrittenste seiner Landschaften erfolgreich be- 
schwichtigt hat. Schwieriger wird es mit dem Baskenland, dessen Widerstand gegen 
Madrid ebenso regional bedingt, aber im Gegensatz zu Katalonien klerikal, nicht 
radikal gefärbt ist. 

Überschreiten wir den Atlantischen Ozean auf der Linie der iberischen Koloni- 
sation und überschauen wir den südamerikanischen Kontinent als Ganzes, so 
finden wir nach wie vor zwei unbereinigte Territorialkonflikte und dazu eine 
gleichmäßig schlechte Wirtschaftslage. Höchstens Venezuela hebt sich als Insel 
einer geringeren Krisenwirkung aus der allgemeinen Mißlichkeit heraus. Ent- 
wertete Währungen, Moratorien, Zwangsbewirtschaftung. des Außenhandels, De- 
visensperre, ungedeckte Staatshaushalte — kein Land von Kolumbien bis Chile, 
das diese Segnungen einzeln oder im Zusammenwirken nicht kennengelernt hätte. 
Auch Kolumbien, das der Krise verhältnismäßig lange Widerstand geleistet hatte, 
ist nun in das akute Stadium geraten. Auf der anderen Seite scheint sich Chile 
unter der Führung eines weniger stürmisch gewordenen Alessandri zu einer ge- 
wissen inneren Ordnung zurückzufinden. Die Auflösung der Cosach beseitigt einen 
für den chilenischen Staatskörper lebensgefährlichen Fremdkörper in der Wirt- 
schaft. Es ist kein Zweifel, daß eine Differenzierung der Salpeterbetriebe nach 
Lage und Leistungsfähigkeit die einzige Möglichkeit ist, eine wirtschaftliche Teil- 
gesundung von Nordchile zu erreichen. Daß jemals wieder die Blütezeit erreicht 
werden könnte, die mit dem Ende des Salpetermonopols verlorenging, ist ausge- 
schlossen. Der natürliche Salpeter wird den Markt der Welt nach wie vor mit dem 
künstlichen Stickstoff zu teilen haben; die chilenische Regierung geht einen sehr 
verständigen Weg, wenn sie bestrebt ist, den übriggebliebenen Salpeterabsatz dadurch 
zu sichern, daß sie jedes handelspolitische Entgegenkommen von der Abnahme eines 
Salpeterkontingents abhängig macht. In diesem Sinn ist in jüngster Zeit mit 
mehreren Ländern, darunter Frankreich und Spanien, nicht erfolglos verhandelt 
worden. 

Von eigentlich politischen Ereignissen sei auf einen Staatsstreich in Uruguay nur 
kurz verwiesen; der Krieg um den Chaco stockt; die bolivianische Gegenoffisive hat 
sowenig entscheidenden Erfolg gehabt wie der erste Vorstoß der Paraguayer. Die 
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Rückwirkungen des Krieges machen sich in der Wirtschaft beider Länder erheblich 
fühlbar; dabei scheint uns die Widerstandskraft des kleineren Paraguay verhältnis- 
mäßig stärker zu sein als die des größeren Bolivien. 

Peru hat in Genf das japanische Beispiel befolgt; es hat die Beratung verlassen, 
als der Völkerbund den Versuch machen wollte, die Voraussetzungen des gelten- 
den Staatsrechts vor Beginn seiner Vermittlung innezuhalten. Peru sollte das 
widerrechtlich besetzte kolumbianische Gebiet am oberen Amazonas freigeben, 
bevor in eine Verhandlung über mögliche Vertragsänderungen eingetreten werden 
sollte. Peru verweigert diese Räumung und erzwingt auf diese Weise die Fort- 
setzung eines Konflikts, der durch seine besonderen geographischen Bedingtheiten 
an beide beteiligten Staaten ganz besondere Anforderungen stellt. In diesem Zu- 
sammenhang lohnt es, einige verkehrsgeographische Pläne zu beleuchten: In 
Peru denkt man allen Ernstes daran, eine nationale Dampfschiffahrtsgesellschaft 
einzurichten, die den Zweck haben soll, den Westen und den Osten Perus miteinan- 
der zu verbinden. In erster Linie ist an die Verwertung amazonischer Hölzer im 
trockenen Westperu gedacht. Man betrachte dieses Schiffahrtsprojekt auf der Karte! 
Es fehlt nur die Ankündigung, ob diese unglückliche peruanische Nationalschiff- 
fahrt von Iquitos nach Callao um Kap Horn herum oder durch den Panamakanl 
betrieben werden soll... Aber eines beleuchtet ein solches Phantasieprojekt: die 
Verkehrsfeindschaft der Ostkordillere und ihres Abfalls zum Amazonastiefland. 
Diese peruanische Schiffahrtslinie ist ein Gegenstück zu der kolumbischen Flotten- 
expedition den Amazonas hinauf nach Leticia und Tarapaca. 

Zu gleicher Zeit berät man in Brasilien ernsthaft darüber, ob man das Monopol 
der Küstenfahrt für den Lloyd Brasileiro und die kleineren brasilianischen Schiff- 
fahrtsgesellschaften aufrechterhalten solle oder nicht. Das ist für Brasilien eine 
sehr wesentliche politische Frage. Die mangelhaften Bahnverbindungen im Inneren 
Brasiliens (vor allem das Fehlen leistungsfähiger Verbindungen zwischen dem 
Amazonasgebiet und dem Nordosten, zwischen dem Nordosten und Mittelbrasilien) 
bewirken, daß ein unverhältnismäßig großer Teil des Nervensystems in diesem auf 
der Karte scheinbar so kompakten Festlandkörper auf dem Wasser des Atlanti- 
schen Ozeans schwimmt. Solange daher die Mangelhaftigkeit der Binnenverbin- 
dungen bleibt, solange wird man sich in Brasilien sehr überlegen müssen, ob man 
durch Aufhebung des bisherigen Monopols der Küstenschiffahrt ausländischer Ein- 
wirkung gefährliche Eingriffsmöglichkeiten gibt. Im Luftverkehr ist man be- 
strebt, ausländischen Einfluß auszuschalten oder doch dadurch zu neutralisieren, 
daß man sich verschiedenartiger ausländischer Kräfte bedient. So wird der neue 
Flughafen in Rio de Janeiro sowohl dem regelmäßigen Zeppelinverkehr dienen 
wie französischen Flugzeugen. Eigene Fluglinien beabsichtigt Brasilien nach Para 
und Manaos zu legen; in Manaos soll dieser Dienst mit einer von Kolumbien 
herüberführenden Linie zusammentreffen. Fügt man hinzu, daß ein direkter 
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Kolumbiendienst von New York über Havanna neu eingerichtet ist, so ergibt sich 
auf diese Weise eine neue zusammenhängende Linie von New York nach der Ost- 
küste Südamerikas, die den Weg durch die Andenstaaten ergänzen kann. In 
Brasilien selbst geht die Zeit der provisorischen Diktatur von Getulio Vargas mit 
den Wahlen am 3. Mai zu einem selbstgewählten Abschluß. Es müßte seltsam 
zugehen, wenn die Wahlen das Verfassungswerk des reformfreudigen Präsidenten 
nicht bestätigen würden. 

Afrikanische Probleme müssen aus Raumgründen in diesem Bericht zurück- 
gestellt werden. Wir werden in zusammenhängender Betrachtung der Kolonialfrage 
' (insbesondere der Frage kolonialer Kompensationen für Italien und für Deutsch- 
land) darauf zurückkommen. Dieser Bericht sei geschlossen mit einem noch- 
maligen Hinweis auf die Bedeutung, die das Zusammenfinden von Smuts und 
Hertzog zu einer Regierung der übernationalen Konzentration für die innere 
Gestaltung Südafrikas hat. Mag ein gewisses Maß von Übertreibung in dem Ver- 
gleich vorhanden sein — er drängt sich dennoch auf: Wie würde man eine gleich- 
mäßig und im Geist freundschaftlicher Toleranz zusammenwirkende Regierung be- 
trachten, die in Belgien aus volksbewußten Vlamen und Wallonen, in Böhmen aus 
 volksbewußten Deutschen und Tschechen bestünde? 


KArı HAUSHOFER: 
Bericht über den indopazifischen Raum 


„Was ist ein ‚moderner‘ Staat? Was ist ein Reich und was ein Chaos?‘ Diese 
peinlichen Fragen in bezug auf Staaten und Reiche, die es bisher zu sein glaubten, 
werden augenblicklich mindestens im pazifischen und eurasiatischen Be- 
reich mit solcher Unbefangenheit aufgeworfen, daß wir einige Zeugen festhalten 


müssen. „Ist Japan ein moderner Staat?“ (Is Japan a modern state?) — so frägt 
Frank Godwin in Nr. 3 vom 16. ı. 1933 der „The people’s Tribune‘“ (Shanghai), 
und verneint die Frage — denn sonst würde er in Tang Leang-Li’s Organ 


schwerlich gedruckt werden. Dafür behauptet Japan in seinen Beschwerdeschriften 
an den Völkerbund mit mindestens ebenso triftigen Belegen, es sei ein Irrtum, 
China als einen geordneten Staat zu bezeichnen und zu behandeln, denn es sei ein 
„Chaos“ — was allerdings von Japan sein bösester Feind kaum zu behaupten wagt. 
Der abgetretene Außenminister Stimson der USA. aber begründet seinen Widerstand 
gegen die Unabhängigkeit der Philippinen damit, daß der ganze Ferne Osten zur 
Zeit viel zu chaotisch (chaotic) sei, um dieses noch unerfahrene Freiheitslämmchen 
darin frei laufen zu lassen. Und niemand wird Stimson anklagen, aus heimlicher 
Sympathie ins japanische Horn zu stoßen. Er wird unterstützt von Generalleutnant 
Lindemann (1929—1933 Lehrer an der chinesischen Kriegsschule) — gewiß 
16 
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nicht projapanisch eingestellt, glaubt er zwar an Chinas Zukunft, von der er meint, 
„daß wir als Deutsche und als Freunde Chinas kraftvoll mithelfen wollen“, aber 
kurz vorher heißt es: „Das Chaos in China ist zur Zeit außerordentlich groß und 
gefährlich. Nanking herrscht nur über fünf Provinzen, in diesen auch nur zum 
Teil... das moderne China ist noch weit entfernt vom Begriff des ‚Zentral- 
staates‘, den es erstrebt.“ „Ein föderativer Aufbau der Provinzen dieses Riesen- 
reiches, von denen die größte, Szechuan, etwa 100000 qkm größer ist als Deutsch- 
land, wäre zweckmäßiger...“ Und Otto Heller, sichtlich sowjet-bestimmt, 
schließt sein Buch: „Wladiwostok! Der Kampf um den Fernen Osten“: „Die Idee 
des proletarischen Freiheitskampfs erobere sich den Fernen Osten auch außerhalb 
der Grenzen, die heute schon unter der roten Fahne stehen ... bis sie in nicht zu 
ferner Zeit den letzten chinesischen und indischen Kuli beherrschen werde.“ 

Das ist natürlich für den überzeugten „Partisan‘ der Sowjets auf deutscher Erde 
kein Imperialismus, wenn er von Moskau ausgeübt wird; und von Freiheit werden 
dann die chinesischen und indischen Kulis so wenig verspüren wie die russischen 
Muschiks, wenn sie von einer Handvoll von herrschenden ehemaligen Proletariern 
verknutet werden, soweit sie nicht lieber in der Stille verhungern. 

Aber die Spannweite zwischen solchen Zeugenaussagen verrät eben nur zu as 
lich, wie wenig eine solche Dynamik von den Genfer Schlichtungsmethoden aus- 
geglichen werden kann. Wer Sinn für den Begriff des Widerspruchs in sich selbst 
(der „contradictio in adjecto‘‘) in geopolitischer Anwendung hat, dem sei das Heft 
Nr. 12 des Bandes 3 der ‚‚People’s Tribune‘‘ empfohlen. Er wundert sich dann nicht 
mehr, daß die Antiphonie von Japan aus, z. B. durch den „Japanischen Verein in 
Deutschland“ (Berlin W 30, Motzstr. 31), aber auch die ‚Far Eastern Review“, 
durch erstere bereits in mehr als 170 lehrreichen Nummern gesungen wird. Über- 
gangszustände, die schwerlich noch sehr lange dauern können, kündigen sich schon 
in der Berichterstattung über Grundbegriffe wie Chaos, Staat, Reich usw. an. In 
einem „Zentralstaat‘‘ zum mindesten hätte doch eine Zentralregierung die Pflicht, 
etwas mehr als5 Länder von 21 mindestens zu beherrschen, zumal sie ja die Länder- 
zahl noch wesentlich vermehrt hat und bis ins Uferlose weiter zersplittern möchte! 

Wie sang doch einst Jung-Deutschland boshaft? „Denn auch Charpie ist Leine- 
wand...“ — nur reißt sie noch leichter, wenn Eisenfäuste in Samthandschuhen 
daran zupfen, wie gegenwärtig die Japaner an Nordchina. Wir aber wissen aus 
unserer deutschen Geschichte, wie lange es dauert, bis man im Stil eines Friedrich 
Wilhelms I. oder Wilhelms I. auch nur wieder das Gewebe eines ehrlichen Beamten- 
tums zusammenfügt, wenn es erst einmal in Charpie zerfasert ist, wie stellenweise 
in Mitteleuropa und China. Man hat dem Südtiroler Reuth-Nicolussi einen 
Vergleich Mitteleuropas mit dem Reich der Mitte sehr übel genommen — aber 


ee. 


besser wäre es, keine Vergleichspunkte darzubieten. Deshalb mußte einmal hier 


Vergleichbares beim Namen genannt werden. 
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Ein wahrer phraseologischer Völkerrechtsrausch ist am 24h. und 25. Februar in 
Genf ausgebrütet worden; Dr. Yen hat geschickt Chinas Segen dazu gegeben; der 
geopolitische Kater dazu wird nicht ausbleiben, und das durch Abwesenheit glän- 
zende Australien wie das stimmenthaltende Siam — zwei sehr bemerkenswerte 
Versager! — werden sich noch glücklich schätzen, am ersteren nicht teilgenommen 
zu haben und sich damit den zweiten zu ersparen. 

Denn waren etwa die wesentlichsten Stellen der Rede Matsuokas deshalb nicht 
richtig, weil er allein stand? ‚Seine Argumente sind heute zum erstenmal beinahe 
wirksam“, schreibt die konservative „D.A.Z.“, „seine verzweifelte Lage in dieser 
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Genfer Ecke Europas“ unterstreichend, ‚über der man die Macht seines Landes in 
der weiten, ostasiatischen Welt vergißt.‘“ Warum vergißt man sie denn, wenn sie 
doch eine Wirklichkeit mit ungeheurer geopolitischer Wucht ist? — — 

„Ihr alle, Lyttonausschuß, Neunzehnerkomitee, Völkerbund, vergeßt die wahren 
Verhältnisse im Fernen Osten“, sagt der Mann der „D.A.Z.“ Und der Mann der 
linken „Frkf. Ztg.“ sagt doch auch die Wahrheit mit Matsuokas Worten: „China 
befindet sich seit Jahrzehnten in einem Zustand des Bürgerkriegs; es habe in dieser 
ganzen Zeit seine internationalen Verpflichtungen verletzt und Japan als nächster 
Nachbar habe besonders darunter gelitten. Es gebe in China keine Zentralorgani- 
sation. Tibet sei unabhängig; Chinesisch Turkestan habe keinen Zusammenhang mit 
dem eigentlichen China, und die äußere Mongolei bilde seit Jahren ein Stück Ruß- 
land. China sei ein Problem, das den Weltfrieden bedrohe...‘“ usw., wie man das 


am al. 2. nachlesen kann, rechts wie links, in der deutschen, englischen Presse. 
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Wahrhaftig: Venezuela, Kanada und Litauen werden dem Völkerbund ihre großen 
Stiefel leihen, um statt Japan „Ordnung gegenüber der chinesischen Anarchie“ zu 
schaffen! Vorläufig hörten wir nur ihre großen Worte, während die wirklichen 
Weltmächte, USA. und SSSR., England und Frankreich, sich still und vorsichtig 
verhalten, nur Wellington Koo mit den Säbeln des Völkerbunds rasselte und 
ihn erneut vor die Lage stellte, Chinas Kriege zu führen. Er wird dann sobald nicht 
abzurüsten brauchen! 

Was aus vorzeitig in ihrer geistigen Haltung abgerüsteten Kolonialmächten wer- 
den muß, wenn sie auf scharfe Proben gestellt werden, das zeigt eine völkerpsycho- 
logisch ausgezeichnet herausgearbeitete Mitteilung aus Indonesien, die wir im glei- 
chen Blatte bringen (S. 230). Denn der Wehrzustand eines Reiches, wenn es nun 
einmal Verantwortungen für weite Räume außerhalb seines allereigensten Selbst- 
bestimmungsgebietes übernommen hat, ist doch nicht Sache eines ganz bestimmten, 
beständig zu Hause angegriffenen Verwaltungszweiges oder „Dienstes“, sondern 
Ausfluß einer Grundeinstellung der Volksseele. Darin, daß den Heimatmassen der 
wahre Herrschaftswille (‚the lost dominion“) und damit die Herrschaftsfähigkeit 
— eine im Grunde eben undemokratische Eigenschaft! — verlorengegangen ist, 
darin sind die Schwächezustände der Niederlande, wie auch Englands über See, 
und namentlich ihre indopazifischen Nervenstörungen begründet! 

Darum hat ein Mitglied der Labourpartei a. D. gut predigen: „Ihr habt das erste 
Reich verloren, weil ihr die Kolonien besteuert habt, und ihr werdet das letzte 
verlieren, weil ihr den Kolonien gestattet, die Bürger des Mutterlandes zu besteuern“ 
(Snowden über Ottawa); und ein Senator der Niederlande, der seinem Vaterlande 
nach der Krise der Flottenmeuterei den Dienst in Genf verweigert „wegen der 
Art, wie die Regierung Bomben auf — (das meuternde Schiff) — die Sieben Pro- 
vinzen habe werfen lassen‘, der müßte auch den Mut haben, mit Grabesstimme 
auszurufen: „Ich weiß zwar: ‚Indien verloren — Unglück geboren‘; ich weiß, daß 
mit der Malaienherrschaft mindestens zwei Fünftel des ganzen Volksreichtums der 
Niederlande zum Teufel gehen und ihr ganzer Sozialluxus dazu — und dennoch 
bin ich für Aufgeben des Imperialismus dort, aus dem wir dreihundert Jahre Wohl- 
stand gesogen haben...“ Das allein wäre wirklich ehrlich; aber dazu raffen sich 
selbst „Idealisten“ wie Macdonald nur auf, solange sie in der Opposition sind! Des- 
halb werden sie von Japan aus als Heuchler bezeichnet und bei den schönsten Reden 
in Genf nicht ernst genommen — und müssen notwendig (wie Frankreich, das sich 
die Ideologie des kolonialen Herrengeistes bewahrt hat) jede wirkliche Ab- 
rüstung sabotieren. Das ist die große Gefahr für „sozialistische“ Kolonialschwärmer! 

Zum Kapitel „Verstäd terung“ bringt die Durcharbeitung der Zählungs- 
ergebnisse für das indische Gebiet der „Zentralprovinzen“ einen Beitrag. 
(Times of India, Mail Ed. 25. a. 1933, S. 6.) Die dem Nizam von Hyderabad ab- 
gepreßten Landesteile zeigten mit 18 Mill., Berar mit 3,5 und die eingeschlossenen 
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Fürstenstaaten mit 2,5 Mill. ein Wachstum von ıa % für das letzte Jahrzehnt. Der 
Zensussuperintendent fragt kühl angesichts dieser Tatsache zu schneller Raum- 
ausfüllung, ob sich die erschreckende Kindersterblichkeit, an sich gewiß bedauerlich, 
als solche Tragödie erweise — als die sie z. B. B. K. Sarkar und Brij Narain be- 
klagen: vom indischen und allgemein menschlichen Standpunkt doch gewiß mit Recht. 


Der Verstädterungs- (Urbanisations-) Vorgang schreite in der ausgespro- 
chenen Agrarlandschaft glücklicherweise äußerst langsam vorwärts, wenn auch die 
ländliche Bevölkerungsvermehrung nur 11%, die städtische 22% betrage. Aber zur 
Zeit seien in den Zentralprovinzen nur 98 von 1000 „Stadtmenschen“, gegen 112 
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in den Vereinigten Provinzen, 212 in Bombay, 136 in Madras und 799 in England!! 
Die überwältigende Mehrzahl der Landesbevölkerung in diesem Kerngebiet Indiens 
sei landliebend und bodentreu, und nur äußerster Wirtschaftsdruck zwinge die 
ärmsten Klassen in die Stadt. Noch immer wirkt sich — trotz der Sarda-Akte — 
die Kinderehe schädlich aus: 7% aller Hindumädchen wurden vor ihrem zehnten 
Jahr verheiratet! 


In diesen Kernlandschaften überwiegt die Hindubevölkerung, mit 54% für die 
höheren Kasten, 17,5% für die niederen Kasten, 12,7% für die Ureinwohner mit 
(— sehr gemischtem! —) Hinduglauben, 11% für die Schattierungen von Natur 
und Dämonenglauben, Animismus und Aberglauben der Frühstämme, i. G. über 
4 Mill.; wogegen die Islambekenner nur 3,9%, aber in rascher Zunahme, aus- 
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machen, wie sie ja auch in Alwar sich ganz anders breit machen als die weicheren 
Hindumehrheiten. 

Zum Kapitel „Wehrgeographie“, hier Sicherheitszonen und Pufferräume, 
sei daran erinnert, daß Jehol, weiträumig und dünnbevölkert, mit seinen 
127000 qkm und 41, Mill. von den Japanern für Manchukuo in etwa der Friedens- 
stärke des einstigen bayrischen Heeres innerhalb von acht Tagen, abschließend durch 
Besetzung der Hauptstadt vom 3./4. März 1933, völlig gelähmt und überrannt 
wurde. Daraus kann man sich errechnen, wieviel Zeit zur Entwicklung eines allen- 
fallsigen „‚potentiel de guerre‘ geblieben wäre. Man vergleiche danach die Sicher- 
heit Mitteleuropas. Das Milizen- und Freiwilligenheer riß aus. 

Wehrgeographisch nicht ohne Pikanterie ist ferner das Ausscheiden Japans aus 
dem Völkerbund, aber sein freundliches Verbleiben in der Abrüstungskonferenz 
mit der Mitteilung der allerdings bedauerlichen Tatsache, daß es selbst aufrüsten 
müsse, was ja allerdings Admiral Osami Nagano der hohen Versammlung in 
Genf für die Flotte schon vor geraumer Zeit mitgeteilt hatte. (Betrachtungen dar- 
über u. a. „North China Herald‘ vom 8. 2. 1933.) Dagegen wäre man gern bereit, 
Flugzeug-Mutterschiffe und Flugdecks auf Großkampfschiffen abzuschaffen (d. h. 
fremde Flugstreitkräfte möglichst weit ab von dem empfindlichen Inselbogen zu 
halten), ferner weit kreuzende U-Kreuzer zu streichen, dagegen die U-Boote auf 
nahe Schutzentfernungen in größeren Mengen zu behalten; endlich allgemein die 
Schiffsgrößen und die Kaliber auf ı4 Zoll zu verringern: lauter wehrgeographisch 
begreifliche Leitlinien! Wir sehen als letztes Ziel auch hier nur „Sicherheit“, eben 
die, daß niemand Japan im Fernen Osten stören kann! Frei nach General Araki: 
„So lange wir unsern festen Entschluß zeigen, so lange wird die Welt weniger ge- 
neigt sein, sich in unsere große Mission auf dem Festland einzumischen. Die Welt 
hat den Krieg todsatt, und wir können unser Ziel ohne große Anstrengungen er- 
reichen, vorausgesetzt, daß wir unsere Entschlossenheit entfalten...‘ usw. 

Zu nahes Herankommen von Weltfluglinien und fremden Flugstütz- 
punkten aber stört dieses Sicherheitsgefühl, wie u. a. der in Frankreich erzogene | 
Südchinese General Oong Chao-huan, der Verteidiger von Woosung im Februar 
1932, erkannt hat. Daher auch — neben aller sonstigen Blüte des Waffenhandels 
in Südchina — das besondere Interesse Kantons an Flugabwehrgeschützen, auch als 
städtische Angelegenheit des Oberbürgermeisters Liu Chi-wen; daher auch der 
Anteil dort an der freundlichen Vorführung des britischen Flugzeug-Mutterschiffs 
„Hermes“ und die Ermunterung des Wettbewerbs zwischen den zumeist britischen 
und tschechoslowakischen Waffenlieferfirmen, während das letzteren befreundete 
Geschäft von Le Creusot mehr nach Japan geht. Auch hier hat geopolitische Arbeits- 
teilung längst Platz gegriffen; und als „Vernebelung“ hat man die Affäre von 
Hirtenberg aufgebauscht. 


Wie wenig haltbar die noch vor wenig Jahren von einzelnen Geographen ver- 
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tretene Anschauung ist, daß Flugwesen und Luftschiffahrt, weil angeblich 
von der Erdoberfläche unabhängig, mit der Verkehrs- und Wirtschaftsgeographie 
nichts zu tun hätten, verraten die Abänderungen der Imperial Airways- 
Strecken nach dem mittleren und fernen Osten: teils unter unter dem Druck 
politisch-geographischer Sperrmaßnahmen einzelner zu überfliegender politischer 
Räume, wie Italien, Persien, teils unter örtlichen Landungsschwierigkeiten, wie 
ın Castlerosso, in Südcypern, beim Niederflug ins Jordantal unter dem störenden 
Einfluß der Fallwinde („Adiabatic“), und vor den Launen der Wetterlage in dem 
Winkel zwischen Rhodos, Cypern und Palästina, die schließlich den Umweg über 
Alexandria, Gaza und Rutbah nahelegten. 1 

Auch der neue Persische Golf-Weg ab Bagdad über Koweit, Bahrein und 
das verbesserrte Aerodrom von Gwader ist sowohl politisch-geographisch (persische 
Schwierigkeiten), als morphologisch (Fallböen der Küstenketten) beeinflußt. Für 
die politisch-geographischen Flugschwierigkeiten rächt sich die indische Regierung 
nicht sehr christlich an den niederländischen und französischen Konkurrenzlinien 
und den schnellen Dampferanschlüssen der letzteren nach Südchina, so daß selbst 
die „Times of India“ klagend ausruft: „Es ist ein Jammer, daß der wirtschaft- 
liche Nationalismus selbst die Sphäre des Postverkehrs erobert hat, von der er so 
lange Zeit in einzigartiger Weise ferngeblieben war.“ 

Ja: der Wetibewerb im Waffenhandel und das Sicherheitsgeschrei dazu als 
Lügenantiphonie verderben eben den Charakter sogar für die Postbeförderung und 
selbst bei sonst gottgefälligen Nationen; und der „cri au voleur“, zu oft von den 
wirklichen Dieben der Macht ausgestoßen, verfehlt schließlich sogar seine Wirkung 
in dem wahrhaftig gutgläubigen Mitteleuropa. Es gehört sogar zu den vornehmsten 
Pflichten der Geopolitik, ihm die Augen dafür offenzuhalten, wie es bei den wirk- 
lichen Herren der Erde hinter den Kulissen zugeht, damit den betrogenen Europäern 
nicht unversehens der letzte, noch tragfähige Lebensraum unter den Füßen weg- 
gezogen wird und sie ihrerseits vergeblich nach der nur ihnen vorenthaltenen Sicher- 
heit rufen, ob sie nun auf der Stadtflucht oder Land£flucht vergast und mit Bomben 
beworfen werden. | 


GEORG SCHMIDT-ROHR: 
Die Sprache als politische Größe im Kraftfeld der Staaten. 


Jeder Versuch, den geopolitischen Raumbegriff zu klären und von ihm aus zu 
praktisch-politischen Erkenntnissen zu kommen, führt zu der Notwendigkeit, ver- 
schiedene Arten von ‚Räumen“ zu unterscheiden, so vor allem den Lebensraum, 
den Wirtschaftsraum, den staatlich politischen Raum, den strategischen Raum, den 
geopsychischen Raum. Es ist die Spannung zwischen den Grenzen dieser sich nicht 
deckenden Räume verschiedener Art, die zu den zu erforschenden und zu lenkenden 
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politischen Bewegungen führt. Die Untersuchung der raumpolitischen Grenz- 
spannungen scheint mir oft eine Raumgröße zu übersehen, deren politisch-dyna- 
mische Kraft für weite Bezirke der Erde heute stark im Wachsen ist und deren Be- 
deutsamkeit hier erörtert werden soll: den „Volkstumsraum‘, 

Um eine konkret-faßbare Größe zu haben, soll unter Volkstumsraum in willkür- 
licher Setzung der Raum von Sprachgemeinschaften verstanden werden. Es kann 
natürlich scheinen, als ob diese willkürliche Vergröberung und Materialisierung des 
Volkstumsbegriffes den wirklich mit den „Volkstümern‘ gegebenen Ordnungen der 
Erdbevölkerung nicht gerecht wird. Doch das soll hier nicht erörtert werden. (Zu 
dieser Frage habe ich in umfassender Weise Stellung genommen in dem Buch „Die 
Sprache als Bildnerin der Völker“, eine Wesens- und Lebenskunde der Volkstümer, 
Verlag Eugen Diederichs, Jena.) Hier ist die betrachtete, konkrete und gesetzte 
Gegebenheit, die einen geographischen Raum als Einheit zu sehen erlaubt, das Be- 
völkertsein dieses Raumes mit einer sprachlich einheitlichen Menschengruppe. Ob 
damit schon die Volkstumsräume schlechthin erfaßt sind oder nicht, das ist in 
einem anderen Zusammenhang fraglich und bleibt für diese Erörterung durchaus 
gleichgültig. Diese Voraussetzung muß mindestens vorbehaltlich anerkannt werden. 

Wesentlich für jede geopolitische Betrachtung, die den Rechnungswert ihrer 
Größen richtig abschätzen will, ist es, daß sich aus der Wesensverschiedenheit der 
„Sprachen“ eine geopolitische Wertverschiedenheit ergibt. Ob es sich um Indianer- 
stämme Nordamerikas oder um das deutsche Volk der Gegenwart handelt, es ist 
gemeinsames Kennzeichen ihrer. Menschlichkeit, daß sie „sprechen“. Für die Be- 
wertung der politischen Kräfte, die aus den Sprachen aufzuwachsen vermögen, ist 
es aber von entscheidender Bedeutung, ob eine Menschengruppe eine kleine, schrift- 
lose Mundart spricht oder eine große, geschichtstiefe, verschriftete Hochsprache 
mit einer reichen Literatur. Der Leistungsfähigkeit der Sprache entspricht in noch 
festzustellender Weise die Leistungsfähigkeit der Sprecherschaft auch im Politischen. 

Die Art und Gewalt des Wir-Bewußtseins der durch eine einheitliche Sprache 
zusammengehaltenen Gemeinschaftsgruppen ergibt sich aus der gleichformenden 
und gleichnormenden Kraft jeder Sprache im Geistig-Seelischen. Die Sprache ist ja 
nicht nur — das ist wesentlich — Mitteilungsmittel innerhalb einer Gruppe. Vor- 
aussetzung der Verständigung und Mitteilung ist vielmehr, daß die Sprechenden 
in ihrem Denken, Fühlen, Wollen aufeinander abgestimmt sind, und diese Ab- 
stimmung geschieht, indem die Sprachgemeinschaft die ihr nachwachsenden oder 
von außen her zuströmenden Einzelzellen in die ganz bestimmte, sonderartige Be- 
griffswelt einer ganz bestimmten, geschichtswirklichen Sprache hinein vergewaltigt, 
ohne daß diese sich bewußt sind, wie sie geformt werden. Wer mit Hilfe des 
Begriffsschatzes einer Volkssprache die Welt erleben und erkennen lernt, wird 
damit unmerklich in den geistig-seelischen Nationalbereich dieses Volkstums hinein- 
gezogen. Er lernt die Welt mit ganz bestimmten, von der Gemeinschaft her ge- 
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gebenen Voreingenommenheiten auffassen. Seine geistige Sonderheit, sein Gefühls- 
und Willensleben wird nach einer gruppenpersönlichen Besonderheit geprägt. 

Diese Willensart, in die der einzelne hineingeformt wird, schon indem er, ohne 
es zu merken, Glied eines Gruppenwillens wird, die dem einzelnen aus der geistigen 
Luft seiner Gemeinschaft zufliegt, ohne daß er dabei eine Willensentscheidung zu 
fällen hat, ist der Wesenwille genannt worden. 

Der Wesenwille ist von der Wesensartung her gegeben. Der einzelne sieht hier im 
allgemeinen nicht einmal die Möglichkeit einer anderen Willensbildung. Der Kür- 
willen hingegen beruht auf der Wahl zwischen einem Entweder-Oder. Hier werden 
dem einzelnen wohl auch von seiner Gemeinschaft die Gründe für das Entweder und 
für das Oder zugetragen, in verschieden eindringlicher Weise zugetragen, aber es ist 
eine bewußte, laute Entscheidung, die dem Willen eine bestimmte Richtung gibt. 

Eine echte Spracheinheit ist immer Einheit im gleichen Wesenwillen, nicht aber 
von vornherein Einheit im politischen Kürwillen. Sprachraum ist zu verschiedenen 
Zeiten und in verschiedenen Sprecherschaften in ganz verschiedenem Maße ein- 
heitlicher politischer Raum. Der englische, deutsche, französische Sprachraum auf 
‚ Erden ist nicht je eine politische Einheit, sondern er ist aufgeteilt auf verschiedene 
Staaten, und der Wunsch auch zu politischer Bindung zwischen den staatlich ge- 
trennten Gruppen eines einheitlichen Sprachentums ist bei manchen Gruppen über- 
haupt nicht vorhanden, bei anderen sehr schwach entwickelt, bei wieder anderen 
eine lebendige Kraft von stärkster Wirkung, vor allem wo eine Gruppe sich als 
kulturell vergewaltigte Minderheit empfindet. 

Diese letztere Gruppe, die argwöhnisch darauf achtet, daß von den politischen 
Räumen der Charakter der sprachlichen Räume nicht angetastet wird, tritt seit der 
Französischen Revolution immer entschiedener mit politischen Ansprüchen auf. Es 
geschieht etwas weltgeschichtlich Neues, wenn die Sprachgren- 
zen im Jahrhundert des Nationalstaates mit magischer Gewalt 
die Staatsgrenzen zu sich heranziehen. In manchen Gebieten ist diese 
Kraft noch gar nicht erwacht. Aber ganz unverkennbar ist doch die Gesamt- 
entwicklung, daß hier und da und überall auf der Erde Sprachtümer dabeı sind, 
zu sich zu kommen, sich selbst als geistig-seelische Wesenheiten zu entdecken, ihre 
Gemeinschaft mit den staatlich abgesprengten Teilen zu empfinden und daraus poli- 
tische Forderungen zu entwickeln. Wenn dieser Vorgang nicht überall mit Sicher- 
heit einsetzt, wenn die Deutschen der Schweiz sich oft genug noch wie von der 
Tarantel gestochen fühlen, wenn man sie „Deutsche‘“ nennt, sie zum deutschen 
Volk rechnet, so handelt es sich um Fälle, die nicht den Blick dafür zu trüben 
brauchen, wie es gemeinsames Kennzeichen einer großen Zahl von allerstärksten 
politischen Spannungen ist, daß Spracheinheit politische Freundschaft bewirkt und 
Sprachverschiedenheit politische Fremdheit, daß der Wesensraum in diesem wachen 
Zeitalter ein Bestreben hat, auch im Politischen zum Willensraum zu werden. 
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Das war nicht immer so. Das römische Imperium sog eine Unzahl von fremden 
Mundarten in seine Staatssprache, das Lateinische auf, allein infolge des politisch- 
gesellschaftlichen Geltungswertes dieser Großsprache. Es gab hier wohl auch 
Heimatliebe für die angestammte Muttermundart, aber diese war nicht stark genug, 
um einen bewußten, lauten Widerstand gegenüber der Sprache der Hauptstadt zu 
entfesseln und zu schüren. Für die Staatssprache selbst wurde gar nicht mit der 
Absicht geworben, ihr neue Sprecherschaften zu gewinnen. Diese fielen ihr von 
selbst zu. Ja der römische Staatsbeamte sprach in den griechisch sprechenden Pro- 
vinzen mit Stolz griechisch, wenn er diese Sprache genügend beherrschte. Es lag 
ihm durchaus daran, damit zu zeigen, daß er ein Gebildeter sei. Nationale Be- 
klemmungen deswegen kamen ihm auch nicht im Traum. 

Uns ist heute der auf Sprachgemeinschaft beruhende Volkstumsnationalismus 
schon etwas so Selbstverständliches geworden, daß wir leicht vergessen, wie neuartig 
er ist. Es ist noch gar nicht lange her, da nannten sich „Pommern“ mit Stolz 
„Schweden“, da kämpften Bayern gegen Tiroler und Rheinländer gegen Preußen, 
da verbündeten sich Deutsche mit Fremdvölkern gegen Deutsche, ohne daß auch 
nur die leisesten Bedenken kamen, ob hier nicht die volksbrüderliche Einheit 
verraten würde. 

Die neue Entwicklung, daß die Wesensgruppen überall und in Europa in be- 
sonders schnellem Schrittmaß zu Willensgemeinschaften auch mit politischem 
Wir-Bewußtsein werden, ist bedingt aus Wesensveränderungen der Sprache selbst, 
vor allem aus ihrer Verschriftung. Diese Verschriftung hat man sich nicht einfach 
so zu denken, daß eine vorher ungeschriebene Sprache nun geschrieben und gedruckt 
wird. Es entsteht vielmehr neben vielen Mundarten, die zum Teil so verschieden 
voneinander sind, daß ihre Sprecher sich überhaupt nicht mehr miteinander ver- 
ständigen können, eine einheitliche Schreibart. Diese Schreibart ist zunächst nur 
Schriftsprache. Erst in den letzten anderthalb Jahrhunderten entsteht dazu auch 
eine einheitliche Sprechart, eine im wesentlichen einheitliche Ausspracheweise. Und 
während früher das Gesetz sprachlichen Lebens zu immer weiterer Auffaserung der 
Mundarten in Untermundarten und Unterarten von Untermundarten hindrängte, 
tritt nun in der nach ganz anderen Gesetzen lebenden Hochsprache die umgekehrte 
Entwicklung ein: die Mundarten werden aufgesogen von der Schriftsprache. 

Erst die Schrift schafft die großen geistig-seelisch vereinheitlichten Menschen- 
massen, die seit der Französischen Revolution Geschichte machen. Erst der Druck 
und der gesteigerte Verkehr schaffen innerhalb einer sprachlichen Volksbrüder- 
schaft die äußeren Möglichkeiten der politischen Anteilnahme füreinander. Dieser 
sprachliche Verkehr ist ganz von selbst und ohne daß von politischen Zielen die 
Rede ist, immer irgendwie „politische Propaganda“. Jetzt erst erfüllen „Volks- 
tümer“ die Staaten mit Kräften von geschichtlich nie dagewesener Gewalt, die so 
unerhörte Anstrengungen und Leistungen ermöglichen, wie sie der Weltkrieg zeigte. 
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Jetzt erst wird der sprachgemeinschaftliche Wesenwille zu einer der politischen 
Großkräfte. Der Weltkrieg wird zwar noch ganz und gar von Staaten geführt, die 
dahinter stehenden Völker finden aber ihren härtesten Selbstbehauptungswillen in 
der Besinnung auf ihre geistige Art, auf ihr Volkstum. Ja schon das Volkstum 
anderer wird so wichtig genommen, daß es etwa für die Angelsachsen als der 
wesentliche moralische Grund in die Welt posaunt wird, warum sie in den Krieg 
zögen. Das „Right of Selfdetermination“ ruft immer wieder Hunderttausende unter 
die englischen und amerikanischen Fahnen, Hunderttausende, die da glauben, an 
einem Kreuzzug gegen die völkerknechtenden mitteleuropäischen barbarischen 
Staaten teilzunehmen. 

Wenn die Vereinigten Staaten für die englische Sache in den Krieg gingen, so 
wurden sie wesentlich durch die Gemeinsamkeit der Sprache hineingezogen. Die 
Botschaft, die der englische Ministerpräsident nach der amerikanischen Kriegs- 
erklärung an das amerikanische Volk richtete, jubelte, daß nun die ganze „englisch 
sprechende Rasse“ gegen den deutschen Barbaren zusammenstünde. Ganz be- 
sonders aufschlußreich dafür, wie die Sprache politische Feindschaften und Freund- 
schaften bewirkt, war die Schweiz. Die deutschen Schweizer, die so gar nicht 
„Deutsche“ sein wollen, wünschten trotz ihrer immer wieder bekundeten Reichs- 
feindlichkeit den deutschen Waffen den Sieg. Die französisch sprechenden Schwei- 
zer sahen fanatisiert das große Ringen mit französischen Interessen. 

Man darf daraus, daß eine Kraft nicht immer in die Erscheinung tritt, wo wir sie 
erwarten, nicht schon daraus schließen, daß es diese Kraft nicht gibt. Sprach- 
einheitlichkeit einer Menschengruppe bewirkt, wie schon gesagt, nur Einheitlichkeit 
im Wesenwillen, nicht aber schon mit Notwendigkeit Einheitlichkeit im politischen 
Kürwillen. Aber ein einheitlicher Wesenwille ist ein besonders günstiger Boden für 
die Entwicklung eines einheitlichen Kürwillens auch im Politischen, so sehr dieser 
natürlich vor allem durch die historischen Staaten und die geschichtlichen Erleb- 
nisse von Menschengruppen bedingt ist. Gewiß sehen wir noch oft genug, daß sich 
das Gemeinschaftsethos bestimmter Gruppen im Staatlichen erschöpft und daß die 
wesensgemeinschaftliche Verbundenheit mit den Volksbrüdern gleicher Sprache nur 
mit Argwohn gesehen wird. Daneben aber gibt es „sprachliche Minderheiten“, die 
von der heißesten Opferbereitschaft und dem härtesten politischen Willen beseelt 
sind, der das Martyrium alltäglicher Peinigung auf sich nimmt. 

Während es für die Gegenwart häufiger ist, daß die Grenzen der Staatsräume 
nach den Sprachgrenzen ausgerichtet werden, ist es in der Vergangenheit (wie 
natürlich auch noch in der Gegenwart) häufig zu beobachten, wie sich nach den 
gesellschaftlichen, staatlichen Grenzen die Sprachgrenzen verändern. Die Mund- 
artenforschung der letzten Jahre hat gezeigt, wie häufig Mundartengrenzen sich 
den Staatsgrenzen und den Grenzen von Kirchenbezirken angepaßt haben. Ein 
Spannungsverhältnis zwischen Sprachraum und Staatsraum besteht überall, wo sich 
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die beiden Räume nicht decken. Aber die beiden gegeneinander spielenden Kräfte 
sind ganz verschieden groß in verschiedenen Zeitaltern und an verschiedenen 
Orten, je nach der Wesensart der Staaten und Sprachen. 

Es sind gewiß auch Beziehungen des sprachlich einheitlichen Raumes zum geo- 
psychisch einheitlichen Raum vorhanden. Aber die charakterformende Kraft des 
deutschen Raumes ist die Kraft vieler geopsychisch verschiedener Räume. Es ist die 
Bergwelt und die Tiefebene und die Seeküste, die mit ihren aus dem Boden strö- 
menden Formkräften mitwirkten bei der geistigen Sonderprägung des deutschen 
Sprachvolkes. Die Mundarten haben wohl im wesentlichen geopsychisch einheitliche 
Raumheimaten, die Sprache aber hat ein Vaterland, das viele Heimaten umfäßt. — 
Der gleiche Raum hat ferner oft genug im geschichtlichen Wandel verschiedene 
Völker mit sehr unterschiedlichem Charakter beherbergt. — Es sind auch vielerlei 
Wirtschaftsräume, in denen die deutsche Sprachgemeinschaft lebt und vielerlei 
Lebensräume, wenn man die deutsche Raumeinheit gesetzt sieht durch die Hoch- 
sprache, vielerlei Lebensräume den Lebensformen nach, ob es sich um Alpenbauern 
oder um Hochseefischer handelt. 

Wenn die Geopolitik „die Lehre von dem Raum vertritt, der über das Volk die 
Geschichte formt“, dann muß sie gewissenhaft untersuchen, wie die verschieden- 
artigen Räume übereinander gelagert sind, welche Spannungen daraus erwachsen 
müssen. Besonderes Erfordernis der Stunde scheint es mir zu sein, daß der „Sprach- 
raum“ in seiner eigengesetzlichen politischen Dynamik untersucht wird, die ab- 
hängt von der Art der Verschriftung, von der Geschichtstiefe einer Sprache, von 
dem Größenverhältnis der Sprecherschaften. 

Man darf in der politischen Rechnung nicht einfach Mundarten, Stämme ohne 
Hochsprache als Größen gleicher Ordnung neben die europäischen Großvölker der 
Hochkulturen stellen. Diese Mundartengebiete sind Räume von anderer politischer 
Würde und Wesensart als die Gebiete der Großsprachen. Doch auch die Klein- 
sprachen, das Dänische, Tschechische, Lettische, können unmöglich als Größen 
gleichen Ranges wie die Weltsprachen, das Englische, Deutsche, Französische, 
Spanische, angesehen werden. 

Das Unrecht von Versailles wird erst in seiner ganzen Größe deutlich, wenn 
man bedenkt, daß eine Hochsprache, eine Großsprache, eine Weltsprache zum 
Nutzen von Mundarten und Kleinsprachen beschnitten wurde. Drei Millionen 
Deutsche zum Beispiel, also soviel wie die gesamte Einwohnerschaft Dänemarks, blieben 
staatlich vom 80-Millionenblock der Deutschen abgelöst und wurden dem tschechi- 
schen Kleinvolk, über 40000 Deutsche den Dänen zugeteilt usw. 

Man frage. nur Engländer und Franzosen, ob sie diesen Kleinsprachen denselben 
Rang einräumen wie ihren Weltsprachen. Man frage sie, was sie empfinden wür- 
den, wenn man ihre Volksbrüder mit Gewalt dazu brächte, nur noch litauisch 
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zu sprechen, um ihnen klarzumachen, was das deutsche Volk in Mittel- 
europa alltäglich leidet. 

Eine politische Neuordnung Europas, die den Zustand erstrebt, welcher die 
natürlichen Spannungen zwischen den Staaten auf das kleinste Maß beschränkt, — 
eine wirkliche Befriedung Europas ist daran gebunden, daß die kulturellen Räume, 
die Volkstumsräume ein gesichertes Eigenleben führen können und daß das 
Rangverhältnis unter den kulturellen Räumen, das von der Art 

‚ihrer Sprache abhängt, gewahrt bleibt. Solche Neuordnung muß nicht schon die 
Lungenkraft der kleinen Gernegroße zum Maßstab nehmen für den staatlichen 
Freiheitsspielraum, der diesen Gruppen im Rahmen einer europäischen Gesamt- 
ordnung gewährt werden kann. In einer wirklich sinnvollen Ordnung kann un- 
möglich jeder kleinen Gruppe, die den Wunsch zur Eigenstaatlichkeit hat, das 
Recht darauf gewährt werden. 

In vielen Gebieten Europas sind die Völker nicht nebeneinander geordnet, son- 
dern durcheinandergeschüttelt. Hier sind nationale Staaten von vornherein un- 
möglich. Aber selbst da, wo die räumliche Gliederung die Bildung von Einzel- 
staaten zuläßt, werden in manchen Gebieten Staatenverbände zu gründen sein, 
in denen erst manche Kleinstaaten wirklich lebensfähig zu werden vermögen. 
Das heißt aber nicht, daß in Gebieten von Kleinsprachen ohne 
eigenstaatliche Kraft nur deswegen der heutige Zustand er- 
halten bleiben soll — (bei dem kleine Gruppen nur auf den Krücken der 
Macht anderer Staaten in einem scheinstaatlichen Leben erhalten bleiben) — weil 
so das Kernvolk Europas am besten und dauerhaftesten ge- 
schwächt und belästigt wird. 

Trotzdem Franzosen und Engländer während des Krieges vorgaben, für das 
Selbstbestimmungsrecht der Völker zu kämpfen, wollen sie heute nicht mehr sehen, 
wie schlecht sich die Staatsräume und die Sprachräume vor allem im Osten und Süd- 
osten Europas decken und wie dringlich hier eine Neuordnung ist, wenn höchst ge- 
fährliche Spannungen beseitigt werden sollen. Wichtiger noch als die Abrüstung ist 
die Beseitigung der Spannungen, die zur Anwendung von Waffen führen, der Span- 
nungen, die daraus entstehen, daß Millionen in Europa sich in der freien geistigen 
Entfaltung in ihrer Sprache behindert sehen. 

Die politisch-dynamische Kraft der Sprachräume stellt den Politiker vor allem 
vor das Rätsel, daß diese Kraft in verschiedenen Zeitaltern der Geschichte und an 
verschiedenen Orten so verschieden stark entwickelt ist. Das führt allzu leicht 
zu ihrer Vernachlässigung in der politischen Rechnung. Auch die Geopolitik darf 
den Sprachraum nie außer acht lassen. Sie soll nicht nur das „geographische 
Gewissen des Staates“ sein, sondern auch und vor allem das „geogra- 
phische Gewissen des Volkes“. — Wir Deutschen haben solche Wissen- 
schaft besonders nötig. 
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KARL HAUSHOFER: 
Literaturbericht über den indopazifischen Raum 


Neben allen Spezialarbeiten sei dauernd der 
enzyklopädischen gedacht: 

14.u.15. Bd. XIl und XIll des Gr. Brock- 
haus: Mai bis Ost. Darin sucht die Forde- 
derung des Tages zuerst die „Mandchurei“ als 
nächstes und dann „Mongolen und Mongolei“ 
als übernächstes Streitobjekt: zwei gedrungene, 
gediegene, das schwierige Quellenmaterial in 
seinem Propagandastreit überlegen sichtende 
Aufsätze. Unterwegs haftet der Blick an 
hübschen Plänen von „Mailand“ und „Mainz“, 
einer sehr feinen Skizze des „Mainzer Bek- 
kens“, auf dem wohlbewältigten „Malaien“- 
komplex, konstatiert, daß die Bevölkerungs- 
umschichtung auf „Malakka‘“ bereits berück- 
sichtigt ist und nebenan ein entscheidendes 
Aquarell den ganzen Reiz von „Malaga“ als 
Miniatur wiedergibt. Das schöne Blatt Nord- 
westafrika ist bei „Marokko“ an der rechten 
Stelle. Vielleicht hätte „Marseille“ (Notre 
Dame de la Garde) ein ähnlich leuchtendes 
Blatt wie „Marrakesch“ verdient. ‚„Marne“- 
und ‚Masuren“schlacht vertiefen den wehr- 
geographischen Wert; und breiten Raum nimmt 
mit Recht ‚Meer‘ und ‚„Meereskunde“ (Kar- 
ten und Bilder) ein. Besonders schön und 
breit ist „Mexiko“, auch das „Mittelmeer“ 
(geopolitisch!) behandelt, etwas kurz die „Mil. 
Geographie“, auch wohl die „Minderheiten- 
frage“, gut im Raum „Moor“ und „Moskau“. 

Im Band XIII lenken die Schlagworte 
„Neuseeland“ und ,‚‚Niederlande“, ,‚Nord- 
amerika“ und „Nordpolarforschung“ [mit eini- 
gen ausgezeichneten Karten], „Oberschlesien“, 
„Orient“, „Österreich“ und ‚„Ostsee“ wie 
„Ostpreußen“ (gute Karten!) zuerst die Auf- 
merksamkeit auf sich, unter den Stadtbildern 
„München“, „New York“, „Oslo“. Wir sehen 
unter den geopolitisch interessanten Wirt- 
schaftsgütern das „Opium“ breit behandelt, 
vermissen nur die „Ölpolitik“, so sehr der 
„Öldunst“ die Weltpolitik durchzieht. Sehr 
dankenswert ist die Gerechtigkeit, mit der im 
Raum das „österreichische“ Problem und die 
„ostdeutsche Kolonisation“ ausgeführt sind. 
Auch die riesige Kultur- und Wirtschafts- 
leistung der „Niederlande“ kommt mit Recht 
im zugewiesenen Raum zum Ausdruck. Heikel, 


etwas schmal dotiert ist das Thema „Nation“ 
(warum fehlt Goethes schönes Wort „Volk- 
heit“, das Sieger als Ersatz für Nation emp- 
fahl), ein Kabinettstück dagegen ist die ver- 
gleichende Darstellung der „Nationalhymnen“. 

Gespannt sind wir, ob die verschwende- 
rische Fülle der im Brockhaus angelegten Kar- 
ten sich zu einer ähnlichen Sondersammlung 
verdichtet, wie ı6. der in seiner Art einzige 
Welt- und Wirtschafts-Atlas zum ‚‚Her- 
der‘‘ Freiburg i. B. 1932, mit 106 Haupt 
karten, 65. Wirtschaftskarten, zahlreichen Ne- 
benkarten und — eine ausgezeichnete Idee! — 
einem auswechselbaren Stat. Teil: „Die Weit 
in Maß und Zahl.“ Wahrlich! An unseren 
großen Verlagen liegt es nicht, wenn das 
Weltbild Mitteleuropas nicht mehr auf der 
Höhe seiner einstigen Weltgeltung ist. Der 
kühne Versuch des Herderschen Kartenbandes 
ist gespannt erwartet worden. Denn diese Art 
der Behandlung räumt — wenn sie sich be- 
währt — mit vielen alten Methoden, nament- 
lich der Zahlendarstellung ohne Anschauung 
und Kartenbild zerstörend auf. Entscheidend 
ist dabei, wieweit zusammenwirkende Gebiete 
und solche mit annähernd gleichstehender 
Wirtschafts-Durchdringung mit geschickter 
Hand herausgeschnitten werden, wobei natür- 
lich kartographische Tradition und weltpoli- 
tische, vielleicht auch weltanschauliche Ein- 
stellung Schranken zieht. Vorweg: diese sind 
im -Geographischen im Herder fast nicht zu. 
spüren, durchaus jedoch die Sicherheit eines 
gefestigten Rahmens. 

Wohl aber erleichtert der nun bekannte. 
und verfügbare Rückhalt eines solchen kon- 
zentrierten Trägers praktischer weltpolitischer 
und weltwirtschaftlicher Erkenntnis den wei- 
teren Herder-Bänden das Leben sehr! | 

17. Band IV des Großen Herder (Eisen- 
hütte bis Gant) kann sich zunächst schon auf 
den vorliegenden Kartenband stützen; seine 
schönen Blockdiagramme (Ecuador z. B.) sind 
nicht mehr Einziges, sondern Zugabe, wie die 
guten Landschaften und Städtebilder. Die 
„Eiszeit“ streift schonend ein viel umstrittenes 
Feld; bei manchem technischen Kapitel, wie 
der „Elektrizität“ würde man gern auch den 
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Geographen (Verteilung der Anlagen, weit 
über Ausdehnung des Gebrauchs) mehr betei- 
ligt sehen, ebenso wie beim „Erdbeben“, das 
doch auch außerhalb Europas, zu dessen Glück 
sogar häufiger und zerstörender, karto- 
graphisch erfaßbar vorkommt. „Europa“ zeigt 
einige sehr schöne geopolitische Karten und 
Einblicke. Der ‚Mount Everest“ ist in einer 
‚Prachtaufnahme dargestellt, die den dämoni- 
‚schen Reiz des Berges begreifen läßt; an vie- 
len Stellen zeigt sich, daß der durch den 
Atlas ersparte Raum noch weise von geo- 
graphischem Einschlag weiter durchwirkt 
werden darf (Gesteins-Falten-Bild u. a.: 
Feldberg, Felsengebirge, Fernpaß, Fichtel- 
gebirge, Fidschi, Florenz, Fluchthorn); im 
großen hat „Frankreich“ als Land, „Frei- 
burg“ als Städteporträt wohl die Möglichkeit 
gegeben, in diesem Band erdkundlichem und 
geopolitischem Denken am meisten zu zeigen, 
daß es im Gesamtrahmen auf der Wacht und 
bereit war, die Rechte des Bodens, der Erde 
am Gesamtgeschehen wahrzunehmen. Wie nö- 
tig das ist, verrät 

ı8. die „Steinmetz - Nummer“ von 
„Mensch en Maatschappij“, No. ı en 2 
der höchst fesselnden niederländischen Zeit- 
schrift (g. Jahrg.). Groningen 1933, Noord- 
hoff. Denn neben einigen ganz ausgezeich- 
neten Beiträgen zu Ehren des berühmten, 
wenn auch der Geopolitik nicht ganz. gewoge- 
nen Soziologen, flößen uns doch z. B. Piti- 
rimA.Sorokins: „Life-Span, Age-Compo- 


sition and Mortality of social Organisations“ 
das lebhafte Bedenken ein, daß eine so be- 
triebene Soziologie sich allzusehr vom Boden 
der Wirklichkeit entferne und in erdfremde 
Spekulationen auflöse; und mehr als primitiv 
erscheint uns vom geopolitischen, aber auch 
kulturmorphologischen Standpunkt S. 79 über 
Sterblichkeit der Staaten! Böhmens Staats- 
recht stammt doch nicht erst von ıgı8, das 
tausendjährige Reich Ungarns von ıg20! So- 
viel, um nur einige der Bedenken zu kenn- 
zeichnen, die unwillkürlich aufspringen, wenn 
wir diese vom geopolitischen Standpunkt höchst 
anfechtbare Geburtsliste von Staaten betrach- 
ten, und z. B. zwar südamerikanische Ein- 
tagsfliegen darin als Beweis für die Kurz 
lebigkeit angeführt sehen, aber das zweitau- 
sendjährige Japan, das mindestens fünfzehn- 
hundertjährige Tibet nicht für das Gegenteil, 
wenn wir glauben sollen, Luxemburg bestehe 
erst seit 1867, Deutschland seit 1871, Polen 
seit 1920! So einfach ist doch die unendlich 
wichtige Frage der Jugend, des Alterns, Rei- 
fens und Absterbens von Organisationen aus 
der Symbiose von Mensch und einem Stück 
Bodens wenigstens nicht abzutun, wie dieser 
Aufsatz an so hervorragender Stelle zu Ehren 
eines so scharfen, vielseitigen und unerbitt- 
lichen Denkers sie hinstellt. Dieser Art, sozio- 
logische Monokultur zu treiben, vermögen 
wir allerdings nicht zu folgen. 

Sie scheint uns zu wenig erdhaft und bo- 
denwüchsig. 


HANS OFrFE: 


Geopolitik im Lexikon 


Meyers Kleines Lexikon. Achte, gänz- 
lich neubearbeitete Auflage in drei Bänden. 
Mit etwa 2500 Textabbildungen und über 
200 Tafeln und Karten. Bibliographisches 
Institut A.-G., Leipzig 1931/32. Je Band in 
Leinen RM. ı0.—, in Halbleder RM. 15.—. 

Um es vorweg zu sagen: der Geopeolitiker 
darf mit der Beachtung, die seine junge Wis- 
senschaft im „Kleinen Meyer‘ neuester Auf- 
lage gefunden hat, wohl zufrieden sein. Vor 
allem ist es die reichliche Ausstattung mit 
Karten und Skizzen, welche dies Lexikon so 
brauchbar macht. Dies Gesamturteil schließt 
die Anmeldung von Wünschen bezüglich eini- 
ger wichtiger geopolitischer Grundbegriffe 


nicht aus: der trefflichen Belehrung über 
„politische Grenzen“ steht das Fehlen von 
Stichwörtern wie Kraftlinien (geopolitischen 
Sinnes), Talweg, Volksdruck u. ä. gegenüber. 
Von Panideen treten der Panamerikanismus 
und Panslawismus, der Panhellenismus und 
selbst der als „politisch bedeutungslos“ be- 
zeichnete Pangermanismus auf, natürlich auch 
Paneuropa, während etwa der panasiatische 
Gedanke unerwähnt bleibt. 

Zu regionalen Einheiten übergehend, ver- 
zeichnen wir die vorzüglich orientierende ganz- 
seitige Beilage „‚Geopolitik des Stillen Ozeans“, 
die durch eine kleinere für den Indischen 
Ozean ergänzt wird. Von Erdteilen sind 
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Australien und Amerika mit selbständigen 
Abschnitten über ihre allgemeine geopolitische 
Lage bedacht, nicht aber Europa, Asien, 
Afrika; immerhin bieten die tref£flichen poli- 
tischen Karten einen gewissen Ersatz. Unter 
den Großmächten werden USA., Japan und 
das Britische Weltreich geopolitisch am 
besten umrissen — dem Empire und seiner 
einzig dastehenden staatsrechtlichen Form ist 
eine hervorragend einprägsame schematische 
Darstellung gewidmet, wogegen zwar die Do- 
minien mit ihren Sonderbelangen allzusehr 
zurücktreten. Von sonstigen einzelstaatlichen 
Darstellungen seien noch erwähnt: Algerien 
als Teilgebiet des französischen Weltreiches, 
Mexiko im gesamtamerikanischen Kraftfeld 
(mit vorzüglichen Kärtchen!), ferner Abes- 
sinien, Ägypten, Bulgarien, Griechenland, Pa- 
lästina. 

Daß die Weltwirtschaft in textlicher wie 
zumal in kartographischer Hinsicht bestens 
vertreten ist, bedarf bei einer Veröffentlichung 
des Bibliographischen Instituts kaum noch des 
Beweises; nur im Vorbeigehen gedenken wir 
der sechs lapidaren Sonderkarten, von denen 
wiederum die beiden, Einfuhr- und Ausfuhr- 
überschuß veranschaulichenden außergewöhn- 
liche Beachtung verdienen. Großes Geschick 
und viel Umsicht seitens ihrer Verfasser ver- 
raten endlich noch Beiträge von der Art der 
folgenden: Kulturpropaganda, Deutschtum im 
Auslande, Auslandskunde und Auslandspresse. 


Meyers Großer Hand-Atlas. Heraus- 
gegeben von Prof. Dr. Nikolaus Creutzburg. 
Mit 360 Haupt- und Nebenkarten nebst alpha- 
betischem Namensverzeichnis (mit 772 000 Na- 
men, geographischen Kartenerläuterungen und 
einem Leseglas. Großoktay 17X25 cm. In 
Ganzleinen gebunden RM. 30,—. 


Meyers Volks-Atlas, Große Ausgabe. 
Mit ı72 Haupt- und Nebenkarten nebst geo- 
graphischer Einleitung und alphabetischem 
Namenverzeichnis. Großoktav 17X25 cm. In 
Ganzleinen gebunden RM. ı11,—. 

Meyers Großer Handatlas bedeutet nach 
dem Vorwort des Herausgebers „die durch- 
greifendste Veränderung, die der Atlas seit 
seinem Erscheinen erlebt hat“. Ein altbekann- 
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tes Kartenwerk auf der Höhe der Zeit halten, 
heißt, zumal der Kulturgeographie und der 
Wirtschaftsgeographie vor allem durch ‚‚the- 
matische‘‘ Karten Rechnung tragen, wozu in 
der 7. Auflage bereits der Anfang gemacht 
wurde. Die vorliegende Neuausgabe bringt 
neben 232 topographischen Haupt- und Neben» 
karten folgende thematische Sonderkarten: 
2ı Karten über die Verbreitung von Rassen (!), 
Religionen, Sprachen und Volkstum; ı7 Kar 
ten über Landschaftstypen, Bodengüte, Wald- 
verbreitung und Klima; go Karten über land- 
wirtschaftliche Produktion, ‚Rohstoffwirtschaft, 
Verteilung von Industrie, Verkehrsgliederung 
usw. Zu beachten ist, daß auf den zahlreichen 
Wirtschaftskarten zugunsten größerer Klar 
heit und Übersichtlichkeit meist nur je eine 
Wirtschaftstatsache dargestellt wurde. 7 

Tragen in der genannten Ausgabe die den 
Weltkarten bzw. den einzelnen Erdteilen sowie 
Mitteleuropa und dem Deutschen Reich vor- 
angeschickten Texte mehr den Charakter einer 
allgemein-orientierenden Einführung, so er- 
stand mit der großen Ausgabe von Meyers 
Volks-Atlas geradezu ein „Kartenbuch“: auf 
80 Seiten bietet es aus der Feder Dr. Edgar 
Lehmanns eine Einführung in die heutige 
Staatenwelt, die in vielem vorbildlich genannt 
werden muß in ihrer Beschränkung auf das 
Wesentliche und Typische und in ihrem wei- 
sen Maßhalten mit statistischen Angaben, die 
jedoch scharf umrissene Vorstellungen von 
den verschiedenen Staaten bzw. größeren irdi- 
schen Teilräumen vollauf gewährleisten. Daß 
der Verfasser nicht der naheliegenden Ver 
suchung erlag, bloßen Extrakt länderkund- 
licher Lehrbücher zu bieten, vielmehr seine 
Aufgabe streckenweise — so in den politisch- 
geographischen Vorbemerkungen — geradezu 
in der schwierigen Essayform löste, erhöht. 
den literarischen Wert des Kartenwerkes um. 
ein Beträchtliches. So darf man abschließend 
wohl behaupten, daß mit der neuen großen 
Ausgabe von Meyers Volks-Atlas eine durch- 
aus eigenartige und bedeutsame, neuzeitlichen 
Anforderungen gerecht werdende Form der 
geographischen Orientierung, zumal nach der 
staatenkundlichen und der wirtschaftlichen 
Seite, geschaffen wurde. 
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Arbeitsgemeintihaft 
für Geopolitik 


Die A. f. &. bereitet die Einfügung der Geopolitif an 
der Univerjität und im Unterricht vor. Zu diefem Zweck 


wird eine Arbeitszelle gegründet, die fich gliedert nach 


&) Univerfität 

b) Höhere Schule 

ce) Mittel- und Brundfchule 

d) Berufs- und Sachfchule 

e) Arbeitsdienft 
Mer auf diefen Gebieten im Sinne des nationalen 
Staates bereits gearbeitet hat und die Durchführung 
unferer Arbeit unterftügen will, erbitte Sragebogen 
und Anmeldeblätter von der Gefchäftsftelle: 


Berlin-Brunewald, Hohenzollerndamm 83 
Der Leiter: 
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Fachberater für Geopolitik 
bei der Reichsleictung der ASPAR. 
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Es wird erzählt, 


daß Shaw dem Premierminister ein Exemplar seines Buches „Kaiser | 
von Amerika“ übersandt hätte mit der Anschrift, jeder, der zur 
Regierung berufen und in ihr tätig sei, habe die Verpflichtung, 


ee 


dieses Werk dreimal durchzulesen, damit er es ganz erfasse, 


\ 


In erhöhtem Maß müßte man verlangen, daß die Mitglieder der 
deutschen Regierung, die Beamten und die Abgeordneten, die über 


denFitatdesReiches und der Länder zu beschließen haben,diesesBuch 
von Burgdörfer*) lesen und als lebendiges Gut in sich aufnehmen. 


Medizinalrat Dr. Engelmann im 
Bundesblatt der Kinderreichen 1932/7 


*) BURGDÖRFER, F,, „Volk ohne Jugend“, Geburtenschwund und Überalterung des deutshen 
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